
Postvertriebsstück 12538, Entgelt bezahlt

Winter 2015
Nr. 190, 44. Jahrgang

Nürnberg
  3,– �

Arbeiterstimme
Z e i t s c h r i f t  f ü r  m a r x i s t i s c h e  T h e o r i e  u n d  P r a x i s

Die Befreiung der Arbeiterklasse muß das Werk der Arbeiter selbst sein!

Inhalt

Fortsetzung auf Seite 3

Schon seit einigen Jahren läuft 
unter dem Stichwort „In-
dustrie 4.0“ in der BRD eine 

Diskussion über die Umsetzung einer 
umfassend digitalisierten Produktion 
und um die damit verbundenen ge-
sellschaftlichen Auswirkungen. Diese 
Diskussion wird inzwischen in der 
Öffentlichkeit zunehmend wahrge-
nommen. 

Auf die Industriebetriebe kommt 
in den nächsten Jahren eine Automa-
tisierung- und Rationalisierungswel-
le von bisher noch nicht gekanntem 
Ausmaß zu. Sie wird in den Indus-
triebetrieben und darüber hinaus, 
so ziemlich alle Bereiche und auch 
wahrscheinlich alle beruflichen Qua-
lifikationen betreffen. Den ungelern-
ten Arbeiter, den Facharbeiter, die 
Verwaltungsangestellten und selbst 

den Techniker, Ingenieur und Wis-
senschaftler.

Nun kann man einwenden, dass 
große Rationalisierungswellen, nichts 
Neues sind. Es gab sie auch schon 
zu früheren Zeiten. Die permanente 
Weiterentwicklung der Produktiv-

kräfte gehört zum Kapitalismus wie 
das „Amen“ zur Kirche. Die Unter-
nehmer haben die Entwicklung der 
Produktivkräfte schon immer voran-
getrieben um einen Vorteil gegenüber 

70 Jahre atomare Bedrohung, Teil II

Industrie 4.0       S. 1
Unsere Jahreskonferenz      S. 8
Zur Lage der Gruppe      S. 9
Türkei – Massaker und Staatsterror    S. 11
Türkei – Aufstand der Automobilarbeiter    S. 13
Jeremy Corbyn zum neuen Parteichef der Labour Party gewählt S. 15
Pegida, AfD – Sie hetzen weiter     S. 17
70 Jahre atomare Bedrohung, Teil II    S. 19
Zwischen Willkommenskultur und Hassparolen   S. 29

Industrie 4.0 – Der Kapitalismus
vor dem Aus?



2 Winter 2015Arbeiterstimme Nr. 190

In eigener Sache

und Schuldige und Unschuldige treffen. 
Es bedurfte nur der Aufforderung des 
französischen Präsidenten zur Solidarität 
und die deutsche Regierung entschied 
sich umgehend, sich am Krieg gegen den 
IS und gegen die aufrührerischen „Isla-
misten“ in Mali zu beteiligen. In beiden 
Fällen stehen die militärischen Aussichten 
auf Erfolge schlecht; Kritiker sprechen von 
„Symbolpolitik“ oder vom „Hineinschlit-
tern“. Wahrscheinlich ist jedoch, dass 
es im Sinne der deutschen Bourgeoisie 
darum geht, den Ballast aus der dunk-
len deutschen Vergangenheit endgültig 
abzuschütteln, der dem Militärischen 
und einer weltweiten Kriegspolitik noch 
anhaftetet. Gerade jetzt, angesichts der 
Krise in der EU und der Zerstrittenheit 
über die Flüchtlingspolitik, wird gar übel 
an dem Dominanzanspruch Deutschlands 
gerüttelt. Da gilt es für Berlin schon mal, 
die Muskeln zu zeigen. Längst ist ja in den 
rechts stehenden Medien eine Kampagne 
im Gange, dass Gerhard Schröders „Ent-
tabuisierung des Militärischen“ entschie-
den weitergeführt werden müßte, zu einer 
„gesellschaftlichen Debatte über eine Kul-
tur der Kriegsfähigkeit“ (Politikum 2/15). 
Bundespräsident Gauck und Wolfgang 
Schäuble haben es etwas verklausulierter 
ausgedrückt.

Die große Zahl an Toten (130) und 
Verwundeten in Paris wurden zu Recht 
bedauert. Wenn Frankreich das Ziel der 
Terroristen wurde, dann kann das auch 
daran liegen, dass das Land in der Ver-
gangenheit mit seiner Kolonialherrschaft 
eine breite Blutspur in Afrika und in In-
dochina hinterlassen hat: Allein in Alge-
rien kostete die Französische Herrschaft 
über 1 Million Opfer; in Madagaskar z. B. 
mußten tausende Menschen sterben. Es 
ist bezeichnend, dass die Medien den 
ständigen IS-Attentaten in der 3. Welt – in 
Pakistan, Afghanistan, Ägypten, Tunesien 
usw. – ungemein weniger Aufmerksamkeit 
schenkten und schenken. 2014 wurden 
32.650 Menschen durch Terroranschläge 
getötet, allein im Irak 10.000. Diese Opfer 
wurden mißbraucht, um innenpolitisch ei-
nen Sinneswandel zu stärken, wegzukom-
men von der durch zwei verlorene Welt-
kriege zur Tradition verfestigten Losung: 
„Nie wieder Krieg“.

Durch die tatsächliche Gefahr für 
Deutschland, IS-Attentate zu erleiden und 
dazu mit gehöriger Meinungsmanipulati-
on durch Presse und Fernsehen, sollen 
nun 58 Prozent der Deutschen nach ei-

Nach 14 Jahren Krieg in Afghanis-
tan ist die von den USA geführte Allianz 
genauso wie einst die Sowjetunion ge-
scheitert. Auch die deutsche Bundeswehr 
hat den Menschen Tod und Verderben 
gebracht; eigene Verluste und „Kolla-
teralschäden“ bei den Afghanen einge-
schlossen. Die Kosten von über 40 Mil-
liarden für den deutschen Steuerzahler 
waren enorm. Lehren daraus, dass man 
kein Volk in die Neuzeit bomben kann 
und ein so großes Land nicht zu beherr-
schen ist, wurden nicht gezogen. Sonst 
hätte die schwarz-rosafarbene Koalition 
ein neues unverantwortliches Abenteuer 
in der Wüste von Mali nicht auf sich ge-
nommen (oder will man einem Freund den 
Zugang zum Uran sichern?). 650 bis 700 
Mann für ein Land, das über dreimal so 
groß wie Deutschland ist …

Ähnlich wie der 11.September in den 
USA, so haben die barbarischen islamis-
tischen Attentate von Paris die weltpoli-
tische Lage verändert, die vorhandenen 
kriegerischen Konflikte verschärft. Ähn-
lich wie damals, in der verhängnisvollen 
Bush-Ära, wird auch jetzt wieder das tra-
gische Geschehen von den herrschenden 
Klassen mißbraucht, um innenpolitische 
Interessen und außenpolitische Macht-
politik durchzusetzen. Die Gelegenheit 
scheint für sie günstig, dies bei Bedarf 
auch jenseits rechtsstaatlicher Bestim-
mungen wie Verfassung oder UNO-Charta 
durchzudrücken. Demokratieabbau und 
Kriegspolitik lassen sich unter dem Ein-
druck solcher Tragödien im Volk leichter 
durchsetzen. Der französische Präsident 
und das Parlament haben auch flugs den 
Ausnahmezustand erklärt – nicht für 3 
Tage, sondern gleich für 3 Monate. Der 
verschärfte Bombenkrieg gegen den Is-
lamischen Terrorstaat wird in Syrien und 
im Irak diese Länder noch mehr verwüsten 

ner Meinungsumfrage mit den „Militärin-
terventionen“ einverstanden sein. Auch 
der Bundestag hat mit großer Mehrheit 
zugestimmt. Nur 14 SPD-Abgeordnete 
wagten es, mit „Nein“ zu stimmen. Die 
Linkspartei hatte für ihre Ablehnung gute 
Argumente.Es ist bezeichnend, dass 
selbst ehemalige Generäle Ähnliches 
feststellen müssen: Es fehle die Strategie 
und es bestehe keine Aussicht auf Erfolg, 
wenn nicht Bodentruppen eingesetzt wür-
den. Die Dauer des Einsatzes sei nicht 
abzusehen.

Die Regierung Merkel hat nicht ein-
mal versucht, politische und ökonomische 
Maßnahmen vor den Einsatz kriegerischer 
Gewalt zu setzen. Die Waffenlieferungen 
an Saudi-Arabien und an andere den IS 
unterstützende Länder laufen weiter, als 
wäre nichts gewesen, auch nicht deren 
Finanzierung des IS. Die Türkei hat nicht 
Ernst damit gemacht, den Ölschmuggel 
zu unterbinden, an dem sich auch ande-
re beteiligen.

Für die Syrien“-Mission“ will die „Bun-
desverteidigungsministerin“ erst mal 134 
Mrd. € ausgeben. Bei den Tornados, die 
die Ziele für die Bombardierungen kenn-
zeichnen sollen und bei der Fregatte, die 
angeblich zum Schutz eines französischen 
Flugzeugträgers notwendig ist, wird es im 
weiteren Verlauf nicht bleiben.

Man kann davon ausgehen, dass die 
Regierung das Ganze auch dazu benutzt, 
von den innenpolitischen Schwierigkeiten 
und von der Krise der EU abzulenken. 
Nicht nur die Flüchtlingsproblematik droht 
angesichts von fast einer Million Asylsu-
chender den politischen und organisato-
rischen Rahmen zu sprengen, die Partei-
strukturen aufzumischen. In Frankreich 
hat letzteres schon dazu geführt, das der 
rechtsradikale Front National bei der Re-
gionalwahl zur stärksten Partei wurde. In 
Deutschland versucht nicht nur die CSU, 
angesichts nicht endender Flüchtlingsströ-
me mit Appellen an die niederen Instinkte 
einer ratlosen Wählerschaft das Überlau-
fen zur AfD zu verhindern. Das wird nur 
teilweise gelingen. Der Preis dafür besteht 
in der Einschränkung demokratischer 
Rechte und im Niedergang humanisti-
schen Denkens und Handelns.

Die Bilder für den Artikel Industrie 4.0 
haben wir den Filmen „Metropolis“ und 
„Modern Times“ entnommen.
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ihren Konkurrenten zu erlangen, das 
heißt, mit reduzierter Arbeitskräfte-
zahl den selben Produktionsausstoß 
zu erzielen und unter Umständen die 
Produktion sogar noch auszuweiten. 

Die 4. industrielle Revolution

Die erste industrielle Revoluti-
on begann mit der Einführung der 
Dampfmaschinen. Dieser folgte dann 
der Übergang zur Massenproduktion 
zu Beginn des 20.Jahrhunderts, spä-
ter Fordismus genannt, und dessen 
Kennzeichen das Fließband war. 

Und beginnend mit den 80er Jah-
ren des letzten Jahrhunderts kamen 
dann schließlich, im Rahmen des 
Siegeszuges der Mikroelektronik, 
die CNC-Technik und Industriero-
boter in der Massenfertigung zum 
Einsatz. Heute stehen wir vor einem 
weiteren qualitativen Sprung in der 
industriellen Produktion, Industrie 
4.0 genannt.

Auf den einschlägigen Internet-
seiten wird diese neue Produktions-
weise beispielsweise (Telecom) so be-
schrieben:

„Möglich wird der Schritt zur Indus-
trie 4.0 durch cyber-physische Systeme 
(CPS), die die physikalische und die vir-
tuelle Welt im Internet der Dinge – kurz 
IoT (Internet of Things) – zusammen-
führen. Als CPS tauschen intelligente 
Maschinen, Lagersysteme und Betriebs-
mittel autonom Daten miteinander aus, 
initiieren Fertigungsschritte und steuern 
sich gegenseitig. In der Industrie 4.0 orga-
nisiert sich die Produktion selbst. Alle be-
teiligten Produktionsmittel und Produkte 
sind miteinander vernetzt, eindeutig iden-
tifizierbar und lokalisierbar. Sie sind sich 
ihres Zustandes bewusst, wissen, welche 
Schritte erforderlich sind, um den Produk-
tionsprozess fortzusetzen, und lösen selbst-
tätig den nächsten Fertigungsschritt nebst 
logistischen Prozessen aus. Der Einsatz 
cyber-physische Systeme, wird die indus-
trielle Fertigung von Produkten weltweit 
radikal verändern und Wirtschaft sowie 
Verbrauchern riesige Chancen bieten.“ 

Menschen mit einem herkömm-
lichen Bildungsstand verstehen von 
dem was hier beschrieben wird nur 
sehr wenig. Wahrscheinlich ist das 
auch so gewollt. Was im Gedächt-
nis hängen bleiben soll ist, dass sich 
für „Wirtschaft und Verbraucher riesi-
ge Chancen bieten“. Alles soll besser 
werden.

Mögliche Risiken gibt es nicht, 
oder sie werden ausgeblendet – ins-
besondere die Risiken für die abhän-
gig Beschäftigten.

Der „Südkurier“ aus Friedrichs-
hafen bildet solche Risiken in einem 
Artikel im Juni des Jahres zwar nicht 
ausdrücklich ab, aber trotzdem wer-
den sie überdeutlich sichtbar. Die 
Zeitung schreibt anlässlich der Eröff-
nung der neuen Serienfertigung für 
PKW-Getriebegehäuse bei der Firma 
ZF Friedrichshafen:

„Die neue Serienfertigung für Pkw-
Achtgang-Automatikgetriebegehäuse ist 
imposant. Mit nur 90 Minuten Durchlauf 
entstehen hier täglich 750 Gehäuse, die 
zur Montage ins ZF-Werk Saarbrücken 
geliefert werden. Die Anlage, die dies voll-
bringt, ist voll automatisiert. Ein Roboter 
hebt die Rohteile aus der Drahtbox und 
setzt sie aufs Verteilerband. Weitere Robo-
ter und ein Laufband bringen die Gehäuse 
in eine von zehn ‚Bearbeitungszentren‘, 
wo in 15 Minuten ‚1300 Behandlungs-
merkmale‘ durchgeführt werden. Nach 
dieser Prozedur kommt das Gehäuse in 
eine überdimensionale Waschstraße, wo es 
gereinigt wird. Für die gesamte Anlage ist 
ein Mitarbeiter zuständig, der überwacht, 
ob alles funktioniert.“

Leider wird in dem Artikel nicht 
berichtet, wie viele Beschäftigte vor 
der Rationalisierung in dieser Ab-
teilung gearbeitet haben. Aber mit 
Sicherheit waren es deutlich mehr 
als eine Person. Die vollautomatische 
Produktion ist also heute zum Teil 
bereits Realität und sie gibt es in den 
verschiedensten Segmenten der In-
dustrie. Bereits 25 Prozent der Kom-
ponentenfertiger für Deutschlands 
Automobilbranche haben Industrie 
4.0 auf der Tagesordnung. Bei den 
Maschinenbauern selbst ist es schon 
jeder zweite und bei Anlagenbauern 
sind es ausnahmslos alle. 

Damit das Konzept einen zu-
sätzlichen Schub bekommt, hat die 
Bundesregierung bereits im Jahr 
2011 ein „Zukunftsprojekt Industrie 
4.0“ gegründet, das beim Bundes-
forschungsministeriums angesiedelt 
ist. Damit will man die deutsche 
Industrie in die Lage versetzen „für 
die Zukunft der Produktion gerüstet zu 
sein“. Für entsprechende Forschungs-
arbeiten wurden bisher Fördermittel 
in Höhe von über 120 Millionen Euro 
bewilligt.

Dieser Betrag ist natürlich eine 
Kleinigkeit, wenn man sieht welche 

Mittel die Großkonzerne einsetzen 
um ihren Traum von der „perfekten 
Fabrik“ zu realisieren. 

In der Ausgabe vom 10. Juni des 
Jahres, berichtet die Wochenzeitung 
Der Freitag, dass beispielsweise Bosch 
und Siemens viele Millionen inves-
tieren um die Automatisierung ih-
rer Produktion voranzutreiben. Bei 
Bosch alleine sollen es 500 Millionen 
Euro jährlich sein und bei Siemens 
sollen sich mittlerweile mehr als die 
Hälfte der rund 30.000 Beschäftigten 
der Forschungsabteilungen mit Soft-
wareentwicklung befassen. 

Doch auch in diesem Artikel wer-
den nur die Chancen gesehen. So zi-
tiert die Zeitung aus einer Studie der 
Unternehmensberater der Boston 
Consulting Group, wonach durch 
Digitalisierung und Vernetzung der 
Produktion in den kommenden zehn 
Jahren 390.000 neue Arbeitsplätze in 
Deutschland entstehen werden. Zu-
dem soll das deutsche Bruttoinlands-
produkt im gleichen Zeitraum um 30 
Milliarden Euro wachsen.

Aber es gibt auch Studien, die auf 
die Risiken eingehen. So hat ein Jere-
my Bowles von der London School of 
Economics 2014 eine Untersuchung 
veröffentlicht, wonach durch die 
möglich werdenden Automatisie-
rungsschübe binnen zwei Jahrzehn-
ten in Deutschland 51 Prozent aller 
heutigen Arbeitsplätze verloren ge-
hen können. Eine Studie von Oxford- 
Wissenschaftlern kommt zu dem 
Ergebnis, dass 47 Prozent aller Ar-
beitsplätze in den USA in den nächs-
ten ein bis zwei Jahrzehnten bedroht 
sein könnten (Quelle Arbeiterpolitik).

Laut dem BDI arbeiten in der 
Industrie und den industrienahen 
Dienstleistern zwölf Millionen Men-
schen. Das entspricht knapp 30 Pro-
zent aller Beschäftigten in Deutsch-
land. Sollten die Prognosen stimmen, 
gingen alleine in Deutschland in der 
Industrie mehr als sechs Millionen 
Arbeitsplätze durch die Rationali-
sierungswelle verloren. Nimmt man 
alle Erwerbstätigen (42 Mio.) als Ba-
sis der Berechnung, wäre das nach 
der Oxfordstudie sogar mehr als 21 
Millionen Arbeitsplätzen, die verlo-
ren gingen.

Allerdings sind alle Prognosen 
zum heutigen Datum äußerst spe-
kulativ. 

Sicher dagegen ist, dass sich die 
ökonomische Krise, in der wir uns 
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seit 2008 befinden, weiter verfesti-
gen wird. Die Krisenhaftigkeit des 
kapitalistischen Systems ist offen-
sichtlich. Periodisch wird die Wirt-
schaft von Überproduktionskrisen 
heimgesucht. 

Strukturelle Arbeitslosigkeit wird 
weiter steigen

Bis zum Beginn der 80er Jahre 
des letzten Jahrhunderts wurden 
die während der Krise entlassenen 
Arbeitskräfte, mit dem Beginn des 
neuen Konjunktur-Zyklus wieder 
weitgehend in die kapitalistische 
Produktion integriert. In der Zeit da-
nach wurde das anders. Anfang der 
80er Jahre wurde zum ersten Mal in 
der Nachkriegszeit die 1-Millionen-
Arbeitslosengrenze überschritten. 
Erinnern wir uns an die aufgereg-
te Besorgnis, die damals herrschte. 
Plötzlich gab es trotz anziehender 
Konjunktur einen Arbeitslosensockel, 
der nicht wieder in die Produktion 
integriert werden konnte. 

Heute nennt man das strukturelle 
Arbeitslosigkeit. Und wir stellen fest, 
dass von Konjunkturzyklus zu Kon-
junkturzyklus dieser Sockel größer 
wird. Die Arbeitslosigkeit geht nicht 
zurück, sondern sie dehnt sich im 
Gegenteil noch aus. Die Arbeitslo-
senquote liegt heute in der BRD offi-
ziell bei knapp 3 Millionen. Und das 
obwohl man in Deutschland aktuell 
durchaus noch von einer Konjunktur 
sprechen kann. 

Diese Zahl beunruhigt. Man will 
sie deshalb möglichst klein halten – 
denn davon hängt nicht zuletzt die 
Loyalität der Massen zum gegenwär-
tigen System ab. Um das zu erreichen 
haben die Herrschenden zahllose sta-
tistische Tricks erfunden, die wirk-
liche Zahl herunterzurechnen. Sie 
waren dabei durchaus erfolgreich, 
denn die aktuellen Arbeitslosenzah-
len liegen wohl eher bei mehr als vier 
Millionen als bei drei.

Allerdings werden die Herrschaf-
ten damit, besonders in der Zukunft, 
nur bedingt Erfolg haben. Denn es ist 
nicht zu erwarten, dass bei zuneh-
mender Automatisierung und Digita-
lisierung der Produktion, selbst wenn 
die wegrationalisierten Arbeitsplät-
ze in den nächsten Jahren nicht den 
Prognosen entsprechen und deutlich 
geringer ausfallen, die strukturelle 

Arbeitslosigkeit abnimmt. Sie wird 
weiter steigen.

Die Frage die sich stellt ist: wa-
rum kam es im Zuge der zweiten 
industriellen Revolution – also dem 
Übergang zur Massenproduktion zu 
Beginn des 20.Jahrhunderts nicht zu 
massenhaftem Beschäftigungsabbau? 
Warum führte diese Rationalisie-
rungswelle vorerst nicht in die struk-
turelle Krise, sondern verursachte im 
Gegenteil einen Boom, der sich auch 

nach der Weltwirtschaftskrise der 
30er Jahre und dem zweiten Welt-
krieg bis in die 60er Jahre des letzten 
Jahrhunderts fortsetzte. 

Der Übergang zur industriellen 
Massenfertigung entwickelte sich 
zuerst in den USA. So realisierte zum 
Beispiel Henry Ford in seinen Fabri-
ken Rationalisierungsmethoden die 
von dem Rationalisierungsspezia-
listen Frederick Taylor stammten. 
Taylor analysierte bis ins Detail Ar-
beitsabläufe und die Bewegungen 
der ArbeiterInnen an ihren Arbeits-
plätzen und er ereichte damit die 
Optimierung der Fertigungszeiten 
eines Produktes. 

Die neuen Arbeitszeiterfassungs-
Methoden erreichten auch bald Eu-
ropa. In Deutschland beispielsweise 
wurden sie in den 20er-Jahren, mit 
der Gründung des „Reichsausschuß 
für Arbeitszeitermittlung“, kurz REFA 
genannt, eingeführt.

Arbeitszeitstudien, gepaart mit 
Fließbandarbeit (Verwendung von 

ungelernten Arbeitskräften) führten 
zu einem riesigen Produktivitäts-
sprung. Der führte zu einer deutli-
chen Ausweitung der Produktion, 
so dass man nicht weniger, sondern 
sogar mehr Arbeitskräfte benötigte. 
Das war nur möglich, weil die, unter 
den neuen Bedingungen produzier-
ten Waren, drastisch billiger wurden. 
Und viele Dinge, die vormals Luxus-
gegenstände waren, wurden zum 
Gegenstand des Massenkonsums. 

Stellvertretend sei hier nur das Auto 
genannt, das sich plötzlich (in den 
USA) ein Arbeiter leisten konnte. Die 
fordistische Produktionsweise mach-
ten sich schließlich alle Industrien 
zu Eigen, was zu dem heutigen, uns 
bekannten Massenkonsum, mit allen 
Vorteilen führte, mit dem aber auch 
das immer größer werdende Zerstö-
rungspotential sichtbar wird.

Bei der jetzt, auf uns zukommen-
den Automatisierungswelle entfällt in 
den Industriebetrieben die mensch-
liche Arbeitskraft in ihrer bisherigen 
Funktion weitgehend. Wie das er-
wähnte Beispiel der ZF Friedrichsha-
fen zeigt, benötigt die dortige Anlage 
nur noch einen Arbeiter, der verein-
facht gesagt, wenn irgendetwas schief 
laufen sollte, auf den roten Notschal-
ter drückt, um die Anlage zum Stehen 
zu bringen. Mehr Funktionen hat er 
im Grunde genommen nicht. 

Industrie 4.0 bedeutet, ebenfalls, 
wie der Fordismus, einen gewalti-
gen Produktivitätssprung der zur 
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deutlichen Ausweitung der Produk-
tion und zur Verbilligung der Waren 
führen könnte. Die Frage ist aber, 
ob das objektiv möglich ist? Im Ge-
gensatz zur fordistischen Produkti-
onsweise braucht man nicht mehr, 
sondern weniger Arbeitskräfte. Das 
bedeutet, dass die Massenkaufkraft 
weiter schrumpft. Damit aber fehlt 
die Grundbedingung, die für die 
historisch einmalige Produktionsaus-
weitung der 1920er Jahre die Voraus-

setzung war.
Die fordistische Produktionswei-

se löste einen ungeheueren Boom 
aus und absorbierte damit die weg-
rationalisierten Arbeitskräfte. Das 
geschieht aber heute und in Zukunft 
nicht mehr.

Es ist deshalb davon auszugehen, 
dass die vorhandene strukturelle 
Massenarbeitslosigkeit sich unauf-
haltsam weiter ausdehnen wird. Ei-
nen Boom, wie ihn die fordistische 
Produktionsweise auslöste, wird es 
nicht geben, bzw. ist ein solcher nicht 
vorstellbar.

Daraus ergeben sich aber eine 
Reihe gravierender Probleme, die zu 
weitreichenden gesellschaftlichen Er-
schütterungen führen können.

Sozialstaat hört auf zu bestehen

Im Grundgesetz definiert sich die 
BRD als „sozialer und demokratischer 
Rechtsstaat“. Lassen wir einmal bei-

seite inwieweit dieser Anspruch der 
gesellschaftlichen Realität entspricht. 
Bei aller Kritik müssen wir aber trotz-
dem konstatieren, dass trotz der dras-
tischen Angriffe der vergangenen 
Jahre auf das Rechts- und Sozialsys-
tem, noch immer ein relativ hohes 
Sozialleistungs-Niveau besteht. Das 
gilt besonders im Hinblick auf andere 
Länder in Europa und noch mehr im 
weltweiten Vergleich.

Wie jeder Staat finanziert sich 

die BRD über Steuern und Sozial-
abgaben. Die neoliberale Offensive 
der zurückliegenden Jahrzehnte hat 
aber dazu geführt, dass auf wichtige 
Einnahmequellen staatlicherseits ver-
zichtet wurde (z.B. Vermögenssteuer, 
Steuersenkungen für Konzerne usw.). 
Im Gegenzug kam es zu einer immer 
größeren Umverteilung von unten 
nach oben. 

Die Folge davon ist, dass heute 
der Löwenanteil der Staatsfinanzie-
rung im Grunde nur noch von den 
Nicht-Kapitaleigentümern getragen 
wird. Es ist nicht damit zu rechnen, 
dass sich bei einer weiteren krisenhaf-
ten Entwicklung der Ökonomie die 
politisch und ökonomisch herrschen-
den Kreise sich von dieser Politik ab-
wenden. Freiwillig geben Kapitalis-
ten ihre Privilegien nicht wieder her.

Dehnt sich aber die strukturelle 
Massenarbeitslosigkeit drastisch im-
mer weiter aus, erreicht man irgend-
wann den kritischen Punkt, an dem 
die sozialen Netze reißen und der So-

zialstaat in der heutigen Form nicht 
mehr zu halten ist. 

Wenn die staatlichen Einnahmen 
sinken und gleichzeitigen die Leis-
tungsempfänger drastisch ansteigen, 
kommt das gesamte staatliche Gefü-
ge in die Schieflage, mit der Folge 
eines noch stärkeren Sozialabbaus 
und einer sich weiter verschärfenden 
Austeritätspolitik. Zu was die Herr-
schenden bereit sind und wie weit 
sie gehen können zeigen die aktuel-
len Beispiele Griechenland, Portugal 
und Spanien. Und mit Sicherheit ist 
das noch nicht das Ende der Fahnen-
stange. In der Vergangenheit und 
auch aktuell haben die herrschenden 
Klassen oft genug gezeigt, zu welcher 
Barbarei sie gegenüber den lohnab-
hängigen Klassen fähig sind.

Die Situation der 
gewerkschaftlichen 
Betriebsarbeit

Spätestens mit der Übernahme der 
DDR durch die BRD hat sich, nicht nur 
im Osten, sondern auch in den Betrie-
ben Westdeutschlands vieles zum Ne-
gativen verändert. Es gab gravierende 
Veränderung bei Löhnen und Gehäl-
tern, in der Arbeitsorganisation und 
bei den Normalarbeitsverhältnisse. 

Parallel dazu wurde durch Leih-
arbeit und heute verstärkt durch 
Werkverträge ein Niedriglohnsektor 
geschaffen, der den Beschäftigten vor 
Augen führt, was ihnen blüht, sollten 
sie den Arbeitsplatz im Stammbetrieb 
verlieren.

In den letzten 20 Jahren hat die 
Tarifbindung der Betriebe drastisch 
abgenommen – im Osten gibt es sie 
inzwischen nur noch rudimentär. 
Dasselbe gilt für Betriebsräte. Nicht 
wenige Betriebe sind betriebsrats- 
und gewerkschaftsfrei. Das liegt we-
niger am mangelnden Interesse der 
Belegschaften, sondern vielmehr am 
aggressiven Verhalten der Unterneh-
mer gegenüber BR-Wahlinitiativen. 
In mehreren Anträgen zum Gewerk-
schaftstag der IG Metall wurde des-
halb das Thema „Union Busting“ auf-
gegriffen und entsprechende Maß-
nahmen dagegen gefordert.

Die Auswirkungen dieser Entwick-
lung kann man an den Mitglieder-
zahlen der Gewerkschaften ablesen. 
Waren 1989 noch rund 7,8 Millionen 
Beschäftigte in DGB-Gewerkschaften 
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organisiert, so waren es Ende 2014 nur 
noch 6,1 Millionen – trotz der gestie-
genen Erwerbspersonen aufgrund der 
deutschen Wiedervereinigung.

Zwar konnten sich die Gewerk-
schaften in letzter Zeit organisations-
politisch etwas stabilisieren und Mit-
gliederzuwächse verzeichnen, doch 
von einer nachhaltigen Wende kann 
nicht gesprochen werden. 

Alles in allem sind die Gewerk-
schaften heute schwächer als vor 20 
Jahren, doch sind sie glücklicherwei-
se immer noch in der Lage bei Tarifbe-
wegungen die Beschäftigten zu mobi-
lisieren. Im Organisationsbereich der 
IG Metall gilt das besonders für die 
Automobilindustrie und deren Zulie-
ferer. Dieser Bereich ist das Herzstück 
der Organisation. 

Aber gerade hier wird die Aus-
wirkung der zukünftigen Automati-
sierung am größten sein. Es ist heute 
nur schwer absehbar, was es für die 
Klasse der abhängig Beschäftigten 
bedeutet, wenn ihr gut organisierter 
Kern in den großen Industriebetrie-
ben abhanden kommt.

Die Gewerkschaftsvorstände sind 
sich mit Sicherheit der auf sie zukom-
menden Gefahren bewusst, das zei-
gen auch die Entschließungen und 
Leitanträge des Gewerkschaftstages 
der IG Metall. Die Rückschlüsse die 
sie aber daraus ziehen, lassen aller-
dings nichts Gutes erahnen. 

Es wird wieder auf den Korpora-
tismus zurückgegriffen. Unter der Fe-
derführung des Wirtschaftsministers 
Sigmar Gabriel wurde zusammen mit 
BDI-Präsidenten Grillo und dem IGM-
Vorsitzenden Wetzel im November 
des letzten Jahres ein neues „Bündnis“ 
aus der Taufe gehoben. „Bündnis zur 
Erneuerung der Industrie“ nennt es sich. 

In einer gemeinsamen Erklärung 
der Beteiligten heißt es: „Der industriel-
le Sektor einschließlich der industrienahen 
Dienstleistungen ist Stabilitätsanker, In-
novationskern und Wachstumstreiber der 
deutschen Industrie. Hohe Wertschöpfung 
und dynamische Innovationen … sind 
ganz wesentlich mit einer wettbewerbsfä-
higen Industrie verbunden … Das Ziel: 
die Zukunft der Industrie in Deutschland 
und Europa sichern.“ 

Was hier geschieht ist nur schwer 
zu ertragen. Anstelle Widerstands-
linien und Gegenmachtpositionen 
gegen die zukünftigen Kapitalangrif-
fe aufzubauen, macht sich die IGM-
Führung mit dem Gegner gemein und 

sieht ihr Wohl in der Stärkung dessen 
Wettbewerbsfähigkeit Das geschieht 
in der Hoffnung, dadurch dem Schick-
sal zu entgehen möglicherweise in die 
Bedeutungslosigkeit zu versinken.

Dabei gibt es doch Beispiele ge-
nug, die zeigen, dass solche „Bünd-
nisse“ in der Vergangenheit immer 
zu Lasten der abhängig Beschäftigten 
gingen. Die Rolle der Gewerkschaften 
beschränkte sich darin, der Kapital-
seite gegenüber Zugeständnisse zu 

machen. Eine Gegenleistung dafür 
bekamen sie nie. Das war Ende der 
1960er Jahre mit der „konzertierten Ak-
tion“ so, dann in den 1970er Jahren mit 
dem „Modell Deutschland“ und schließ-
lich kurz vor der Jahrtausendwende 
war das so mit dem Zwickelschen 
„Bündnis für Arbeit“. Das Ergebnis 
war immer, dass die Gewerkschaften 
anschließend schwächer dastanden 
als vorher.

In einer Broschüre „Beteiligen und 
Mitbestimmen“, deren Herausgeber 
Detlef Wetzel ist, schreibt dieser im 
Zusammenhang mit der Industrie 4.0: 
„Dass wir vor einer Zeitenwende bei der 
industriellen Produktion stehen, ist der 
erste Grund, warum genau jetzt der rich-
tige Zeitpunkt gekommen ist, eine breite 
Debatte über Demokratie in der Wirtschaft 
mittels einer klugen Verbindung von in-
dividueller Beteiligung und kollektiver 
Mitbestimmung zu führen …“. 

Mit einer solchen Debatte (wobei 
Demokratie in der Wirtschaft und den 
Betreiben eine Illusion ist) ist nicht ge-
meint, die Belegschaften gegen die zu-
nehmenden Missstände zu mobilisie-
ren, sondern sie orientiert alleine auf 
den Gesetzgeber. Das belegen auch 
andere Äußerungen von Vorstands-
mitgliedern. So meint beispielsweise 

der designierte Vorsitzende der IG 
Metall, Jörg Hofmann, in einem Gast-
beitrag in der Mittelbayerischen Zei-
tung: „Der Gesetzgeber muss die Erosion 
der Arbeitswelt stoppen“. Dabei müsste 
Hofmann aufgrund seiner langjähri-
gen Erfahrung wissen, dass „uns kein 
höheres Wesen rettet“!

Wie groß die Probleme in den Be-
trieben tatsächlich sind. zeigt alleine 
schon ein Blick in die Homepage der 
IG Metall. Dort kann man z.B. lesen:

„Ob Auto- oder Stahlbranche, Werften 
oder Luftfahrtindustrie, ob Großkonzern 
oder Mittelständler: Mehr als zwei Drit-
tel der Unternehmen lagern Aufgaben, die 
zum Kerngeschäft gehören, aus. Dieser 
Missbrauch von Werkverträgen führt zu 
Lohndumping und spaltet Belegschaften. 
Jetzt rufen Betriebsräte die Politik auf, 
endlich zu handeln und den Missbrauch 
zu stoppen“.

Oder: „Automobil-Hersteller ver-
geben immer mehr Arbeit, die zu ihrem 
Kerngeschäft gehört, per Werkvertrag 
nach draußen. Arbeit wandert so oft vom 
tarifgebundenen Betrieb in tarifvertrags-
freie Zonen. Beschäftigte haben nicht mehr 
die gleichen Rechte und verdienen ganz 
unterschiedlich.“

Und schließlich sagt Jörg Hof-
mann, Zweiter Vorsitzender der IG 
Metall: „Die Arbeitgeber sollen nicht 
glauben, sie könnten durch Outsourcing 
widerstandslos Löhne und Arbeitsbedin-
gungen absenken und sich der Zuständig-
keit der IG Metall entziehen“.

Hier irrt sich Hoffmann! Und ob 
die das können. Das geschieht tag-
täglich und zwar widerstandslos, oft 
unter der Beteiligung des betriebsrät-
lichen Co-Managements.

Ein Mittel dieser unheilvollen Ent-
wicklung zu begegnen, sieht die IG 



7Arbeiterstimme Nr. 190Winter 2015

gekannte Höhen. Da es aber nur die 
menschliche Arbeitskraft ist die Werte 
schafft, hat das zur Konsequenz, dass 
je größer die Produktivität ist, desto 
geringer ist der Anteil der menschli-
che Arbeitskraft pro erzeugter Ware 
und desto geringer daher der Wert, 
auf den es im Kapitalverwertungspro-
zess ankommt. Doch das interessiert 
den einzelnen Kapitalisten erst einmal 
nicht. Er steht in Konkurrenz zu den 
anderen Unternehmern seines indus-

triellen Segmentes. Und wenn er in 
der Lage ist, mit geringeren Kosten als 
seine Konkurrenten zu produzieren, 
kann er sich einen Teil deren Mehr-
wertproduktion aneignen. Das heißt 
also: je mehr ein Kapitalist in seinem 
Unternehmen die Produktivität stei-
gert, desto größer ist der Anteil des 
gesamtgesellschaftlichen Mehrwerts, 
den er sich aneignet. 

Dieser Widerspruch führt dazu, 
dass das Kapital durch Produktivi-
tätssteigerungen dazu beiträgt, dass 
die Wertproduktion zunehmend aus-
gehöhlt und untergraben wird. In der 
Vergangenheit wurde dieser Wider-
spruch verdeckt durch Ausdehnung 
der Gesamtarbeitsmenge, das heißt 
durch Vergrößerung der Beschäftig-
tenzahlen. Das hat die Epoche des 
Fordismus am deutlichsten gezeigt. 

Das ist aber schon heute nicht 
mehr möglich und wenn die Indust-
rie 4.0 greift. noch weniger. Die Fol-
ge wird sein, dass es zu verschärfter 
nationaler und globaler Konkurrenz 
zwischen Konzernen und Staaten, 
kommt mit allen Konsequenzen, die 
da sind verschärfte Krisenhaftigkeit 
des Kapitalismus, weitere gesellschaft-
licher Destabilisierung und steigende 
Kriegsgefahr.

Perspektive Sozialismus

Einer solchen Entwicklung Ein-
halt bieten können nur die arbeiten-
den Klassen. Schauen wir uns aber 
deren aktuellen Zustand in Deutsch-
land, Europa und der Welt an, müs-
sen wir uns fragen, ob sie dazu in 
der Lage sind. Im Moment sind sie 
es mit Sicherheit nicht. 

Aber so wie es jetzt ist wird es 
nicht bleiben. Da sich alles verän-
dert, verändert sich auch das Be-
wusstsein der Menschen, besonders 
dann, wenn einem großen Teil die 
Existenzgrundlage entzogen wird. 
Die Frage allerdings ist in welche 
Richtung das veränderte Denken 
geht. 

Aktuell erleben wir, wie sich 
kleinbürgerliche Denkweisen auch 
bei vielen abhängig Beschäftigten 
durchsetzen. Dieses Denken steht 
für die Akzeptanz autoritärer Lösun-
gen, die keine Lösungen der anste-
henden gesellschaftlichen Probleme 
sein können. 

Dabei könnten die Möglichkei-
ten, die sich aus der vierten industri-
ellen Revolution ergeben unendlich 
groß sein. Die Drohung der Bibel, 
„Im Schweiße deines Angesichts sollst 
du dein Brot verdienen“ wäre endgül-
tig Vergangenheit. Radikale Arbeits-
zeitverkürzungen wären möglich, 
die den Menschen die Perspektive 
eröffnen würde, ihren tatsächlichen 
Interessen nachzugehen und ihre 
Persönlichkeit zu entwickeln. Das 
Ergebnis könnte eine Welt ohne 
monotone, gesundheitsschädliche 
Schinderei sein, ohne Armut und 
Angst vor der Zukunft.

Einer solchen Entwicklung ste-
hen allerdings die Interessen der Ka-
pitalisten entgegen. Freiwillig wer-
den sie diesen Weg nicht beschreiten. 
Das heißt, zu diesem Ziel kommen 
wir nur, wenn wir den Kapitalismus 
überwinden und der Sozialismus er-
zwungen wird. Einen Automatismus 
gibt es dafür nicht. Angesichts der 
Schwäche sozialistischer und kom-
munistischer Kräfte erscheint das als 
eine Herkulesarbeit, zu der es aber 
trotzdem keine Alternative gibt.

Aber das was heute noch nicht 
denkbar ist, kann morgen durchaus 
möglich sein. In der Geschichte gibt 
es dafür genügend Beispiele.

Oktober 2015

Metall perspektivisch darin, einheit-
liche Tarifverträge entlang der Wert-
schöpfungsketten zu erkämpfen. Die-
ser Ansatz ist bestimmt richtig, denn 
er führt dazu, dass in den Betrieben 
und den unterschiedlichen Branchen 
die Beschäftigten auf ein gemeinsames 
Ziel vereint und orientiert werden. 

Einfach ist diese Aufgabe aller-
dings nicht, denn um das zu erreichen, 
muss nicht nur der politische Gegner 
bezwungen werden, sondern auch 

kleinkarierte Abgrenzungsschranken 
zwischen den DGB-Gewerkschaften 
abgebaut werden und auf interna-
tionaler Gewerkschaftsebene ver-
bindliche Vereinbarungen zustande 
kommen. 

Die Zukunft wir zeigen, wie ernst 
gemeint diese Absicht ist. Auf der ei-
nen Seite sind die Industriegewerk-
schaften dazu gezwungen etwas zu 
tun, wollen sie ihre Machtposition 
nicht verlieren, Auf der anderen Seite 
muss man aber sehr skeptisch sein, 
wenn man die gewerkschaftsseitige 
Korporationsbereitschaft mit dem 
deutschen Kapital sieht, das seine in-
ternationale Vormachtstellung und 
Konkurrenzfähigkeit mit allen Mitteln 
erhalten und ausbauen will.

Tendenzieller Fall der Profitrate

Schließlich hat eine Rationalisie-
rungswelle wie in der Industrie 4.0 
dargestellt eine weitere Konsequenz. 
Eine Konsequenz die einen nachhalti-
gen Einfluss auf die weitere Entwick-
lung des kapitalistischen Systems hat. 

Die Automatisierung der Produk-
tionsprozesse steigert die Produktivi-
tät der Industrie in bisher noch nicht 
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Die 44. Jahreskonferenz der 
Gruppe Arbeiterstimme 
fand heuer am 24. und 

25. Oktober in Nürnberg statt, wie 
es schon lange die Tradition ist. In 
Zeiten der sich ständig verschärfen-
den kapitalistischen Krisen sollte 
die Jahreskonferenz auch dieses Jahr 
wieder dazu dienen, uns über einige 
wichtige Ereignisse tiefergehend zu 
informieren, uns mit anderen Ge-
nossinnen und Genossen darüber 
auszutauschen und so auch in diesen 
Themenbereichen einen Gruppen-
standpunkt herauszuarbeiten. Dazu 
waren die Mitglieder und Sympa-
thisanten der Gruppe Arbeiterstim-
me aus weiten Teilen Deutschlands 
angereist – auch aus Österreich und 
aus England.

Von befreundeten Gruppen durf-
ten wir wieder eine Genossin und 
einen Genossen der Gruppe Arbei-
terpolitik, sowie einen Genossen der 
Gruppe International aus Dorfen be-
grüßen. Auch ein Genosse der DKP 
nahm an der Konferenz teil. 

Am Anfang der Konferenz stand 
wieder der Bericht zur Lage der 
Gruppe. Der Referent griff die Situa-
tion mit ihren sich weltweit verschär-
fenden Krisenentwicklungen und 
daraus resultierenden Problemen 
auf. Er zeigte auf, dass die Folgen 
der Kriege und ihre verheerenden 
Verwüstungen wie die in Afgha-
nistan, dem Irak und Libyen nun 
auch in Europa ankommen wie die 
Flüchtlinge und die terroristischen 
Anschläge fantischer islamistischer 
Terroristen; beides Folgen und Pro-
dukte dieser Kriege. Diese Problema-
tik und die Ängste, die in der Bevöl-
kerung darüber entstehen, werden 
nun von rechten Rattenfängern und 
Demagogen aufgegriffen und für 
ihre rassistischen, nazistischen Ziele 
missbraucht. 

Es wurde nicht abgestritten, dass 
die Probleme, die dadurch entstan-
den sind, schwerwiegend sind – al-
lerdings kam auch der Vorwurf, dass 
die westlichen Regierungen viel zu 
spät auf diese Flüchtlingsprobleme 
reagiert hatten. Schließlich liegen die 
Kriege des Westens gegen Afghanis-
tan und den Irak schon weit über 
zehn Jahre zurück; hier in Deutsch-

land wurde so getan, als ob uns das 
hier alles gar nichts angeht – aber 
nun sind die Folgen, die im Fernse-
hen ja schon lange – allerdings weit 
weg – zu sehen waren, auch hier in 
Deutschland angekommen und Rea-
lität geworden. In dieses Szenario war 
unsere Arbeit im letzten Jahr einge-
bettet, was die Situation für die Grup-
pe wahrlich nicht leichter gemacht 
hat. Die aktiven Gruppenmitglieder 
arbeiten am Rande ihrer Kapazitäten 
und dennoch ist es uns wieder gelun-
gen, die uns selbst gesteckte Aufga-
be zu erfüllen. Wir konnten wieder 
vier Nummern der Arbeiterstimme 
herausbringen. Die Rückmeldungen 
aus Leserkreisen fielen spärlich aus. 
Mehr zur Lage der Gruppe ist im Re-
ferat dazu zu finden, das wie immer 
in leicht überarbeiteter Form abge-
druckt wird. 

Für den zweiten inhaltlichen 
Punkt der Tagesordnung, „aktuelle 
Entwicklungen in Griechenland“ hat-
ten wir zu unserer Freude wieder 
den Genossen Pavlos, ein Mitglied 
der Partei Syriza, gewinnen können. 
Pavlos hatte uns je schon im Mai auf 
unserer Münchner Konferenz über 
die Lage in Griechenland berichtet 
und sich dabei als profunder Kenner 
der Situation ausgewiesen. In der 
nachfolgenden Diskussion wurde 
die Kritik vorgebracht, dass Syriza 
zu große Versprechungen gemacht 
hatte, die dann nicht eingehalten 
werden konnten. Dabei wurde zu 
wenig auf die wirkliche Bereitschaft 
der griechischen Bevölkerung zu po-
litischen Umgestaltungen Rücksicht 
genommen, das Kräfteverhältnis in 
Griechenland nicht oder zu wenig 
in die poltischen Überlegungen ein-
bezogen. Ohne eine revolutionäre 
Situation sind nun mal keine revolu-
tionären Maßnahmen möglich; nicht 
einmal solche, die der Bourgeoisie 
kleine, aber substanzielle Opfer ab-
verlangen. 

Wie sich Syriza und die Politik 
dieser Partei weiter entwickeln wird, 
nachdem sie ihren radikalen Flügel 
verloren hat, bleibt abzuwarten. In 
manchen linken Kreisen wird ja auch 
von einer Sozialdemokratisierung 
von Syriza gesprochen. Ein Diskussi-
onsbeitrag zielte darauf ab, dass KKE 

und PAME 
die Bildung 
einer linken 
Regierung ver-
hindert hätten, 
weil sie dies 
selbst nicht mit-
getragen haben. 
Für uns als Kommu- nisten wäre 
die KKE freilich die erste Adresse vor 
Syriza, aber in ihrem Verhalten stellt 
die KKE nichts weiter als „eine Karika-
tur einer kommunistischen Partei“ dar, 
so ein Genosse. 

Der zweite inhaltliche Block 
des Samstagnachmittags war dem 
Komplex Industrie 4.0 gewidmet. 
Diese Entwicklung hat auch die 
Diskussionen in den Gewerkschaf-
ten beeinflusst, allerdings wird sie 
dort mit vielen hohlen Phrasen und 
utopischen Hoffnungen geführt, die 
ein Genosse der Arpo in seinem Ar-
tikel in Heft 5/6 dieses Jahres wie 
folgt beschreibt: „Große leere Worte 
der DGB- und Gewerkschaftsführun-
gen: In einem Boot mit den Unterneh-
mern.“ Unser Referent sprach von 
einer bevorstehenden Rationali-
sierungswelle in der industriellen 
Produktion, die bis zu 50 % der 
Arbeitsplätze vernichten könnte. 
In der Diskussion wurde versucht 
dem Begriff Industrie 4.0 auf den 
Zahn zu fühlen – dabei zeigte sich 
wie schwer dieser Terminus und 
was dahinter steckt doch zu fassen 
ist. In der Arpo wurde dieser Pro-
zess wie folgt beschrieben: „In der 
‚4. Industriellen Revolution‘ wachsen 
Maschinen und Digitalisierung nach 
und nach zusammen. Produziert wer-
den kann nach individuellmn Kunden-
geschmack, und nicht mehr als Massen-
fabrikat.“ Ein für das Kapital äußerst 
willkommener Nebeneffekt ist auch 
darin zu sehen, dass Einflussmög-
lichkeiten von Gewerkschaften und 
Betriebsräten weiter schrumpfen 
werden. Der Referent wies darauf 
hin, dass, wenn wir die Technik 
und die Bedeutung von Industrie 4.0 
nicht verstehen können, wir auch 
nicht erkennen können, was diese 
Entwicklung für gesellschaftliche 
Folgen zeitigen wird. Sein Referat 
ist ein wichtiger Beitrag, um dem 
entgegenzuwirken. 

Unsere Jahreskonferenz
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Am Sonntag beleuchtete ein Ge-
nosse die Lage in der Türkei. Das war 
noch vor den Wahlen, in denen Erdo-
gan die Mehrheit gewann und auch 
das Hofieren der Türkei als Auffang- 
und Abschiebelager für Europa war 
noch nicht so weit voran getrieben 
worden. Auch Merkels Wahlhilfebe-
such und die damit verbundene Auf-
wertung Erdogans hatten noch nicht 
stattgefunden. 

Der Referent ging auf die wirt-
schaftliche Lage in der Türkei ein; so 
arbeitet ein Großteil der lohnabhän-
gig Beschäftigten zu Mindestlöhnen, 
30 % der Bevölkerung lebt unter der 
Armutsgrenze. Auch zum wieder-
aufgeflammten Krieg mit der PKK 
nahm der Referent Stellung. Ebenso 
zeigt er auf, dass Erdogans Träume 
vom großtürkischen Reich nicht nur 
in seinem Hirn herum spuken, son-
dern, dass damit auch in einem nicht 
unerheblichen Teil der Bevölkerung 

sowie in Kreisen der Wirtschaft dem 
türkischen Nationalismus gefrönt 
wird. Auch dieses Referat wird im 
Anschluss abgedruckt.

Ein kleiner Lichtblich in dieser 
wahrlich tristen Weltlage war dann 
das letzte Thema unserer Konfe-
renz. Unser englischer Genosse und 
Freund ging auf den Führungswech-
sel in der Labour Party ein, an den 
noch im Frühjahr dieses Jahres nicht 
einmal zu denken gewesen wäre. Er 
war der Meinung, dass Labour ver-
glichen mit dem Mai 2015, eine neue 
Partei geworden ist. Der Genosse hat 
uns seinen Beitrag geschickt, er wur-
de von uns übersetzt und wird im 
Folgenden abgedruckt. 

Als Resümee der Jahreskonferenz 
2015 können wir verzeichnen, dass 
wir uns inhaltlich über die Refera-
te und Diskussionen Klärung und 
Vereinheitlichung verschafft haben. 
Organisatorisch konnten wir uns 

wieder so aufstellen, dass wir uns in 
der Lage sehen, auch im kommen-
den Jahr die Arbeiterstimme konti-
nuierlich in der gewohnten Qualität 
herauszubringen. Dabei sind wir je-
doch auch weiterhin auf Hilfe und 
Unterstützung unserer Leser ange-
wiesen – sowohl inhaltlich als auch 
finanziell.

Die traditionelle Sammlung er-
brachte 700 €. Genosse Pavlos wird 
sie dem Gesundheitsprojekt Met-
ropolischen sozialen Praxis Ellinikon 
überbringen.

Zum Thema Industrie 4.0 weisen 
wir auf den Artikel Digitalisierung: 
Fluch oder Segen? in der Arbeiterpolitik 
Nr. 5/6 dieses Jahres hin

Zu Griechenland empfehlen wir 
das Buch von Giorgos Chondros: Die 
Wahrheit über Griechenland, die Euro-
krise und die Zukunft Europas. West-
end Verlag

Nachdem wir uns für heute 
und morgen vormittags 
viele Themen vorgenom-

men haben – fast zu viele – möchte 
ich mich beim Gruppenbericht kurz 
fassen. Es hat sich ja auch in den ver-
gangenen zwei Jahren für die Gruppe 
nichts zum Positiven verändert – im 
Gegenteil, die Arbeiterbewegung ist 
weiter in der Defensive. Weltpolitisch 
sind wir in eine Periode vermehrter 
Kriege und Konflikte geraten, deren 
Gefährlichkeit nicht abzuschätzen ist 
und bei denen auch überraschende 
Spannungen nicht ausgeschlossen 
sind. Auch die BRD wird Teil sein in 
diesem Hexenkessel imperialistischer 
Politik. Das ist Folge des zunehmen-
den ökonomischen Ungleichgewichts 
und weltweiten Wirtschafts- und 
Finanzdebakels, das systembedingt 
dem Kapitalismus ja eigen ist. 

In den letzten Monaten ist auch 
die politische Lage in Deutschland 
immer aufgewühlter geworden, da 
nun die verheerenden Folgen impe-
rialistischer Kriege und Verwüstun-
gen, vor allem im Nahen Osten, dort 
größere Teile der Bevölkerung zur 
Flucht nach Europa zwingen. Man 
könnt auch sagen: Die teuflische Saat 

geht auf! Deutschland als hochent-
wickeltes Industrieland ist als Ziel-
land besonders betroffen und es ist 
überhaupt nicht absehbar, wie die-
ses einschneidende Problem von den 
dominierenden Parteien gelöst wird. 
Wir sind erst am Anfang und schon 
jetzt ist sichtbar, dass fast in ganz Eu-
ropa die Parteiengefüge in teils große 
Veränderungen geraten. Das kann 
noch turbulenter werden, wenn ein-
schneidende Sonderbelastungen un-
umgänglich werden. Was sich in den 
letzten Wochen in Deutschland an 
Hetze und Aggression gegen Flücht-
linge abspielte war erschreckend – be-
sonders in Sachsen. Den Übergriffen, 
Brandanschlägen und Hasstiraden 
nicht nur von Rechtsradikalen und 
Pegida Anhängern, steht eine Welle 
an Solidarität mit den Asylsuchenden 
gegenüber, die es auch gab und gibt. 
War anfangs der mediale Mainstream 
im Sinne des Arbeitgeberlagers, das in 
den Flüchtlingen die Arbeitskräfte der 
Zukunft sah – je größer das Arbeits-
kräfteangebot um so mehr sinkt der 
Wert der Ware Arbeitskraft – droht 
die Stimmung in der Bevölkerung 
nun zu kippen. Das wird sich noch 
verstärken, mit dem Effekt, dass wenn 

die Flüchtlinge, notwendigerweise, 
als Konkurrenten bei der Wohnungs- 
und Arbeitssuche und bei den Geld-
mitteln auftreten müssen. CSU, AfD 
usw. versuchen mit ihrer Hetze heute 
schon ihr giftiges Wahlsüppchen dar-
aus zu kochen. Manche Behörden und 
Polizeiführungen passen sich nur zu 
oft der örtlichen Stimmung an. Wir 
erleben, wie tausende nun ihre Maske 
fallen lassen und zum Teil Rassismus, 
Asylantenhass und Unsolidarität of-
fen ausleben. Der Weg in Deutschland 
geht in der nächsten Phase weiter 
nach rechts. Das wird auch Polarisie-
rung heißen. Inwiefern das auch für 
linke Gruppen neue Anknüpfungs-
punkte geben kann, bleibt abzuwar-
ten. Die Linke insgesamt muss sich 
warm anziehen, besonders natürlich 
die verbliebenen sozialistischen Kerne 
und die Antifaschisten. Sind wir dafür 
gerüstet? Kaum!

Unsere Arbeit in und für die Grup-
pe steht auch so schon oft genug am 
Rande des Möglichen. Jeder von uns 
im inneren Kreis trägt nach Kräften 
dazu bei, doch in unterschiedlicher 
Größenordnung. Der noch kleinere 
Kreis, der als Motor fungieren muss 
– verantwortlich für die praktischen 

Zur Lage der Gruppe
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Notwendigkeiten und die politisch 
inhaltlichen Ausrichtung – hat zu we-
nig Luft. Da ist ja noch der Beruf, die 
anderweitigen Aktivitäten, in den Ge-
werkschaften usw., die Familien und 
die Gesundheitsvorsorge. Wir haben 
immer wieder naturgemäß Genos-
sinnen und Genossen durch den Tod 
verloren. Ersatz dafür gab es wenig, 
aus der jungen Generation kommt zu 
wenig nach. Wie lange dieser Zustand 
tragbar ist, ist die Frage. Infolge der 
Mitarbeit aller Gruppenmitglieder 
und Sympathisanten konnten wir – 
wie festgelegt – im Jahr vier Num-
mern unseres Agitations- und Infor-
mationsheftes Arbeiterstimme her-
ausbringen, meistens mit 36 Seiten. 

Die inhaltliche Bewertung der 
Artikel müsste in der Gruppe mehr 
diskutiert werden, auch welche The-
men zu kurz kamen, oder welche Ar-
tikel zu langatmig waren. Der Kreis 
der Schreibenden aus dem Kern der 
Gruppe sollte aktiviert werden, da-
mit das besondere unserer Zeitschrift 
nicht schwindet. Nur eine unter vie-
len linken Zeitschriften zu sein, ent-
spricht nicht unserer Aufgabe, mit der 
wir angetreten sind. Gegen den Strom 
zu schwimmen, heißt weiterhin den 
dialektischen Materialismus zu ver-
treten, reformistische und ultralinke 
Auffassungen zurückzuweisen. Wir 
haben in den letzten Jahren die Zu-
sammenarbeit mit der Gruppe Inter-
national und der Gruppe Arbeiter-
politik fortgesetzt. Leider gestattete 
es uns die eigene Überlastung nicht, 
regelmäßig an den Redaktionskonfe-
renzen der Arpo teilzunehmen. Wir 

haben seit einiger Zeit unsere eigene 
Redaktionsarbeit durch die nun er-
folgten Münchner Besprechungen auf 
eine breitere Basis gestellt.

Hier soll auch einmal die Um-
brucharbeit gewürdigt werden, die 
in München immer kurzfristig und 
umfangreich geleistet wird. 

Unser Sommerseminar in Mün-
chen war wie immer ein Erfolg, wie 
auch die Diskussionsabende alle drei 
Monate in Nürnberg. An der lin-
ken Literaturmesse werden wir uns 
wieder beteiligen. Der Broschüren- 
und Bücherverkauf geht nur noch 
schleppend. Den Werbeversand mit 
der Arsti haben wir fortgesetzt; das 
bleibt unser Hauptaquisationsmittel. 
Damit haben wir auch die Umschich-
tung überstanden, die uns durch Tod 
oder politischen Umbruch bei der 
Leserschaft tief getroffen hatte. All-
gemein ist die inhaltliche Resonanz 
der Zeitschrift bescheiden geblieben. 
Das heißt nicht, dass über die Arstiar-
tikel in manchen Zirkeln nicht disku-
tiert würde. Die Abo-Zahlen dürften 
sich in der Berichtszeit etwas erhöht 
haben. Die Zahlungen liegen meist 
über dem Abopreis, was auch eini-
ges aussagt. „Großspender“ haben 
wir keine mehr. 

Wir sind finanziell trotzdem wie-
der über die Runden gekommen. 

Wir alle wissen, dass wir einen 
langen Atem brauchen, bis die Klas-
senfrage in Deutschland wieder zur 
materiellen Gewalt wird. Sollen sozi-
ale Eruptionen wieder die Kraft für 
politische Umwälzungen entzünden, 
dann muss eine geistige Erneuerung 

sozialistischer Ansätze vorausgehen. 
Unser Wirken soll beitragen, die Vor-
aussetzungen dazu zu schaffen. Trotz 
der sich noch verschlechternden ob-
jektiven Bedingungen kommt es wei-
ter darauf an, dass die dünne Kette 
nicht reißt, der Funke nicht erlischt!

In der ARSTI Nr. 186 (Winter 
2014) wurde der in der oberbayeri-
schen Kleinstadt Dorfen geborene 
und in Oldenburg und in Bremen-
Vegesack aktive KPD-Funktionär 
vorgestellt.  Für viele überraschend 
hat nun der Bau-und Verkehrsaus-
schuss des Stadtrates von Dorfen  
einstimmig  Straßen nach Sophie 
Scholl und Karl Wastl benannt.  Zur 
Debatte standen weitaus mehr Vor-
schläge, vorwiegend aus dem christ-
lichen Spektrum.  Dass Wastl, der 
drei Konzentrationslager überlebt 
hatte, in die engere Auswahl kam, 
war nicht zuletzt das Verdienst des 

SPD-Sprechers im Ausschuss. Die-
ser würdigte in seinem Beitrag die 
bisher im Bewusstsein der Öffent-
lichkeit zu wenig bekannte Rolle des 
kommunistischen Widerstandes. 
Außerdem  erläuterte er ausführlich 
Wastls Beitrag anlässlich einer Soli-
daritätsaktion mit hungernden so-
wjetischen Kriegsgefangenen. Eine 
Aktion ("Rote Kuhle") die -von der 
SS aufgedeckt- vielen politischen 
Häftlingen das Leben kostete. Der 
Dorfener Beschluss hat nun  eine 
Bremer Initiative motiviert, auch in 
Vegesack eine Straßenbenennung 
nach Karl Wastl anzuregen.

Ehrung für kommunistischen Widerstandskämpfer Karl Wastl

August Thalheimer:
Einführung in den 
dialektischen Mate-
rialismus

Vorträge für chinesische Stu-
denten der Sun-Yat-Sen-Univer-
sität in Moskau 1927, mit den 
Vorworten zur deutschen Aus-
gabe, Wien-Berlin 1928, und 
zur amerikanischen, New York 
1936. 
 Nachdruck 190 Seiten, Klebe-
bindung. 5,– E.

 Anzeige
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Als dieses Referat Ende 
Oktober gehalten wurde, 
stand die Türkei kurz vor 

den zweiten Parlamentswahlen. Bei 
den ersten Wahlen am 7. Juni 2015 
verlor die AKP neun Prozent ihrer 
Wählerschaft und hatte mit knapp 
40 Prozent keine regierungsfähige 
Mehrheit erreicht. Das lag vor allem 
am Wahlerfolg der HDP – Demokra-
tische Partei der Völker – ein Wahl-
bündnis von kurdischen und linken 
türkischen Organisationen. Die Partei 
konnte mit 13 Prozent der abgegebe-
nen Stimmen die zehn Prozent-Hür-
de auf Anhieb überwinden. Damit 
waren die Pläne von Staatspräsident 
Erdogan und seiner AKP in der Tür-
kei ein Präsidialsystem nach US-
amerikanischem Modell einzuführen 
gescheitert.

Das war eine Sensation, der Ein-
zug der HDP war zwar erwartet wor-
den, doch nicht so deutlich. Vor allem 
die Stimmverluste der AKP von fast 
zehn Prozent fielen unerwartet hoch 
aus. Ein Teil dieser Stimmen, ca. 3,3 % 
gingen an die faschistische MHP, der 
Rest wohl an die HDP. 

Dass die HDP so erfolgreich war, 
lag zum einen daran, dass die AKP 
wegen ihrer Syrien-Politik und ih-
res Verhaltens gegenüber den kur-

dischen Selbstverwaltungsgebieten 
in Syrien unter der konservativen 
kurdischen Bevölkerung stark an Zu-
stimmung verlor, zum anderen gab es 
für die säkularen und linken Teile der 
Bevölkerung mit der HDP eine Par-
tei, die sie weitestgehend ohne große 
Bauchschmerzen wählen konnten. 
Eine große Rolle für den Erfolg der 
Partei spielte auch das weitverbreitete 
Unbehangen über die zunehmende 
Verschmelzung der Regierungspartei 
AKP mit dem Staat und das immer 
repressivere, Gerichtsurteile ignorie-
rende Vorgehen.

Dass Staatspräsident Erdoğan 
und seine AKP mit dem Ausgang 
der Wahlen nicht zufrieden waren, 
lag auf der Hand. Die für eine Regie-
rungsbildung vorgesehenen 45 Tage 
ließen sie verstreichen, damit durch 
Neuwahlen die Ergebnisse in ihrem 
Sinne korrigiert werden würden.

Den folgenden Wahlkampf führ-
te die AKP sehr aggressiv. Um die 
an die faschistische MHP verlore-
nen Wählerinnen und Wähler zu-
rück zu gewinnen, versuchten sie 
diese an nationalistischem und fa-
schistischem Vokabular noch zu 
überbieten. Sie mobilisierten ihren 
Parteimob gegen HDP-Parteibüros 
und Kundgebungen, griffen miss-

liebige Zeitungsredaktionen und 
Journalisten an, zerschlugen kurzer 
Hand ganze Konzerne unter faden-
scheinigen Argumenten um deren 
Zeitungen und Fernsehsender in die 
Hand zu bekommen. Im Verlauf des 
Wahlkampfes wurden über 400 HDP-
Büros niedergebrannt oder anderwei-
tig zerstört. Auf Kundgebungen und 
Wahlkampfbüros der HDP wurden 
Bombenanschläge verübt, mehrere 
Menschen wurden ermordet.

Am 20. Juli wurden in Suruç an 
der Grenze zu Syrien durch Selbst-
mordattentäter 32 Mitglieder einer 
sozialistischen Jugendorganisation, 
die für den Wiederaufbau nach Ko-
banê reisen wollten, ermordet. Da-
raufhin eskalierten auch die militä-
rischen Kämpfe zwischen der PKK 
und der türkischen Armee und Son-
dereinheiten der Polizei. Schon einige 
Tage später bombardierten türkische 
Flugzeuge zum ersten Mal seit 2011 
wieder PKK-Stellungen im Nordirak.

Verschiedene Berufsverbände, Ge-
werkschaften und sozialistische und 
demokratische Parteien forderten 
auf Kundgebungen und Demonst-
rationen einen Waffenstillstand und 
Gespräche für die friedliche Beile-
gung des Konflikts. Am 10. Oktober 
starben auf der Auftaktkundgebung 

Türkei

Massaker und Staatsterror
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einer Friedensdemonstration in An-
kara unter dem Motto „Arbeit, Frieden 
und Demokratie“ durch zwei Selbst-
mordattentäter über 100 Menschen. 
Unter diesen Umständen sagte die 
HDP alle ihre Wahlkampfveranstal-
tungen ab, nachdem Sicherheitskräfte 
gewarnt hatten, dass weitere Anschlä-
ge geplant seien. Natürlich richtete 
sich diese massive Gewalt nur gegen 
linke Organisationen und kurdische 
Einrichtungen.

In dieser Situation, in einer Atmo-
sphäre von Gewalt und Angst fanden 
die Wahlen statt. Die AKP bekam fast 
50 Prozent der Stimmen und kann die 
Regierung alleine stellen. Die HDP 
und die faschistische MHP verloren 
an Stimmen, sind aber weiterhin im 
Parlament vertreten.

Der Krieg im Osten der Türkei es-
kaliert weiter, viele kurdische Städte 

und Gemeinden haben ihre Auto-
nomie erklärt, der türkische Staat 
antwortete darauf mit der Mobilisie-
rung der Armee und der Verhängung 
von Ausgangssperren. Ganze Städte 
werden tagelang von der Außenwelt 
abgeschnitten und mit schwerer Ar-
tillerie und Panzern beschossen. Der 
Frieden scheint weiter entfernt zu 
sein, als je zuvor.

Doch ist die Eskalation der Ge-
walt nicht der einzige Grund für den 
Erfolg der AKP. Es ist offensichtlich, 
dass seit über einem Jahrzehnt über 
40 Prozent der Menschen in der Tür-
kei keine Alternative zur AKP sehen. 
Zusammengezählt bekommen die 
rechten Parteien regelmäßig über 60 
Prozent der Stimmen. Das zu ändern 
bedarf großer Anstrengungen, vor 
allem muss die türkisch-kurdische 
sozialistische Linke ihr Augenmerk 

wieder verstärkt auf die Arbeiter-
klasse richten.

20. 12. 2015

Die AKP war unter anderem in 
der Absicht zu den Wahlen ange-
treten ein „Präsidialsystem türkischer 
Art“ einzuführen. Dafür ist eine 
Verfassungsänderung notwendig 
und für diese bedarf es einer 3/5 
Mehrheit im Parlament, die die AKP 
mit 258 gewählten Parlamentarie-
rinnen und Parlamentariern am 7. 
Juni weit verfehlte. Alle anderen 

AKP: Partei für Gerechtigkeit und Aufschwung
CHP: Republikanische Volkspartei
MHP: Partei der Nationalistischen Bewegung
HDP: Demokratische Partei der Völker

Die Wahlergebnisse

7. Juni 2015:
Partei Stimmen in % Sitze

AKP 40,8  258 
CHP 24,9  132 
MHP 16,2  80 
HDP 13,1  80

1. November 2015:
AKP 49,5  317
CHP 25,3  134
MHP 11,9  40
HDP 10,8  59

Parteien wollten von einem  Prä-
sidialsystem, nach welcher „Art“ 
auch immer, nichts wissen. Die 
größte Gefahr für die angestrebte 
verfassungsändernde Mehrheit der 
AKP ging vom Einzug einer vierten 
Partei ins Parlament aus, weil damit 
die Sitzverteilung zuungunsten der 
AKP ausfallen würde. Diese Partei 
war das Wahlbündnis HDP.

Zu den Parlamentswahlen 2011 
war noch ein Bündnis (Emek, De-
mokrasi ve Özgürlük Bloğu – Block 
der Arbeit, Demokratie und der 
Freiheit) mit unabhängigen Kandi-
daten angetreten. Die stärkste Or-
ganisation in diesem Bündnis war 
die kurdische BDP, daneben hatten 
sich unterschiedliche sozialistische 
Parteien, die Grüne Partei, femi-
nistische Gruppen und weitere zu-
sammen gefunden. Im Herbst 2013 
wurde die HDP gegründet und die 
Mitglieder des Bündnisses traten in 
die neugegründete Partei ein. Auf 
diese Weise bekam die HDP eine 
Parlamentsfraktion, ohne an Wahlen 
teilgenommen zu haben.

Die HDP steht innerparteilich 
vor einigen Problemen. Einerseits 
versucht sie auch die konservativen 
(muslimisch-sunnitischen) Kurdin-
nen und Kurden zu mobilisieren 
und macht dafür Zugeständnisse 
bei der Aufstellung der Kandida-
tinnen und Kandidaten. Dies führt 
zu Konflikten mit alewitischen 
und säkular-atheistischen Kreisen. 
Zum anderen wird sie von großen 
Teilen der türkischen Bevölkerung 
als eine PKK-Organisation angese-
hen. Zudem sind ihre Verbindung 
zu Gewerkschaften sehr dürftig. 
Im Grunde genommen ist die Or-
ganisation einzig aufgrund der 
10-Prozent-Hürde bei den Wahlen 
entstanden, da die kurdische BDP 
alleine diese Hürde in absehbarer 
Zeit nicht überwinden würde. Ihre 
natürlichen Bündnispartner kön-
nen nur aus den türkischen sozia-
listischen Organisationen kommen. 
Diese aber haben andere Ziele, den 
Sozialismus. So ist die HDP in ihrer 
jetzigen Form irgendetwas zwischen 
Einheits- und Volksfront.  



13Arbeiterstimme Nr. 190Winter 2015

Im Frühjahr und Sommer 2015 
kam es in der Automobil- und 
Metallindustrie zu einer Reihe 

von Streiks und Betriebsbesetzungen, 
mit mehreren zehntausend Beteilig-
ten. Sowohl die Gewerkschaften wie 
auch die Unternehmer wurden von 
dieser Streikbewegung überrascht.

Es fing damit an, dass nach ge-
scheiterten Tarifverhandlungen in 
der Metallindustrie mit der Gewerk-
schaft Birleşik Metal-İş und dem 
Unternehmerverband MESS die Ge-
werkschaftsmitglieder beschlossen 
zu streiken. Die Unternehmer setzten 
vor Gericht durch, dass die Urab-
stimmung auch unter Einbeziehung 
unorganisierten Arbeiterinnen und 
Arbeiter in allen betroffenen Betrie-
ben durchgeführt werden muss. Sol-
che Finessen verdankt die türkische 
Gewerkschaftsbewegung dem 1980er 
Militärputsch, nach dem die Organi-
sationsfreiheit der Beschäftigten fak-
tisch abgeschafft wurde.

Das Ergebnis der Urabstimmung 
war eindeutig und entsprach dem, 
was zuvor die Gewerkschaftsmit-
glieder beschlossen hatten: eine satte 
Mehrheit für den Streik. Schon am 
ersten Tag wurde der Streik von der 
Regierung wegen „Gefährdung der 
nationalen Sicherheit“  verboten.

Die Mehrzahl der Beschäftigten in 
der Türkei arbeitet zum Mindestlohn 
von zur Zeit ca.  400 Euro. Unter den 
1,4 Millionen Metallbeschäftigten 

sind nur 233 000 in drei Gewerkschaf-
ten organisiert. Auch viele Autofab-
riken sind gewerkschaftsfrei, so z.B. 
die der japanischen Unternehmen. 
Der durchschnittliche (Tarif-) Stun-
denlohn der AutomobilarbeiterInnen 
beträgt neun Lira, das sind etwa drei 

Euro. Mit diversen Leistungsprä-
mien und Zuschlägen kommen die 
Beschäftigten in großen Werken auf 
1000 – 1500 Euro. Die durchschnitt-
liche Wochenarbeitszeit beträgt 47,7 
Stunden, in der Metallindustrie 45 
Stunden.

Angesichts dieser miserablen 
Löhne wurde die Tarifbewegung der 
Gewerkschaft Birleşik Metal-İş von 
allen Beschäftigten der Metallindus-
trie aufmerksam beobachtet. Zuvor 
hatte in der Automobilindustrie eine 
andere, die gelbe aber größte Ge-
werkschaft, Türk-Metall eine Lohn-
erhöhung unter der Inflationsrate 
mit dreijähriger Laufzeit beschlos-
sen. In dieser angespannten Situation 
konnten die ArbeiterInnen bei Bosch 
in einem Haustarifvertrag eine weit 

kräftigere Lohnerhöhung mit „nur“ 
zweijähriger Laufzeit durchsetzen.

Das war das Signal. Mitte Mai 
stellte die Spätschicht bei Renault die 
Arbeit ein und besetzte die Fabrik, die 
Nachtschicht kam dazu und schloss 
sich den Kollegen an. Ihre Forderung: 
ein neuer Lohntarifvertrag und keine 
Entlassungen wegen des Streiks. Die 
Unternehmer lehnten dies ab mit der 
Begründung, dass der gerade mit der 
Gewerkschaft Türk Metall beschlos-
sene Vertrag bis 2018 gültig sei. Auch 
die Frühschicht schloss sich den Strei-
kenden an, die Arbeiter beschlossen 
aus der Gewerkschaft Türk Metal 
auszutreten.

In den nächsten Tagen schlossen 
sich den Renault-Arbeitern immer 
mehr Beschäftigte aus der Automo-
bil- und Metallindustrie an. Innerhalb 
von wenigen Tagen waren tausende 
Metallarbeiterinnen und -arbeiter 
im Ausstand, treibende Belegschaft 
blieben dabei die Arbeiter von Ren-
ault. In kürzester Zeit traten tausen-
de Arbeiterinnen und Arbeiter aus 
der gelben Gewerkschaft Türk Metal 
aus, organisierten sich aber erstmal 
nicht in einer anderen Gewerkschaft. 
Es müsse erstmal gründlich in den 
Betrieben diskutiert werden, ob und 
welche Gewerkschaft in Frage käme, 
oder sogar die Gründung einer eige-
nen Gewerkschaft.

Die Organisierung, vor allem der-
der Renault-Arbeiter war vorbildlich: 

Aufstand der Automobilarbeiter

„‚Das hat uns überrascht‘, sagt Ege 
Seckin, Analyst bei der Beratungsfir-
ma IHS Consulting. ‚Wir haben lange 
gedacht, dass angesichts der Schwäche 
der Gewerkschaften die Wahrscheinlich-
keit für Arbeitsniederlegungen gering 
wäre.‘” AUTOMOBIL PRODUKTI-
ON, 5/2015
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sie bildeten sofort einen Streikrat, der 
aus Sprechern der einzelnen Abtei-
lungen bestand, die von den Arbei-
tern in Vollversammlungen gewählt 
wurden. Nach jeder Verhandlung mit 
den Unternehmern kehrten die Spre-
cher zur ihren Abteilungen zurück, 
berichteten ihren Kollegen und nah-
men deren Vorschläge für das weite-
re Vorgehen mit, das wiederum im 
Streikrat gemeinsam diskutiert und 
beschlossen wurde. Von Anfang an 
war klar, es gibt mit den Unterneh-
mern nur Vereinbarungen, die in der 
gesamten Belegschaft diskutiert wur-
den und denen sie zugestimmt hat.

Auch während der Besetzung 
war die Organisation des Streiks 
sehr genau ausgearbeitet: neben der 
notwendigen Organisierung von Le-
bensmitteln und dem Kontakt mit 

anderen im Ausstand befindlichen 
Betrieben wurde jeder, der in den 
Betrieb wollte, kontrolliert. So konn-
te einerseits jegliche Provokation 
unterbunden und außerdem der Be-
schluss umgesetzt werden, dass über 
die Fortführung der Kampfmaßnah-
men nur die Belegschaftsmitglieder 
mitreden dürfen. Betriebsfremde, 
egal ob sie der gelben Gewerkschaft 
oder solidarischen Organisationen 
angehörten, mussten draußen blei-
ben.

Nach einigen Wochen endeten 
die Streiks mit Zugeständnissen der 
Unternehmer in unterschiedlicher 
Höhe, je nach Entschlossenheit der 
Belegschaft. Druck wurde von allen 
Seiten ausgeübt: die Funktionäre der 
Gewerkschaft Türk Metal versuchten 
mit Drohungen, Versprechen aber 

auch mit Gewalt den Streik zu un-
terdrücken. Die Unternehmer waren 
in der Regel schlauer und machten 
schon nach wenigen Tagen, als sie er-
kennen mussten, dass der Streik nicht 
zu brechen ist, Angebote für höhere 
Löhne. Es gab aber auch Konzerne, 
die versuchten mit Entlassung des 
Sprecherrates und dessen Verhaftung 
den Widerstand zu brechen. Die Kol-
leginnen und Kollegen reagierten da-
rauf mit der Ankündigung, den Streik 
so lange fortzusetzen, bis die Entlasse-
nen wieder eingestellt werden.

Der Streik war aus verschiedenen 
Gründen bemerkenswert:

• Zum einen war dies ein Streik, 
den tausende von Beschäftigten 
selbstständig organisiert und durch-
geführt haben – nicht nur gegen ihre 
Unternehmen sondern auch gegen 
ihre eigene Gewerkschaft.

• Der Ausstand war gut vorbe-
reitet, sowohl die Unternehmen, wie 
auch die Gewerkschaften und die Re-
pressionsorgane waren vollkommen 
überrascht.

• Die Streikenden haben sich in 
allen Betrieben in Räten organisiert.

• Und vielleicht das wichtigste: 
die Streikbewegung fand in einem 
Industrierevier statt (vor allem in Bur-
sa und Kocaeli), wo die Beschäftigten  
eher als konservativ und nationalis-
tisch gelten.

20. 12. 2015

In der Metall Branche organisierte Gewerkschaften

Türk Metal-İş, Mitgliederzahl: 177 000; Mitglied im Dach-
verband Türk-İş. Es gibt Meinungsverschiedenheiten darü-
ber, ob diese Organisation eine Mafia- oder nationalistische 
Bande oder nur eine gelbe Gewerkschaft ist. Im Logo dieser 
Organisation befindet sich ein Wolf im türkischen Halbmond.

Çelik-İş, Mitgliederzahl 29.000; Mitglied im Dachverband 
Hak-İş, AKP-nahe gelbe Gewerkschaft.

Birleşik Metal-İş, Mitgliederzahl 27.000, Mitglied im Dach-
verband DISK, hat den Anspruch eine „demokratische, klas-
senkämpferische Gewerkschaft“ zu sein.
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Der Rücktritt von Ed Mili-
band als Parteivorsitzen-
der von Labour infolge 

der desaströsen Wahlniederlage im 
Mai setzte eine Bewegung in Gang, 
wie man sie in Großbritannien bisher 
noch nie gesehen hat. Sie führte zu 
einem großen Sieg des linken Sozia-
listen Jeremy Corbyn. Er erhielt 59,5% 
der Stimmen der 554.000 Abstimmen-
den und schlug drei Kandidaten aus 
dem Blair-Lager. Die rechteste von 
ihnen, Liz Kendall, erhielt nur 4,5% 
der Stimmen. Alle boten dieselbe 
Austeritätspolitik an, die zur Wahl-
niederlage im Mai geführt hat. Die 
Blair-Anhänger glaubten doch tat-
sächlich, dass Labour zu weit links 
aufgestellt war und sich zu sehr auf 
die Arbeiterklasse konzentriert hätte 
und nicht auf die „aspirierten Klassen“, 
als ob die Arbeiter keine Aspiratio-
nen hätten.

New Labour hatte auf Menschen 
außerhalb seiner traditionellen Basis 
abgezielt. Sie hatte Werte und At-
titüden der Mittelklasse angenom-
men und Individualismus höher 
gehalten als kollektive Lösungen. 
Sie übernahm eine neoliberale Wirt-
schaftspolitik. Blair hatte, mit seinem 
Charisma und seiner öligen Art, in 
der Öffentlichkeit aufzutreten, brei-
te Zustimmung bis zum Irakkrieg. 
Gordon Brown ersetzte ihn; aber ihm 
fehlte Blairs Talent für die Medien, Er 
sah sich bald mit den Auswirkungen 
der Finanzkrise und der Bankenkri-
se konfrontiert. Labour wurde dafür 

und für zu hohe Ausgaben verant-
wortlich gemacht, was sie nicht ernst-
haft bestreiten konnten. Als 2010 die 
Wahlen anstanden, hatte sie keine 
Identität mehr. Öffentlichkeitsarbeit 
allein genügte nicht mehr.

Die Unterstützung der von den 
Tories geführten Koalition und ihre 
Führungsrolle bei der Kampagne 
gegen die Unabhängigkeit in Schott-
land führte zur Zerstörung ihrer 
traditionellen Anhängerschaft. Sie 
schwenkte um zu den Nationalisten, 
nicht aus Nationalismus, sondern 
weil die SNP eine sozialdemokrati-
sche Politik verfolgt und ein Schutz-
schild gegen die Herrschaft durch 
London und deren Austeritätspolitik 
ist. Die traditionelle Unterstützung 
für Labour ist während der Regie-
rungsjahre von New Labour weg-
gebrochen, da die Menschen aus 
der Arbeiterklasse sich seit 1997 von 
ihnen mißachtet fühlen.

Miliband änderte das System, 
wie der Parteiführer gewählt wird. 
Der Grund war, dass er von „Pro-
gress“, den Anhängern von Blair, 
die durch Unternehmer finanziert 
werden, unter Druck gesetzt wurde. 
Die hatten protestiert, weil ein Funk-
tionär der Gewerkschaft „Unite“ als 
Kandidat in Falkirk aufgestellt wor-
den war. Sie behaupteten, Schott-
land wende betrügerische Methoden 
an (eine Untersuchung fand nichts 
dergleichen). Miliband änderte also 
das Wahlsystem in „one member, 
one vote“, [d.h. „ein Mitglied, eine 

Stimme“]. Seit 1981 hatte ein Wahl-
gremium aus Gewerkschaften, Par-
teimitgliedern und den Parlament-
sabgeordneten den Vorsitzenden 
gewählt. Das war das Ergebnis ei-
ner langen Auseinandersetzung um 
[mehr] innere Demokratie, die auch 
dazu führte, dass die Abgeordneten 
sich nun bei jeder Wahl als Kandi-
daten [parteiintern] zur Auswahl 
stellen mußten, statt [wie bisher] 
„einen Job fürs Leben“ zu haben, 
was es unmöglich machte, Karrie-
risten zu ersetzen. Bis dahin hatten, 
seit Gründung der Partei ,die Parla-
mentsabgeordneten von Labour den 
Parteiführer gewählt.

Ebenso wie die Parteimitglieder 
wählen, so können auch Gewerk-
schafter und Unterstützer von La-
bour, wenn sie ein paar Pfund zah-
len, das Stimmrecht erhalten. Die 
Vorstellung, die dahinter steht, ist, 
dass die Mitglieder dazu tendier-
ten, „extremistisch“ zu sein, wäh-
rend die Unterstützer gemäßigter 
seien. Die Satzung von Labour hat 
immer versucht, die Parlamentarier 
bzw. die Regierung vor den Mitglie-
dern zu schützen. Die Auflösung/
Aufsplitterung[Auslieferung … an] 
der Partei in ihre Unterstützer soll-
te das sichern – aber das Gegenteil 
geschah!

Blair begrüßte Milibands Reform. 
Er bedauerte, dass er nicht mutig ge-
nug gewesen war, es selber zu tun, 
obwohl er jede innere Demokratie 
beseitigt hatte und die Macht um 
sich selbst herum gruppiert hatte. 
Sein Ziel war immer gewesen, die 
Labour Party in eine Kopie der De-
mokraten in den USA zu verwan-
deln, wo keine fundamentalen Un-
terschiede zu den Republikanern 
bestehen und sich Unterstützer nur 
versammeln, um Kandidaten auszu-
wählen. Dann haben sie keinen wei-
teren Einfluß auf die Politik mehr.

Die Abgeordneten von Labour 
stellen immer noch die Kandidaten 
für die Führung auf. Corbyn  hatte 
nicht genug Nominierungen, bis ei-
nige Rechte ihn unterstützten, um 
den Anschein einer demokratischen 
Wahl zu erwecken. (Seit 1945 war 

Jeremy Corbyn zum neuen Parteichef 
der Labour Party gewählt
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die Linke noch nie so schwach im 
Parlament vertreten. Abgeordnete 
aus der Arbeiterklasse sind nahezu 
verschwunden. Sie wurden ersetzt 
durch Karrieristen aus der Mittel-
klasse, die noch nicht lange die Uni-
versität verlassen haben, etc.)

Zwei der Kandidaten aus dem 
Blair-Lager waren in der Regierung 
gewesen. Ich erwartete, dass sie sich 
nach links bewegen würden, die üb-
liche Bewegung eines Karrieristen, 
um Unterstützung zu gewinnen. 
Aber sie präsentierten „more of the 
same“ [„das selbe noch einmal“], 
was zeigte, wie wenig sie Kontakt 
mit normalen Menschen hatten. 
Corbyn reiste im ganzen Land her-
um. Er sprach auf Versammlungen 
vor Hunderten und Tausenden. Es 
mußten zusätzliche Räume beschafft 
werden und Lautsprecher für die 
Leute, die nicht mehr in die Hallen 
hineinkamen. Die drei anderen Kan-
didaten hatten nur einen Bruchteil 
der Unterstützung wie Corbyn und 
erhielten so kaum Beachtung.

John McDonnell, Corbyns Schat-
ten-Finanzminister, hat anscheinend 
eine Person gebeten, die vorher für 
ihn gearbeitet hatte, sich um Cor-
byns Wahlkampf in den Sozialen 
Medien zu kümmern. Das spielte 
eine Schlüsselrolle bei seinem Er-
folg. Besonders junge Leute kamen 
in Scharen zusammen, um Corbyn 
zu hören. Es gefiel ihnen, was er sag-
te und sie traten der Labour Party 
als Mitglieder oder Unterstützer bei. 
Sie sehen ihn als ursprünglich/echt, 
als einen Mann/Menschen mit Prin-
zipien/Grundsätzen – seine Gegner 
erzählten, wie er einer der größten 
Rebellen im Parlament war, die es 
jemals gab – nicht wie die Politiker 
im allgemeinen, die „Lügner“, „un-
glaubwürdig“, „nur auf ihren eige-
nen Nutzen bedacht“ sind etc. Viele 
dieser Jungen hatten nicht gewählt, 
weil sie keine der beteiligten Par-
teien leiden konnten. Frühere Mit-
glieder von Labour, die in der Zeit 
von Blair ausgetreten waren, traten 
wieder ein. Es wurden T-Shirts mit 
dem Slogan „Jazz we can“ verkauft. 
(Die Jungen kürzen die Vornamen 
ab und fügen oft ein „zz“ oder ein 
„zza“ an; so wurde „Jazza“ geboren. 
Der Slogan knüpft natürlich an Ob-
amas „Yes we can“ an.)

Es war sehr schnell klar, dass 
Corbyn gewinnen würde. Die Blair-

Anhänger denunzierten all seine 
Ansichten und gruben all seine Ta-
ten in der Vergangenheit aus, die 
darin bestanden, dass er jede mög-
liche linke Sache unterstützt hat-
te/??. Sie forderten sogar, dass die 
Wahl annulliert werden solle. Blair 
selbst denunzierte Corbyn bei drei 
Gelegenheiten. Vor dem dritten Mal 
enthüllte er, dass seine Freunde ihm 
geraten hatten, es nicht zu tun, weil 
das nur noch mehr Leute ermutigen 
würde, für Corbyn zu stimmen! Ein 
riesiger Apparat mit hunderten von 
Computern wurde gesammelt, wo 
man die Ansichten und Taten jener 
nachschauen konnte, die Labour bei-
traten, um Corbyn zu unterstützen. 
Allen möglichen bekannten linken 
Persönlichkeiten wurde die Mit-
gliedschaft bei Labour verweigert, 
einschließlich des Filmregisseurs 
Ken Loach, mit der Begründung 
„sie teilen nicht die Ziele und Wer-
te der Labour-Partei“. Als ob irgend 
jemand nach all den Jahren von New 
Labour noch wüsste, was „die Ziele 
und Werte“ eigentlich noch sind!

Die Medien waren massiv vor-
eingenommen gegenüber Corbyn. 
Seit seinem Sieg haben sie eine wi-
derwärtige Kampagne von Charak-
ter-Ermordung fortgesetzt. Führen-
de Blair-Anhänger sprachen davon, 
sich von Labour zu trennen und sie 
weigerten sich, in Corbyns Schat-
tenkabinett mitzumachen. Er wurde 
dafür angegriffen, Frauen zu unter-
stützen/(protegieren) – die Feminis-
ten machten bei diesem Angriff mit – 
die 16 von 30 Posten erhalten hatten. 
Das war anscheinend nicht genug.

Seit Corbyns Sieg sind zehn-
tausende der Labour Party beige-
treten. Mehr als 2.000 traten nach 
seiner Rede als Parteiführer bei der 
Eröffnung der jährlichen Labour-
Konferenz bei. Über 100.000 neue 
Mitglieder und Unterstützer traten 
ein, um für Corbyn zu stimmen. 
Eine Bewegung von „Corbynisten“ 
wird organisiert, um weiter für eine 
alternative Politik zu der der Tory-
Regierung zu kämpfen. Einige der 
kleineren linken Parteien lösen sich 
auf und treten Labour bei. Grund-
sätzlich haben wir eine neue Partei, 
die nicht die gleiche ist wie die, die 
die Wahlen im Mai verloren hat. 
Aber Corbyn habt die ganze Macht/ 
das ganze Gewicht der herrschen-
den Klasse und ihrer Medien gegen 

sich. Es wird Kämpfe gegen die Re-
gierung geben, aber dieses Mal wird 
die Labour Party ein Teil davon sein 
und nicht abseits stehen, wie sie es 
die letzten 35 Jahre gemacht hat. Es 
schaut so aus, als würden wir auf 
„interessante Zeiten“ zugehen/kä-
men … auf uns zu.

m. j.
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den Realsozialismus 
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Anfang August des Jahres 
schien die Pegida-Bewe-
gung schon fast in der Be-

deutungslosigkeit zu versinken. Das 
galt auch in Dresden. Von Montag zu 
Montag gingen die Teilnehmerzahlen 
der „Patrioten“ bei ihren „Montags-
spaziergängen“ zurück. Auch die 
AfD litt zu diesem Zeitpunkt deutlich 
an „Schwindsucht“: Mitte Oktober 
lag sie bei Umfragen gerade noch bei 
drei Prozent. Die bürgerliche Presse, 
wie beispielsweise Die Zeit jubelte, 
„die AfD zerlegt sich“. Das war aller-
dings ein voreiliges Urteil.

Denn in der Folgezeit kam es zu 
dem großen Flüchtlingsstrom in Rich-
tung Nordeuropa. Das Ziel vieler 
Flüchtlinge war und ist Deutschland. 
Offensichtlich glaubten glauben diese 
Menschen hier eine sichere Existenz 
zu finden und willkommen zu sein. 
Das wenigstens suggerierten ihnen 
die Bilder vom Münchner Haupt-
bahnhof, wo die Hilfsbereitschaft 
der Bevölkerung sichtbar wurde und 
auch das Kanzlerinnenwort „Wir 
schaffen das“ wird dazu beigetragen 
haben, Deutschland als Fluchtziel zu 
wählen. Die Hilfsbereitschaft gibt es 
zwar immer noch, doch inzwischen 
wird immer deutlicher die hässli-
che Fratze Deutschlands sichtbar. 
Fast täglich gibt es rassistische und 
neofaschistische Angriffe auf Asyl-
bewerber und deren Unterkünfte. 
Steinwürfe, Brandanschläge sind an 

der Tagesordnung. Die OB-Kandida-
tin der Kölner CDU wird bei einem 
Angriff niedergestochen und über-
lebt schwerverletzt; Morddrohungen 
gegen Unterstützer und Politiker der 
etablierten Parteien, Kirchenvertre-
tern und Journalisten werden ge-
meldet.

Diese Entwicklung findet in ganz 
Deutschland statt. Anfang November 
sind insgesamt 580 (!) Übergriffe auf 
Asylbewerber und deren Unterkünf-
te gemeldet. Der braune, rassistische 
Mob verspürt Aufwind. Augenfällig 
ist dabei der deutsche Osten. Die 
AfD und Pegida bringen tausende 
gegen die Flüchtlinge auf die Straße. 
Und hier brennen Unterkünfte von 
Asylbewerbern besonders häufig, 
kommen Angriffe auf Flüchtlinge 
überdurchschnittlich oft vor. Dabei 
steht Sachsen an der Spitze der ras-
sistischen Gewalttaten und besonders 
Dresden und Umgebung rückt immer 
wieder in den Focus. 

Die Ausschreitungen und An-
griffe auf Flüchtlinge gingen durch 
die Medien. Heidenau, Freital, Mei-
ßen, Freiberg machten bundesweit 
Schlagzeilen.

Ende August finden Ausschrei-
tungen vor dem Flüchtlingsheim in 
Heidenau statt. Die Polizei schaut 
hilflos zu und prügelt schließlich auf 
die Antifa ein.

In Freital machen Nazis und 
selbsternannte „Bürgerwehren“ seit 

Monaten in aggressiver Weise Stim-
mung gegen Flüchtlinge. Die Polizei 
nimmt vier Tatverdächtige fest und 
findet Spreng- und Brandvorrichtun-
gen. Nach Anschlägen auf ein Flücht-
lingsheim in Freital und ein linksal-
ternatives Wohnprojekt in Dresden 
geht die sächsische Polizei gegen eine 
Gruppe rechter Gewalttäter vor. In 
Freital häufen sich die Anschläge mit 
Sprengstoff. Briefkästen von Flücht-
lingshelfern wurden gesprengt. Bei 
Durchsuchungen werden unter an-
derem Sprengkörper gefunden. Mit-
te Oktober wird ein Anschlag auf 
ein linksalternatives Wohnprojekt in 
Dresden mit Sprengsätzen und But-
tersäure verübt. 

Das Auto des Linken-Stadtrats Mi-
chael Richter fliegt in die Luft, kurze 
Zeit später gibt es einen Anschlag 
auf das Büro der Linkspartei. „Versi-
cherungsbetrug“ spottete die „Bürger-
wehr“ im Internet.

In Meißen, Freiberg kommt es zu 
Randalen vor Flüchtlingsunterkünf-
ten. In Dresden wird tagelang eine 
geplante Flüchtlingsunterkunft blo-
ckiert. Die Polizei schaut drei Tage 
lang tatenlos zu.

Alle aufgeführten Orte liegen, 
was viele nicht wissen, in unmittel-
barer Nähe zu Dresden. Aus diesem 
Umland kommt der harte Kern der 
Pegida. Aber auch in der Stadt gibt ist 
ein großes rechtsradikales Potential. 
Bei der jüngst stattgefundenen OB-

Pegida, AfD – Sie hetzen weiter
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Wahl, erreichte die Pegida-Kandida-
tin Festerling 9,6 Prozent der Stim-
men, der AfD-Kandidat 4,8. Umfrage 
besagen, dass bei künftigen Wahlen 
die AfD und NPD in Sachsen auf 
rund 17 Prozent der Stimmen kom-
men würden. Inzwischen marschiert 
Pegida wieder Montag für Montag 
mit einer Teilnehmerzahl von 8.000 
bis zu fast 20.000. 

Die antifaschistischen und de-
mokratischen Kräfte können den 
braunen Umtrieben nur wenig ent-
gegensetzen. Zwar demonstrieren 
die Aktivisten ebenfalls jeden Montag 
gegen die Pegida, doch bleiben sie 
deutlich sichtbar in der Minderheit. 
Lediglich am 9. November, gelang 
es einem Bündnis rund 8.000 Ge-
gendemonstranten zu mobilisieren. 
Damit lag es ungefähr gleichauf mit 
der Teilnehmerzahl von Pegida. Die 
Frage ist deshalb, warum in Dresden 
die Pegida so deutlich erfolgreich ist, 
während sie in anderen Städten (auch 
in Sachsen) oftmals kaum einen Fuß 
auf den Boden bringt?

Einer der Gründe für das reaktio-
näre Potential in Dresden liegt sicher 
darin, dass über 20 Jahre lang durch 
die konservative Stadt- und Landes-
regierung dieses Potential regelrecht 
gezüchtet wurde. Seit dieser Zeit fin-
den in Dresden regelmäßig Naziauf-
märsche statt, wie zum Beispiel zum 
Jahrestag der Bombardierung. Dem 
setzte lediglich das Bündnis Dresden 
nazifrei wirklichen Widerstand entge-
gen, indem es dazu aufrief die Nazis 
zu blockieren, was dann auch erfolg-
reich geschah. Niemals wurde dieser 
Widerstand von der Stadtratsmehr-
heit und dem Oberbürgermeister 
unterstützt. Im Gegenteil: die Aktio-
nen wurden als linksradikale Gewalt 
kriminalisiert. Für die Stadtspitze war 
klar, und diesen Eindruck vermittelte 
sie auch stets nach außen: Der Feind 
steht links!

Aber da Dresden im Blickpunkt 
des öffentlichen Interesses stand sah 
man sich gezwungen, etwas zu tun. 
Die Stadtspitze rief zu einer friedli-
chen Menschenkette fernab der Na-
ziroute auf, die anschließend mit 
großem Tamtam als Erfolg gefeiert 
wurde. Tatsache aber ist, dass man 
am liebsten gar nichts gemacht und 
die Naziaufmärsche einfach totge-
schwiegen hätte. In Dresden feiert so 
der deutsche Gartenzwerg fröhliche 
Urstände. Darin unterscheidet sich 

Dresden von anderen Städten, auch 
von sächsischen! In Chemnitz und 
Leipzig reihen sich die Oberbürger-
meister in die Bewegung ein und un-
terstützen diese in der Mobilisierung 
des Widerstandes, was dazu führt, 
dass die Pegida-Ableger oder die AfD 
bei ihren Auftritten fast immer in der 
Minderheit sind.

Die Haltung der Stadtspitze in 
Dresden hat Auswirkungen. Sie 
führt dazu, dass die „schweigende 
Mehrheit“ in Dresden noch ein-
dringlicher „schweigt“ als anders-
wo. Die Verantwortlichen der Stadt 
weigern sich, sich gegenüber Pegida 
und den Nazis eindeutig politisch 
zu positionieren. Sie ziehen sich auf 
Formalien zurück und ermuntern 
so diese Bewegungen in ihremTun. 
So stellte der Oberbürgermeister 
am 9. November den Theaterplatz 
den Pegidaleuten zur Verfügung, 
wohl wissend, dass es einer der 
ersten Plätze war, der ehedem in 
Adolf-Hitler-Platz umbenannt wur-
de. Dagegen gab es eine kurzfristig 
organisierte Online-Aktion, in der 
mehr als 90.000 Menschen gegen 
diese Erlaubnis protestierten. Das 
nützte wenig. OB Hilbert berief sich 
auf die Meinungsfreiheit – auch für 
Pegida – und ging zur Tagesordnung 
über. Wirkliche Sorgen macht Hil-
bert alleine das schlechte Image, das 
Dresden inzwischen hat. Verursacht 
durch die negativen Schlagzeilen 
sind inzwischen die Besucherzah-
len der Stadt und damit auch die 
Umsätze deutlich zurückgegangen. 
Dem will er im Frühjahr mit einer 
bundesweiten Charmeoffensive zu-
gunsten Dresdens begegnen. Was 
soll man dazu noch sagen?

Natürlich ist klar, dass das Ver-
halten der Stadtspitze alleine keine 
reaktionäre Bewegungen erzeugt. 
Dazu bedarf es einer materiellen 
Grundlage. Aber sie kann eine sol-
che Bewegung durchaus beeinflus-
sen und durch ihr Handeln oder 
Nicht-Handeln fördern. Und über 
Dresden und Sachsen hinaus betei-
ligen sich immer mehr an der Be-
feuerung der rechtspopulistischen 
Bewegungen. Allen voran die CSU 
mit ihren Scharfmachern Seehofer, 
Herrmann und Söder. Aber nicht 
nur die. Bis weit hinein in die CDU 
schließt man sich der CSU-Meinung 
an, auch wenn man sich oft nicht ge-
traut, dies offen auszusprechen. 

Die fremdenfeindlichen Forde-
rungen und Positionen der etablier-
ten Parteien zur Flüchtlingspproble-
matik werden von den Pegida- und 
AfD-Leuten freudig aufgenommen. 
Das ist es doch, was sie schon lange 
fordern: Grenzen zu und Ausländer 
abschieben. Die Politik geht auf sie 
ein und bewegt sich auf sie zu! Das 
ist ihr Erfolg und motiviert sie wei-
ter zu machen, in den Forderungen 
unanständiger zu werden, die Hetze 
zu verstärken.

Wie es weiter gehen wird, kann 
augenblicklich niemand konkret 
sagen. Die Terroranschläge von Pa-
ris sind europaweit Wasser auf die 
Mühlen der reaktionären Kräfte. Die 
Vorbereitungen zur Verschärfung des 
Krieges im Nahen Osten sind in vol-
lem Gange. Deutsche Soldaten wer-
den sich daran beteiligen. Begleitet 
werden die Vorbereitungen von dem 
Abbau demokratischer Rechte im In-
neren. Die Probleme allerdings wer-
den dadurch nicht gelöst, sondern 
verschärft. Neue Flüchtlingsströme 
werden ausgelöst und lassen sich mit 
Sicherheit nicht von einem abgeschot-
teten Europa aufhalten.

Pegida und AfD werden ver-
mutlich auf lange Sicht einen gut 
gedüngten Nährboden für ihre 
Hetz-und Hass-Tiraden vorfinden. 
Trotz alledem: die Entfesselung des 
Ressentiments muss zurückgewie-
sen werden. Dazu gehört, dass die 
Linke die Ursachen von Krieg und 
Flucht klar benennt. Dass es eben 
nicht der Islam ist, der uns bedroht, 
sondern die Destabilisierungs- und 
Kriegspolitik der USA, EU und der 
Nato. Und bedroht werden wir wei-
terhin nicht durch Flüchtlinge die 
nach Deutschland kommen, sondern 
durch eine instabile Arbeitswelt, die 
dafür sorgt, dass immer mehr Men-
schen in prekäre Lebensverhältnisse 
gedrückt werden, ohne die Chance, 
jemals wieder aus diesen herauszu-
kommen. Und bedroht werden wir 
von ökologischen Katastrophen, wie 
dem Klimawandel, dem die herr-
schenden Klassen nichts als hohles 
Geschwätz entgegensetzen. Das ka-
pitalistische Wirtschafts- und Gesell-
schaftssystem bietet der Menschheit 
keine Zukunft mehr. Das wird im-
mer deutlicher. Pegida und AfD ist 
die reaktionäre Antwort darauf. Eine 
Antwort allerdings, die wir nicht ak-
zeptieren dürfen und werden.
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Atomenergie und Atomwaffen - 
kleines Atom-ABC 

Atomenergie und Atom-
waffen stellen zwei Me-
daillenseiten der Nutzung 

der Kernspaltung dar, um eine große 
Menge Energie freizusetzen. Zwei 
Wege führen vereinfacht gesagt zur 
Atombombe (Uran-/Plutoniumbasis): 
Vom Uranabbau als Erz geht es zu-
nächst über die Uranreingewinnung 
(Uranoxydpulver, „yellow cake“) zur 
Urananreicherung als gemeinsame 
Grundvoraussetzung; von da geht 
es entweder direkt weiter zur Bom-
benherstellung und bei Einsatz zu 
Zerstörung, Fallout, Verseuchung/
Strahlung etc. oder zum Atomre-
aktor; vom Atomreaktor wiederum 
führt der Weg über konventionelle 
Dampfturbinen zur Energie-erzeu-
gung und einer als Zwischenschritt 
zur Wiederaufbereitung (abgebrann-
te Brennstäbe); von der Wiederaufbe-
reitung führt je ein Weg weiter wieder 
zur Bombe und/oder zum Atommüll 
(abgereicherte, noch immer strah-
lende Spaltprodukte); vom Reaktor 
führt ebenfalls ein Weg zum Atom-

müll in Zwischen- oder Endlagerung, 
verharmlosend auch „Entsorgung“ 
genannt. Das Ganze stellt stark sche-
matisiert die nukleare Kette dar. Es 
gibt keinen immer wieder fälschlich 
behaupteten Atom-Kreislauf, Fallout 
und Müll sind das unvermeidliche 
Ende der offenen Kette. Atombom-
ben gibt es auf der Basis von Uran 
oder Plutonium (die erste Trinity-
Testbombe und die Nagasaki-Bombe 
waren Plutoniumbomben). Das Prob-
lem bei der Urananreicherung ist die 
Frage nach der Menge angereicherten 
Materials und den dazu benutzten 
Verfahren. Dies war z. B. auch der 
entscheidende sachbezogene Aspekt 
im Streitfall bei den langwierigen 
politischen Verhandlungen mit dem 
Iran, die erst jüngst zu einem beider-
seitigen Abkommen führten, das von 
Israel wie zu erwarten scharf kritisiert 
und abgelehnt wird. 

Bei der Urananreicherung findet 
eine sog. Isotopentrennung statt; 
Atome bestehen aus einem Kern aus 
Protonen und Neutronen und einer 
Hülle aus Elektronen (verantw. vor 
allem für chem. Eigenschaften); es 
können sich Neutronen aus dem Kern 

frei setzen, dabei entstehen Isotope 
des selben Elements Uran mit iden-
tischen chemischen, aber z. T. sehr 
unterschiedlichen kernphysikali-
schen Eigenschaften; dies macht sich 
die Kernwaffen- und Reaktortechnik 
jeweils zu nutze; nur zu einem sehr 
geringen Prozentsatz von 0,7 kommt 
als Uran das Isotop U-235 vor, zu ca. 
99,3 das Isotop U-238; als äußerst ket-
tenreaktionsfreudig stellte sich nur 
das Isotop U-235 heraus, während 
das Isotop U-238 träge und reakti-
onsschwach bleibt, also nur schwer 
spaltbar ist und sich für Bombe oder 
Reaktor nicht eignet; für einen Reak-
tor bedarf es eines Anteils von 3-5 %, 
für eine Bombe ca. 90 % des Isotops 
U-235, um zu einer sog. kritischen 
Masse zu gelangen; der Anfall an 
gewünschten Isotopen wird durch 
Isotopentrennung erreicht bzw. er-
höht, d. h. es wird Uran angereichert, 
wofür es zwei geläufige Verfahren 
gibt: die Gasdiffusion unter hohem 
Energieeinsatz in großen Anlagen 
und die Gaszentrifugierung mit 
etwa nur 1/50 an Energiebedarf der 
Diffusion; das langwierigere Zen-
trifugieren mit geringerem Ertrag 

70 Jahre atomare Bedrohung 
Atomrüstung, Politik mit Atomwaffen, Kalter Krieg, Teil II



20 Winter 2015Arbeiterstimme Nr. 190

(Festgrößen) „modernisiert„ wer-
den. D. h. ihre Einsatzdoktrin wird 
auf die aktuelle politische Lage aus-
gerichtet, ihre Technologie nach 
Bedarf an den neuesten Stand von 
Materialverwendung und Funkti-
onsweise (Reichweite, Trägersystem, 
Treffgenauigkeit, Sprengkraft) mo-
difiziert angepasst. Bei den Abkom-
men und Verträgen geht es zumeist 
nur um die Regulierung der Anzahl 
bzw. das Verbot von Systemen, z. B. 
von Mittelstrecken-raketen. Weniger 
Waffen bedeutet in der Regel grö-
ßere Effektivität des verbleibenden 
Potenzials. 

Mit dem oben dargestellten ein-
fachen Schema lässt sich im Grunde 
die ganze Atomreaktor- und Bom-
bentechnik durch deklinieren und 
auch die unterschiedlichen Bedin-
gungen und Voraussetzungen beim 
ersten Bau der Atombombe durch 
die USA und den Anstrengungen 
Nazi-Deutschlands, zu einem Atom-
reaktor zu gelangen, erklären und 
besser verstehen. So konnten die 
Deutschen unter erschwerenden 
äußeren Kriegsbedingungen, bei 
nur Minimaleinsatz an Technik und 
Personal, nachrangiger Staatspriori-
tät der Forschung und Entwicklung 
gegenüber anderen „Geheimwaffen“ 
und nur begrenzt verfügbaren Aus-
gangsma-terialien (Uran, Isotope, 
Schwerwasser) zu keiner fertigen 
Bombe gelangen und arbeiteten vor-
rangig ganz überwiegend an einem 
Reaktor (Uranbrenner). Die Ame-
rikaner dagegen konnten dies alles 
anders und besser machen. Das mi-
litärisch straff geführte Manhatten-
Projekt hatte oberste Staats geför-
derte Priorität. Man konnte weitab 
in der Gebirgswüste New Mexicos 
und anderswo ungestört arbeiten. 
Man tat dies insgesamt in einem 
gigantischen industriellen Ausmaß 
mit genügend vorhandenem Uran/
Plutonium bei der Anreicherung und 
Isotopentrennung etc. mit weit über 
hunderttausend beteiligten Men-
schen und am Ende Kosten von über 
2 Mrd. Dollar (nach heutiger Valuta 
über 20 Mrd. USD). Und man hatte 
mit den viermotorigen B 29-Bom-
bern „Superfestung“ leistungsfähige 
Langstreckenflugzeuge mit großer 
Reichweite und Tragkraft, während 
deutsche Raketenentwickler in Fort-
setzung der V2 bereits an Plänen für 
eine Interkontinentalrakete mit Nu-

klearsprengsatz arbeiteten, wozu es 
aber bis Kriegsende nicht mehr kam 
(siehe dazu Arbeiterstimme Nr. 187).

Deutsche Atompolitik ab 1955

„Wer meint, ohne Atomenergie 
auskommen zu können, ist entweder 
ein hoffnungsloser Ignorant oder De-
magoge„, bemerkte der ab 1955 nur 
kurze Zeit im Amt befindliche erste 
deutsche Atomminister Franz Josef 
Strauß (CSU). Zum Atomsperrvertrag 
verstieg sich der Atom- „Lobbyist im 
Staatsamt“ (Süddeutsche Zeitung, 
2008) sogar später zu der Ansicht, 
„das ist ein neues Versailles, und 
zwar eines von kosmischen Ausma-
ßen“. Otto Hahn, der Entdecker der 
Kernspaltung noch vor dem Krieg, 
wandte sich 1956 in einem Fernseh-
interview gegen zuviel Misstrauen 
in der Bevölkerung gegenüber der 
friedlichen Atomenergie. Auf dem 
SPD-Parteitag 1956 war die Rede vom 
„Urfeuer des Universums“ als Segen 
auch für unterentwickelte Länder. In 
der Präambel des Godesberger Pro-
gramms 1959 wird es als „Hoffnung 
dieser Zeit“ angesehen, „dass der 
Mensch im atomaren Zeitalter sein 
Leben erheblich von Sorgen befrei-
en und Wohlstand für alle schaffen 
kann, wenn er seine täglich wachsen-
de Macht über die Naturkräfte nur 
für friedliche Zwecke einsetzt“. Für 
die sich gerne als Fortschrittspartei 
ausgebende SPD stellte die Atomkraft 
ein Mittel zur Überwindung sozia-
ler und gesellschaftlicher Konflikte 
(!) dar, während Adenauer auf einer 
Pressekonferenz im April 1957 ver-
harmlosend „taktische Atomwaffen 
nichts weiter als die Weiterentwick-
lung der Artillerie“ nannte. Es wurde 
von Politik und Zivilschutz-Behörden 
(früher ziviler Bevölkerungs- und 
Gebäudeschutz) der Glaube genährt, 
durch einfache improvisierte Schutz-
maßnahmen wie Schildkröten artiges 
„Duck & Cover“ (ducken und bede-
cken) und staatlich propagierten und 
geförderten privaten Schutzraumbau 
im Keller des schmucken Eigenheims 
den Wirkungen eines Atomschlags 
entkommen zu können. Für die Re-
gierenden und ihr administratives 
Dienstpersonal gab es wie in zwei 
ehemaligen Eisenbahntunneln der 
Eifel nahe Bonn („Dienststelle Ma-
rienthal“) in West und Ost „atomsi-

ist gleichzeitig das billigere, Energie 
sparende Verfahren; man braucht 
also zu erhöhtem Ertrag ggfs. mehr 
zusammen gekoppelte Zentrifugen 
usw.; bereits hier entscheidet sich und 
lässt sich erkennen, ob es jemand in 
einem absehbaren Zeitraum „nur“ 
auf eine Reaktor- oder aber (auch) die 
Bombennutzung abgesehen hat; für 
eine Bombe auf Uran-235 (od. dem 
anderen Spaltstoff Plutonium Pu-239) 
Basis braucht man in einer längs- oder 
kugelförmigen Anordnung zusätzlich 
zum spaltbaren Material eine her-
kömmliche Sprengladung TNT, für 
den Beschuss eine Neutronenquel-
le; durch die zusammen schießende 
Zündung des Sprengstoffs wird der 
Vorgang aktiviert, der über die kriti-
sche Masse zur unkontrollierten Ket-
tenreaktion mit riesiger Energiefrei-
setzung führt; beim Reaktor ist das 
Prinzip das gleiche, nur wird hier die 
Kettenreaktion kontrolliert gehalten 
durch Kühlkreislauf und eine Leiter-, 
bzw. Steuerungssubstanz (Graphit, 
schweres Wasser etc.); der Reaktor 
darf sich nicht überhitzen und außer 
Kontrolle geraten, sonst kommt es 
zum Gau/ Supergau (Kernschmelze, 
„China-Syndrom“). Die erst später 
entwickelte Wasserstoffbombe stellt 
eine kompliziertere Weiterentwick-
lung dieses Prinzips dar, die eine 
noch viel größere Sprengkraft und 
radioaktive Strahlung verursacht; 
wegen ihrer schieren Größe, des Ge-
wichts und weiterer technischer Han-
dicaps (z. B. Kühlvorgänge) galt sie 
lange als nur schwer handhab- vor 
allem aber nicht transportierbar; sehr 
vereinfacht gesprochen wird dabei 
in einer Anordnung eine A-Bombe 
mit einem Fusionssprengstoff aus 
kettenreaktiven Wasserstoffisotopen 
kombiniert und beides gegeneinan-
der explosiv gezündet (Infos und 
Darstellung z. T. nach atomwaffena-
z.info). Die Atombombentechnik, die 
sich hier schematisch noch relativ 
überschaubar ausnimmt, ist in Wirk-
lichkeit ein hoch differenzierter und 
komplizierter Vorgang, an dem noch 
weitere chemische Stoffe, kombinier-
te technische Funktionsweisen und 
Zündmechanismen beteiligt sind, die 
im Lauf der Jahrzehnte immer weiter 
entwickelt wurden und zur Perfek-
tion reiften. Atomwaffen brauchen 
heutzutage nicht mehr grundsätz-
lich neu entwickelt, sondern können 
durch Veränderung von Parametern 
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chere“ Bunker mit bis zu 60 Tagen 
Überlebensfrist unter Tage und Platz 
für max. dreitausend Mitarbeiter. 
Und dann?

Ein schier unglaublicher naiver 
Fortschrittsmythos knüpfte sich an 
die gepriesenen „Segnungen“ der 
Atomenergie. Man dachte an Mini-
Reaktoren als Heizungen für Wohn-
häuser, an atomare Flugzeug- und 
Lokomotivantriebe, an gewaltige 
Erdaushubarbeiten mittels Atomex-
plosionen, an nuklear betriebene Ent-
salzungsanlagen zur Bewässerung 
der Wüsten, an Meteoritenabwehr 
mit Atomraketen, und - an die nutz-
bringende Erwärmung mittels Atom-
energie der Polargebiete (!). Handels-
schiffe wie die deutsche ‘Otto Hahn’ 
wurden als Prototyp mit Reaktoran-
trieb entwickelt. Übrigens so gut wie 
die einzige atomare Antriebsnutzung, 
die sich außer bei Kraft strotzenden 
arktischen Eisbrechern im Bereich 
von Kriegsmarinen realisieren sollte. 
Das einzige deutsche Reaktorschiff 
wurde nach wenigen Jahren wegen 
Unrentabilität stillgelegt. Schon 1951 
forderte der ehemals führende Phy-
siker des Nazi-Uranprojekts, Werner 
Heisenberg, den baldigen Einstieg 
in die atomare Energie-nutzung und 
trat für München als zentralen Stand-
ort künftiger Kernenergieforschung 
ein, um sich damit vielleicht auch 
gleich als deren möglicher Leiter zu 
empfehlen. Als Adenauer sich für 
Karlsruhe entschied (weil er Heisen-
berg misstraute), verlor dieser sein 
Interesse daran und zog sich aus 
der Reaktorforschung zurück. Un-
ter der Federführung der Deutschen 
Atomkommission (DAtK) entstand 
das erste deutsche zivile Atomver-
suchsprogramm nach dem Krieg 
zu zivilen Zwecken an den beiden 
Standorten Karlsruhe und Jülich. Es 
mag verwundern, aber nicht die In-
dustrie, die eher bremste, sondern 
der Staat übernahm in der BRD die 
Schlüsselrolle bei der Entwicklung 
der Kernforschung. Millionen DM 
- damals noch viel Geld - flossen in 
Forschungsprogramme und Risiko-
beteiligung. Schon 1957 stand das 
erste deutsche Nachkriegs-Atompro-
gramm, „Eltviller Programm“ oder 
auch „500 Megawatt-Programm“ ge-
nannt, das den Bau von 5 Atomkraft-
werken von je 100 Megawatt Leistung 
vorsah. Auch Bayern erhielt noch sein 
erstes, markant in den blau-weißen 

Himmel empor ragendes Kernkraft-
symbol, das „Garchinger Atomei“ 
(Forschungsreaktor München I), das 
es sogar bis zur Verewigung im Stadt-
wappen brachte. Im Jahr 2000 still 
gelegt bzw. ersetzt durch den neuen 
FRM II im Betrieb seit 2004.

Atomenergienutzungs-Wahn

Es war noch ein weiter zäher Weg 
des Protests, zivilen Ungehorsams 
und langsamen Bohrens politischer 
Bretter bis zu einem radikalen öf-
fentlichen Meinungs- und politischen 
Entscheidungsumschwung für einen 
Atomenergieausstieg Deutschlands 
im „Schneckengang“ (Jochen Stay, 
Gorlebenaktivist) bis zum Jahr 2022. 
Bislang wurden von den 17 vorhan-
denen AKWs neun abgeschaltet, 
bis 2019 sollen zwei weitere folgen 
und die letzten größeren sechs ge-
hen 2021/22 vom Netz. Die beste-
henden Forschungsreaktoren sollen 
ungeachtet dessen weiter im Betrieb 
bleiben. Man hält sich die Atomopti-
on bewusst offen. Vor dem Hinter-
grund des Kernkraftwerksgaus von 
Fukushima 2011 ad hoc parlamenta-
risch beschlossen ausge-rechnet von 
seinen langjährigen, hartnäckigsten 
christlich-liberalen Gegnern, die sich 
den Atomausstieg nicht als Verdienst 
anrechnen können. Zuvor führte der 
Widerstand gegen AKWs über in-
zwischen schon legendäre Stationen: 
Wyhl am Kaiserstuhl Mitte der 70er 
Jahre („Nai hämmer gsait„), die zahl-
reichen Auseinandersetzungen und 
Massendemos an AKW-Bauplätzen, 
Brokdorf an der Unterelbe, Grohnde 
an der Weser usw., Stromboykott, 
gesprengte Strommasten (die Süd-
tiroler Aktionsform), Freie Republik 
Wendland bei Gorleben, Wackers-
dorf/Oberpfalz (WAAhnsinn), das 
auf dem Schleichweg der nuklearen 
Kette einen bombenfähigen Plutoni-
umanfall geliefert hätte, die Castor-
Blockaden (x-tausendmal quer) - um 
nur an einige markante Ereignisse 
und Protestformen zu erinnern. Viele 
daran Beteiligte haben dadurch und 
daraus gelernt, sich politisiert, sind 
alternativ aus dem Energie- und Kon-
sumwahn „ausgestiegen“, gründeten 
Öko-Kommunen, Ökodörfer usw. 
Andere einstige GegnerInnen wur-
den darüber parlamentarisiert und 
systemintegriert. Dies mag an dieser 

Stelle als Darstellung des Geists der 
Anfangs- und Protestjahre genügen, 
zu Weiterem sei auf einschlägige 
kritische Studien verwiesen (Robert 
Jungk, Holger Strohm; siehe Litera-
turliste). 

Die von dem marxistischen The-
oretiker August Thalheimer noch 
festgestellte „Doppelnatur“ der 
Atomkraft in Form von zivilem Ener-
gielieferanten und militärischer Waf-
fenkomponente, erhält aus heutiger 
Sicht eine weitere Doppelnatur durch 
die zusätzlich darin angelegte zer-
störerische Wirkung ungebändigter 
Radioaktivität und ungeklärter, un-
gesicherter Entsorgung radioaktiven 
Mülls allein schon als Folge der zivi-
len Energiegewinnung. Atomener-
gie scheint unter diesen Aspekten 
überhaupt nur unzureichend bis gar 
nicht technisch beherrschbar zu sein 
wie die Beispiele bis zum GAU ha-
varierter Atommeiler im englischen 
Windscale 1957, Harrisburg/USA 
1979 (Three Mile Island), Tscherno-
byl/SU 1986 und Fukushima/Japan 
2011 zeigen, von den frühen schlim-
men Atomunfällen in der SU ganz zu 
schweigen, bei denen Tausende ver-
seucht wurden und starben und rie-
sige Areale verstrahlter „verbotener 
Zonen„ hinterließen. Eine Techno-
logie, die gegen Naturkatastrophen 
und menschliches wie funktionelles 
Versagen nicht gebührend gefeit ist 
und geschützt werden kann und de-
ren Abfallprodukte auf Jahrtausende 
gelagert gefährlich strahlenaktiv blei-
ben, ist für humane Zwecke schlicht 
unbrauchbar, weil lebensgefährdend 
und lebenszerstörerisch. Radioaktive 
Strahlung in hoher Akut- wie niede-
rer Dauerdosis greift im Kern direkt 
die biologische Widerstandsfähigkeit 
und Lebenskraft von Mensch, Natur 
und Kreatur an, tötet Körperzellen 
und wirkt unmittelbar destruktiv auf 
die genetische Erbsubstanz ein. Die 
Nuklearmedizin zur Krebsbehand-
lung bewegt sich hier auf einem zwie-
spältigen schmalen Grad und wird 
zunehmend ergänzt/ersetzt durch 
punktgenaue Lasertechnik. Dabei 
trat man ursprünglich bei der zivilen 
Nutzung noch mit großer Zuversicht 
an, über eine schier unerschöpfli-
che günstige Energiequelle für alle 
Zukunft zu verfügen, Hoffnungen, 
die sich mit den erwähnten folgen-
schweren Unfällen für jedermensch 
offensichtlich als trügerisch und un-
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begründet erwiesen haben. Auch die 
unter dem Aspekt des großen Nut-
zens für einen sozialistischen Energie-
sektor in den Ostblockländern stark 
geförderte „zivile“ Seite der Atomver-
wertung erwies sich als Trugschluss. 
Die zahllosen bis heute stillgelegten 
Atomruinen sind stumme strahlende 
Zeugen dieses Fehlkalküls. 

Das Atomkarussell - Informanten, 
Schlüsselfiguren

Die Geschichte des Atomdilem-
mas ist vor allem eine seiner militäri-
schen Seite und Natur. Man versteht 
die Atomrüstung nicht ohne Kennt-
nis der Geschichte der Verbreitung 
des Wissens um den Bau von Atom-
waffen. Diese ist eine Abfolge von 
geheimen Absprachen, Umwegen, 
gezielter Spionage, persönlich ver-
wickeltem Offenbarungshandeln, 
des Diebstahls geheimer Informati-
onen und ihrer Weitergabe. Daran 
beteiligt sind neben Einzelpersonen 
Regierungen, Verbündete und ein-
flussreiche Spionage-Netzwerke mit 
ihren weit gezogenen Machtfäden 
und Operationsdrehscheiben wie 
etwa der aserbaidschanischen Erd-
öl-Metropole Baku am Kaspischen 
Meer. Baku war und ist geradezu ein 
Zentrum für den Transit von Spionen 
und Gütern der Atomspionage auch 
in den nicht weit entfernten Irak und 
Iran. Nicht selten spielten dabei eine 
Verflechtung von Prestige, Geltungs-
bedürfnis, Machtwillen und natür-
lich auch finanzielle Erwägungen 
eine bestimmende Rolle. Die weder 
von Atomkontroll-Kommissionen 
noch von geheimen Abwehrdiensten 
völlig kontrollierbaren, geschweige 
denn zu unterbindenden Vorgän-
ge stellen ein zentrales chaotisches 
Element des nuklearen Regimes dar. 
Eher untypisch ist dabei das Beispiel 
der an die UdSSR weiter gegebenen 
Einzelheiten des Manhatten-Projekts 
zum Bau der US-Atombomben ‘Little 
Boy’ und ‘Fat Man‘. Ohne diese hätte 
es wohl erst 5-6 Jahre später eine rus-
sische Bombe gegeben. Darin mit an-
tifaschistischen Motiven maßgeblich 
verwickelt war der bereits erwähnte 
junge deutsche Exilant und Physiker 
Klaus Fuchs (1911-1988). Er gelangte 
als von den Nazis verfolgtes KPD-
Mitglied 1933 über seine Flucht nach 
England schließlich in die USA und 

erhielt im Atomlabor von Los Ala-
mos engsten Zugang zur atomaren 
Hexenküche der Amerikaner. Damit 
wurde er zu einem der wichtigsten 
Geheimnisträger und dann für die 
Sowjets Informanten (mit gewissem 
geistigem Eigentumsrecht) der Bau-
pläne und Funktionsweise der zwei-
ten über Nagasaki abgeworfenen 
Plutonium-Bombe. Auch Theodore 
Hall, der jüngste Physiker in Los 
Alamos, wurde zum „Geheimnis-
verräter“ wichtiger Basisdaten der 
A-Bombe an die Sowjets. Im Gegen-
satz zu Hall, dem obwohl verdäch-
tig die USA nie nachweislich auf die 
Schliche kamen, wurde Klaus Fuchs 
zurück in England 1950 enttarnt, an-
geklagt und zu 14 Jahren Gefängnis 
verurteilt, die er an mehreren Orten 
absaß. 1959 wurde ihm im üblichen 
Verfahren der Rest der Strafe erlas-
sen und er kam vorzeitig frei. Er ging 
in die DDR, wo auch seine Familie 
lebte und er u. a. an der Universität 
Dresden Physikdozent wurde. Dort 
kam es im Studierbetrieb auch zum 
Kontakt mit chinesischen Studenten 
und persönlich zur Begegnung mit 
einem offensichtlich gelehrigen Ge-
sprächspartner und engen Beteilig-
ten am chinesischen Atomprogramm. 
Man darf mutmaßen, was und wie 
viel über diesen Austausch noch an 
brauchbarem, inzwischen etwas ver-
altetem Atombombenwissen Fuchs’ 
nach China gelangt sein könnte. Chi-
nesische Besucher kamen auch nach 
Dresden-Rossendorf, wo sich ab 1956 
das DDR-Kernforschungszentrum 
(heute Helmholtz-Zentrum) mit ei-
nem 10 Megawatt-Forschungsreaktor 
befand. Klaus Fuchs war dort bis 1974 
stellvertretender Direktor. Noch vor 
ihrem historischen Ende stellte die 
DDR ihr Atom-Programm wegen zu 
hoher Kosten ein und verlegte sich 
völlig auf die Nutzung der Kohle als 
im eigenen Land reichlich vorhan-
denem Energieträger mit allen Ne-
gativaspekten für die Umwelt und 
Gesundheit der Menschen.. 

Inwiefern man der Einschätzung 
zustimmen kann, dass das Verhalten 
von Klaus Fuchs zur Herstellung ei-
nes „atomaren Patts“ zwischen den 
beiden großen Weltatommächten 
USA und SU ein wichtiger Beitrag zur 
Atomkriegsverhinderung war, bleibt 
dahin gestellt. Die Spirale des nuklea-
ren Wettrüstens konnte dadurch frei-
lich nicht aufgehalten oder gebannt 

werden, sondern kam so erst richtig 
in Gang und verstärkte diese Kriegs-
gefahr noch. Weitere Atommächte 
kamen sogar noch hinzu. 2003 und 
2011 fanden unter dem Leitbegriff 
des Gedenkens an Klaus Fuchs zwei 
interessante Tagungen zur ethischen 
Verantwortung des Wissenschaft-
lers und zu Person und Lebenswerk 
des aus einer religiös-sozialistischen 
Quäkerfamilie stammenden Fuchs 
statt. Abgehalten wurden sie von 
der Berliner Leibniz-Sozietät und 
in ihren Abhandlungen als Band 21 
und 32 dokumentiert (Hrsg. Günter 
Flach/Klaus Fuchs-Kittowski; trafo 
Wissenschaftsverlag Berlin). Deren 
Ergebnisse sowie eine neuere Fuchs-
Biografie von Ronald Friedmann (Der 
Mann, der kein Spion war, 2005) wer-
fen ein weit differenzierteres, aufklä-
rendes Licht auf diesen Fall, als dass 
dies unter pauschalen Kategorien wie 
„Spionage“ oder „Verrat“ angemes-
sen geleistet werden könnte. 

 China nutzte ohnehin bausteinar-
tig alle möglichen sich ihm erschlie-
ßenden Quellen, nachdem die SU sich 
ab Ende der 50er Jahre von den radi-
kalen Weltrevolutionsvorstellungen 
Mao Tse-tungs befremdet abzuwen-
den begann (Auseinandersetzung um 
die „Generallinie„). Sie zog ihre atom-
technischen Berater ab und blockte 
zunehmend in der Frage atomarer 
Logistikhilfe. Chruschtschow hielt 
Maos weltpolitische Vorstellungen 
nach einem letzten Peking-Besuch 
1958 sogar für etwas übergeschnappt. 
Die von Russland gelieferten nuklea-
ren Pläne und Reaktorversuchsaggre-
gate funktionierten nicht. Nach der 
Erfahrung atomarer Wehrlosigkeit 
im Koreakrieg hatte China ab 1955 
sein Atomforschungsprogramm auf-
genommen. Es gab noch eine weitere 
sichere Informationsquelle der Chi-
nesen direkt aus den USA: Joan Hin-
ton (gest. 2010), ebenfalls Physikerin 
und eine der wenigen Wissenschaft-
lerinnen in Los Alamos, war schon 
1942 am Bau des ersten Fermi-Atom-
meilers in Chicago beteiligt und hatte 
am Trinity-Versuchstest im Juli 1945 
teilgenommen. Auch sie war Kommu-
nistin und der Ansicht, dass nicht nur 
der Westen über das innerste Atom-
wissen verfügen sollte. 1949 übersie-
delte die überzeugte Mao-Bewunde-
rin nach China, nahm dort Kontakt 
zur neuen Regierung auf. Sie dürfte 
vermutlich für eine ganze Weile mit 



23Arbeiterstimme Nr. 190Winter 2015

zur wichtigsten Informantin für die 
chinesischen Atombombenlaboran-
ten gehört haben. 

Am Ende des Zweiten Weltkrie-
ges geriet noch ein brisanter Fund 
direkt in die Hände der Amerika-
ner. Japan, das seit 1941 unter dem 
Atomphysiker J. Nishina an einem 
eigenen Atomforschungsprogramm 
arbeitete, hatte Nazi-Deutschland 
nach Zerstörung seiner im Endaufbau 
befindlichen Reaktor-Anlagen beim 
Luftangriff auf Tokio im März ‘45 um 
Unterstützung gebeten. Mit wichti-
gen nuklearen Bau- und Funktions-
plänen und beladen mit komplett 
fertigen Flugzeug- und Raketenbau-
teilen für eine Me-262 und V2 sowie 
560 kg Uranoxyd war das deutsche 
Langstrecken-U-Boot 234 kurz vor 
Kriegsende noch nach Japan aufge-
brochen. Als die Nachricht der deut-
schen Kapitulation das Boot erreich-
te, ergab man sich den verfolgenden 
Amerikanern ohne das Boot zu ver-
senken. So gelangte neben dem etwa 
gleichzeitigen Fund des Heisenberg-
Reaktors in Süddeutschland durch 
die ALSOS-Mission das Uran und 
zusätzlich detailreiches Wissen über 
den Stand der deutschen nuklearen 
Kriegsforschung in amerikanischen 
Besitz. Das Uran aus den tschechi-
schen Joachimsthal-Minen wurde ge-
prüft und in die Urananreicherungs-
anlage nach Oak Ridge gebracht. Von 
dort gelangte es gegen Ende Juli nach 
Los Alamos. Das daraus gewonnene 
ca. ½ kg waffenfähige U-235 reichte 
zwar nicht für eine Bombe aus, mach-
te aber einen bedeutenden Anteil an 
der Sprengladung der Hiroshima-
Bombe aus. Major John Landscale, 
der leitende Sicherheitsoffizier des 
Manhatten-Projekts, bezeichnete die 
aufgebrachte Uranladung als „Got-
tesgeschenk zur rechten Zeit am rech-
ten Ort“. Das Uran der Nazis, das den 
Japanern für ihre eigenen Atombom-
benpläne dienen sollte, wurde nun 
in den Händen der USA gegen diese 
selbst verwandt. 

Das Karussell drehte sich weiter 

Die Verbreitungsstory der Atom-
geheimnisse hat eine kriminelle Fort-
setzung mit Protago-nisten und schil-
lernden Schlüsselgestalten, die das 
Karussell am Laufen hielten und mit 
brisanten Informationsgütern und 

hoch sensiblen Forschungsergebnis-
sen bestückten. Nur sind dabei weit 
weniger noch hehre Motive der Wei-
tergabe zum paritätischen Wissens-
ausgleich im Spiel. Einer, der davon 
mit Abstand am meisten umsetzte 
und daran verdiente, ist der pakista-
nische Atomingenieur Abdul Qadir 
Khan und sein weit verzweigtes Netz-
werk von Verbindungsleuten und 
konspirativen Kontakten. Khan gilt 
als wichtigster Blaupausen-lieferant 
für die Konstruktion der erstmals im 
Mai 1998 gezündeten pakistanischen 
Atombombe (Khan Research Labora-
tories). Er war nicht nur skrupelloser 
Wissensspion in geheimen europai-
schen Atomforschungsanlagen, son-
dern auch ein ausgebuffter Händler 
mit allem was an Begehrtem auf dem 
illegalen Atommarkt zu haben war 
an Dokumenten, Plänen und sogar 
technischen Einzelteilen zum Bau 
von Atomanlagen und -bomben. Er 
stellte lange die große undichte Stel-
le dar. Hier haben wir es mit einem 
Transfer von West nach Ost zu tun 
und es kam dabei erstmals die isla-
mische Karte mit ins Spiel. Im Mai 
1974 hatte das Entwick-lungsland In-
dien in der westlichen Wüstenregion 
von Thar im Bundesstaat Rajasthan 
nahe der pakistanischen Grenze sei-
ne erste A-Bombe „Smiling Buddha“ 
(lächelnder Buddha) gezündet. Sein 
ziviles Atomprogramm, aus dem es 
dann sein angereichertes Bombenma-
terial bezog, begann schon Ende der 
1950er Jahre und konnte besonders 
von technologischen Transfers aus 
Kanada und den USA profitieren. Ne-
ben China muss man Indien, das den 
Atomsperrvertrag nie unterzeichne-
te, inzwischen als die aufstrebendste 
Atommacht in Südostasien bezeich-
nen mit schlagkräftigen, eigen ent-
wickelten Komponenten modernsten 
Standards zu Luft, Land und Wasser. 
Indiens heute mutmaßlich um die 
100 Atomsprengköpfe sind, außer 
dass sie auch gegen China gerichtet 
werden könnten, vorrangig als War-
nung an die Adresse des islamischen 
Erzfeindes gedacht, der sich bald 
nach Indiens Unabhängigkeit 1947 
in einem blutigen Bürgerkrieg vom 
Kernland in ein West- und Ostpakis-
tan (heute Bangladesch) abgespalten 
hatte. Die politische Motivation für 
sein Handeln bezog unser Protago-
nist Khan zuerst noch aus patrioti-
schen Vergeltungserwägungen. 1971 

war es in Pakistan erneut zum Bür-
gerkrieg gekommen, in dem Indien 
die aufständische Seite unterstützt 
hatte. Für Khan wurde dies zum Fa-
nal, seinem Land einen großen Dienst 
zu erweisen. Er hatte bereits an hol-
ländischen technischen Universitäten 
studiert. Von 1972 bis 1976 war er in 
hoch modernen niederländischen nu-
klearen Zentrifugierungsanlagen als 
Techniker beschäftigt, wodurch sich 
ihm unkontrollierte Gelegenheiten 
für Zugänge zu geheimsten Abteilun-
gen und Informationen eröffneten. 
Durch ihn gelangte atomares Know 
how nicht nur in sein eigenes Land, 
sondern auch weiter in den Iran, nach 
Libyen und Nordkorea. Von sich be-
hauptete er stets, nicht aus materi-
ellen Motiven gehandelt zu haben. 
Heute lebt er als Privatier in einem 
mondänen Villenvorort der pakista-
nischen Hauptstadt Islamabad. 

Atom-Deals, Verträge, Abkommen 

Hier ist nicht der Platz, um über 
alle verhandelten Verträge und Ab-
kommen zur Atomwaffenbegrenzung 
und -abbau im Detail zu schreiben 
(siehe Übersicht in folgender Tabel-
le). Zum Übrigen muss der Verweis 
auf die am Ende genannten Quellen 
und Literatur genügen. Es gab im 
Laufe der Jahre und Jahrzehnte mit 
Atomsperrvertrag, ABM, INF, Start-
I/-II usw. mehrere Stationen und Ent-
wicklungsschritte in diesem komple-
xen Prozess von Diplomatie, Konflikt 
und Vermittlung. Dabei gab es echte 
Versuche zu handeln und verhandeln 
und solche, die nur dem Anschein 
und der Täuschung dienten, was zum 
Vabanquespiel im Atomdilemma ge-
hört. So befinden wir uns derzeit eher 
wieder in einer sehr unsicheren Pha-
se, wie die Vertragswerke von früher 
noch weiter Bestand haben können, 
da sich faktisch eine neue allgemei-
ne strategisch-technische „Moderni-
sierung“ bei Atomwaffen und ihrer 
Drohszenarien abzeichnet..

Der vielleicht fehl geschlagens-
te frühe Versuch zur Begrenzung/
Verhinderung der Verbrei-tung von 
Atomwaffen war das Prinzip „Atoms 
for Peace“ (Atomtechnik für Frie-
den). AFP basierte auf der gleichna-
migen UN-Vollversammlungs-Rede 
des US-Präsidenten Eisenhower am 
8.12.1953, also unmittelbar nach Ende 
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des Koreakriegs. Die Vorstellung 
war, interessierten Ländern die fried-
liche Nutzung von Nukleartechnik 
zur elektrischen Energie-gewinnung 
und Verwendung in der Medizin 
und wissenschaftlichen Forschung 
gegen ihren freiwilligen Atomwaf-
fenverzicht anzubieten. Unter dem 
Dach der dann am 29.7.1957 in Wien 
gegründeten Internationalen Atom-
energie-Behörde (IAEA) sollte eine 
sichere und friedliche Nutzung des 
radioaktiven Materials und der da-
zugehörigen Technologie gewähr-
leistet werden. Es ist schon fast ein 
Hohn und schlechter Scherz, wenn 
solche Vorschläge von Seiten derer 
kamen, die sich wie die USA zur glei-
chen Zeit in einer Hochphase ihrer 
eigenen eskalierenden Atombomben-
entwicklung befanden. Das Ganze 
bekam schnell den Ruch, lediglich 
dazu zu dienen, sich mit Hilfe von 
AFP lästige neue Atomkonkurrenten 
verbindlich vom Leib zu halten und 
deren absehbares Emporkommen 
zu verhindern. Zwar hat die IAEA 
den Fehlschlag des Unternehmens 
als wichtige übernationale Kontrol-
linstanz überlebt, aber sie kann nur 
dort wirksam zu Kontrollzwecken 
vorstellig und ggfs. fündig werden, 
wenn ein Land ihr auch den Zutritt 
zu eigenen zivilen Atomprojekten etc. 
gestattet. Das erwies sich besonders 
als schwierig in den Fällen des Irak 
und Iran, die beide mit Hinhaltetech-
niken immer wieder gesetzte Fristen 
unterliefen und Verhandlungslücken 
ausnutzten. Kurzum, bestimmte Län-
der an der Atomschwelle, die heute 
zu den kleineren Atomenergie nut-
zenden Ländern gehören, besorgten 
sich über AFP zeitweilig das nötige 
Wissen für die zivile Nutzung der 
Atomspaltung und gelangten so le-
gal in die Lage, damit auch für sich 
die Straße zur Bombe jederzeit weiter 
öffnen und verbreitern zu können. 
Auch Israel verstand es geschickt, 
AFP für sich früh zu nutzen, obwohl 
man von vorne herein vor allem da-
ran interessiert war, darüber an indi-
rektes Know-how für die Atomwaffe 
zu gelangen. Die USA und andere 
westliche Atomverbündete wussten 
das und gaben z. T. über verzweig-
te Wege dennoch „Atome“ für nicht 
garantierten „Frieden“ weiter. Plötz-
lich forschte eine ganze Reihe neu-
er Länder wie Südafrika, Brasilien, 
Argentinien, Nationalchina, Saudi-

Arabien am kombinierten Energie-
Bomben-Pool. AFP war ein Teil des 
zwischenstaatlichen Atomkarussells 
geworden und hatte sich in sein ge-
naues Gegenteil verkehrt.

Koreakrieg, Kubakrise, Vietnam 

Bereits im Koreakrieg (1950-1953), 
dem ersten großen „heißen Krieg“ in 
der neuen Ära des sog. Kalten Krie-
ges, wurde von US-Seite erneut der 
Einsatz von strategischen Atomwaf-
fen ernsthaft erwogen. Gerade erst 
war die UdSSR zur zweiten Atom-
macht geworden, doch die USA 
fühlten sich dagegen technologisch 
dennoch weit im Vorteil. Wenn, so 
die Ansicht eines Teils führender US-
Militärs im Pentagon, dann sollte jetzt 
dieser Vorteil entscheidend genutzt 
werden, um „reinen Tisch“ mit So-
wjets und Rotchina zu machen. Wis-
senschaftler wie Edward Teller und 
Technikspezialisten bastelten bereits 
erfolgreich an der Entwicklung der 
noch weitaus zerstörerischen US-
Wasserstoffbombe und man verfüg-
te anders als die SU bereits über ein 
ganzes Arsenal von im Pazifik getes-
teten Atombomben unterschiedlicher 
Bau- und Wirkungsart. Unterstützt 
von Hunderttausenden von „Frei-
willigen“ der regulären rotchi-nesi-
schen Streitkräfte und logistischer 
SU-Militärhilfe vor allem in der Luft 
durch Einsätze von MIG-Staffeln 
mit russischen Piloten, konnte die 
anfänglich überlegen auftretende 
nordkoreanische Offensive schnell 
bis weit in den Süden vorrücken und 
Gebiete besetzen. Angesichts dieser 
massiven Übermacht drohte im an-
fänglichen Verlauf 1950 die unter 
„freiheitlichem“ UN-Deckmantel 
angeführte „Polizeiaktion“ ohne 
Kriegserklärung der USA gegen die 
„Ausbreitung des Weltkommunis-
mus“ zu scheitern. Die UN-Streit-
macht war nahe daran, bis auf einen 
letzten US-Brückenkopf an der Küste 
die südliche Koreahalbinsel vollends 
aufzugeben. Wenn man so will, kann 
man das als den Auftakt zu einem 
„dritten Weltkrieg“ auf Raten wer-
ten. Die US-Präsidenten Truman und 
dann Eisenhower, selbst General a. 
D. und einstiger Oberbefehlshaber 
der US-Invasionstruppen im Zweiten 
Weltkrieg in Europa, und seine im 
Pazifikkrieg erfahrenen Generäle wie 

MacArthur entschieden sich entge-
gen ihren eigenen ersten Erwägungen 
jedoch nicht für einen Atomschlag. 
Neben der Flächenbombardierung 
des koreanischen Nordens durch 
die US-Luftwaffe ermöglichte die 
Rückgewinnung der „strategischen 
Luftüberlegenheit„, die die USA für 
alle Zeiten bis heute im Koreakrieg 
begründeten und ihr massiver Ma-
terial- und Streitkräfteeinsatz es der 
alliierten westlichen UN-Streitmacht, 
den status quo ante des als Ergebnis 
des Zweiten Weltkriegs geteilten Lan-
des wieder herzustellen. Man drang 
nun 1951 sogar selbst entgegen der 
UN-Resolution tief in den kommu-
nistischen Norden gebietsweise bis 
zur chinesischen Grenze vor. Am 
Ende nach dessen erneuter Gegen-
offensive bewegte sich die Front in 
einem verlustreichen Monate langen 
Stellungskrieg etwa um die Linie des 
38. Breitengrads, der damit zur Marke 
der späteren Waffenstillstands-Linie 
bis heute wurde. Gewonnen war 
damit für beide Seiten im Grunde 
nichts. Insgesamt verloren auf den 
Schlachtfeldern und bei Flächenbom-
bardements in Stadt und Land nahe-
zu 4,5 Mio. Soldaten und Zivilisten 
auf beiden Seiten ihr Leben, davon 
40.000 alliierte UN-Soldaten, ganz 
überwiegend US-Amerikaner, und 
ca. 400.000 (offiziell 183.000) chine-
sische Soldaten. Erstmals überstieg 
die Zahl der Zivil- die der Militärto-
ten um ungefähr das Dreifache. Fast 
die ganze Industrie beider Länder 
war zerstört worden. In der BRD, die 
erst 1973 Mitglied in der UNO wur-
de, löste der erneute Krieg in Fern-
ost eine Notbevorratungswelle aus 
und beförderte die Furcht vor einer 
„kommungs-tischen Invasion“ aus 
dem Osten die politische Diskussion 
und Planung für einen westdeutschen 
Remilitarisierungsbeitrag im europä-
ischen Bündnis-Rahmen. 

Raketenabzug gegen 
Invasionsverzicht 

 Auch in der zwei Wochen andau-
ernden Kubakrise im Oktober des 
Jahres 1962 - „Dritter Weltkrieg“ Pha-
se II - drängte ihr Verlauf gefährlich 
nahe an den Rand eines Atomkriegs 
zwischen West und Ost. Im ersten 
und einzigen verdeckten atomaren 
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Poker (Operation ANADYR), den 
die Sowjets gegenüber dem Westen 
inszenierten, um am Ende dabei z. T. 
den Kürzeren zu ziehen, ging es um 
den Versuch der UdSSR, sich gegen-
über der atomaren Eindämmungs- 
und Einkreisungsstrategie durch 
nukleare Mittelstreckenraketen der 
USA vor allem an der Südflanke der 
SU in der Türkei an anderem Schau-
platz in unmittelbarer US-Nähe Luft 
zu verschaffen. Die heimlich begon-
nene Stationierung von russischen 
Kurz- und Mittelstreckenraketen auf 
der Karibikinsel zum „Schutz“ und 
zur „Verteidigung“ des neuen sozi-
alistischen Verbündeten Kuba kaum 
100 Meilen südlich der Halbinsel Flo-
rida, richtete sich direkt gegen Ziele 
in nahezu den gesamten mittleren 
bis östlichen USA. Diese reagierte 
zunächst mit einer Seeblockade (di-
plomatisch „Quarantäne“ genannt) 
und im Falle eines Angriffs der An-
drohung von Luftangriffen und einer 
Invasion Kubas. Dort waren inzwi-
schen über 40.000 reguläre Soldaten 
der Sowjetarmee samt schwerem 
Militärgerät und Atombombern vom 
Typ Iljushin-95 stationiert worden. 
Das sog Executive Command (Ex-
Comm) wurde auf US-.Seite gebildet, 
dem zur Konsultation und Koordina-
tion der Präsident, sein Stellvertreter, 
der Außen-, Verteidigungs-, Justiz- 
und Finanzminister sowie weitere 
ranghöchste Militärvertreter, der 
CIA-Präsident, wichtige persönliche 
Assistenten und Rechts- und natio-
nale Sicherheitsberater der NSA an-
gehörten. Mehrmals kam es in großer 
Flughöhe über 20 km zu provozie-
renden illegalen Überflügen Kubas 
mit U2-Spionage-flugzeugen der US 
Air Force bzw. der CIA, um fotogra-
fische Beweise sammeln und ankla-
gend vor der UNO-VV präsentieren 
zu können. Die kubanisch-russische 
Flakraketen-Abwehr schoss ohne 
obersten Befehl eigenmächtig einen 
der U2-Aufklärer ab, was letztlich 
zum einzigen heldenhaften Toten 
der gesamten Konfrontation auf US-
Seite führte. Russische Frachter mit 
verdächtiger Raketenladung an Bord 
wurden von US-Kriegsschiffen aus 
gestoppt, durchsucht und bei positi-
vem Fund zur Umkehr gezwungen. 
Andere mit rein zivilen Versorgungs-
gütern durften passieren. 

Das Weiße Haus in Washington 
mit den beiden Kennedy-Brüdern 

als Präsidenten und Justizminister 
reagierte zunehmend hektisch und 
notfalls sogar zum Krieg entschlos-
sen, was nur einen eskalierenden 
Atomkrieg bedeuten konnte. Die 
Lage war auf beiden Seiten bis zur 
zündelnden Spitze angespannt. Po-
litische und militärische Hardliner 
auf US-Seite wie der US Air Force 
General Curtis LeMay wollten den 
Konflikt nutzen, um in Vergeltung 
für die zuvor misslungene Schweine-
bucht-Landung CIA-Freiwilliger und 
Exilkubaner mit Kuba und seinem 
gehassten Revolutionsführer Fidel 
Castro endlich „abzurechnen“ und 
diesmal eine Invasion der Insel im 
großen Stil einzuleiten. Die Kenne-
dys zögerten, engste Berater wie der 
irisch stämmige Kenneth O’Donnell 
rieten ihnen kaum zu dieser schwer 
wiegenden Konsequenz und suchten 
mäßigend nach Kompromissen. Also 
liefen gleichzeitig die diplomatischen 
Bemühungen um Verhandlungen auf 
Hochtouren und die unnachgiebigen 
Wechsel scharfer diplomatischer No-
ten zwischen der sowjetischen und 
amerikanischen Seite sind heute be-
kannt. Auch Chruschtschow blieb erst 
weiter auf Konfrontationskurs. Eini-
ge russische Frachter mit brisanter 
Ladung drohten unter Begleitschutz 
russischer atomarer Jagd-U-Boote 
mit wiederum US-Jagd-U-Booten an 
ihren Fersen auf ihrem Kurs die Blo-
ckade zu durchbrechen. Präsident 
Kennedy schien bei Beratungen im 
ExComm zeitweise die Initiative zu 
entgleiten, die explosive Stimmung 
war zu Kriegs-Gunsten am kippen. 
Man bereitete sich in den USA zivil-
verteidigend auf Schlimmstes vor. 
Erst ein Geheimtreffen im letzten Mo-
ment zwischen Justizminister Robert 
Kennedy und dem sowjetischen Bot-
schafter Dobrynin brachte nach noch 
voraus gegangenem Verwirrspiel 
letztlich den entscheidenden Durch-
bruch, von dessen eigentlichem Deal 
die Welt allerdings damals nichts er-
fuhr. Das geheim gehaltene US-Zuge-
ständnis, an der NATO-Flanke Türkei 
die dort stationierten, veralteten nu-
klearen US-Jupiterraketen zurückzu-
ziehen und die Zusage, künftig von 
einer US-Invasion Kubas abzusehen, 
veranlasste die UdSSR wiederum zu 
Truppenreduzierung und Abbau al-
ler Atomraketenstellungen auf Kuba. 
Für die „freie“ Weltpresse allerdings 
zeigten entschlossene US-Blockade 

und Kriegsaufmarsch von Flotte und 
Air Force der USA ihre Wirkung als 
eindrucksvolle Machtdemonstrati-
on. Der Rückzug der Sowjets wur-
de vom Westen als Sieg verbucht. 
Zeitversetzt wurde, um den NATO-
Bündnispartner nicht allzu sehr zu 
brüskieren, nach ca. 6 Monaten auch 
mit dem Raketenrückzug in der Tür-
kei begonnen. Gehalten hat sich bis in 
unsere Tage das US-Wirtschaftsem-
bargo gegen den Inselstaat. Die Tat-
sache jedoch, Kuba nicht militärisch 
ausgeschaltet und u. a. auch für die 
Mafia-Wirtschaft zurück erobert zu 
haben, kostete vermutlich den bei-
den u. a. mit Mafia-Wahlhilfe an die 
Macht gelangten Kennedys 1963 und 
1968 bei politisch motivierten Atten-
tatkomplotts das Leben. Und 1965 
erhielt wegen seines Zurückweichens 
vor den Amerikanern der Kremlfüh-
rer Chruschtschow im Verlust seiner 
Führungsposition die Quittung. Bei 
hart gesottenen Antikommunisten 
wie General LeMay waren das Ken-
nedy-Brüderduo und seine engsten 
„irischen Beraterboys“ endgültig als 
nachgiebige Schwächlinge in Ungna-
de gefallen, deren Zeit, von der Polit-
bühne abzutreten, gekommen war.. 

Das erste Kriegsdesaster für die 
USA

Im Vietnamkrieg, in dem sich die 
USA zwischen 1962 und 1975 mit 
zunehmender Militärpräsenz und 
eskalierenden Kriegshandlungen zu 
Land und in der Luft wiederum für 
die angeblichen Ziele von Freiheit 
und Demokratie und gegen den Welt-
kommunismus engagierten, spielte 
die atomare Option keine wesentliche 
aktive Rolle, als Hintergrund wohl 
schon. Man hatte auch so mit dem 
Einsatz von Napalm-Bomben, che-
mischen Entlau-bungsmitteln (agent 
orange), Flächenbombardements 
über Nordvietnam und zweifelhaften 
Kommando-Unternehmen vermeint-
lich probate, wirksame Mittel gefun-
den, die atomare Karte nicht spie-
len zu müssen. Den verheerenden 
Wirkungen von Nukleareinsätzen 
standen diese in ihrer Kriegs verbre-
cherischen Qualität und Ausweitung 
kaum nach. Man schoss in niedriger 
Höhe aus Hubschraubern mit schwe-
ren MGs auf alles, was sich auf dem 
Boden menschlich bewegte und sich 
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panisch rennend vor den in Pulks an-
fliegenden Helikopterstaffeln der US-
Luftlandeinfanterie in Deckung zu 
bringen versuchte. Bekannt wurden 
brutale US-Massaker wie jenes von 
My Lai 1968, an dem etwa 40 bis 45 
US-Elitesoldaten des 1. Platoons der 
C-Kompanie der Task Force Barker, 
einer ungefähr 500 Mann zählenden 
US-Spezialeinheit zur Vietcong-Be-
kämpfung und Liquidierung ihrer 
Funktionäre, beteiligt waren. Nur 
wenige beteiligten sich nicht an den 
wahllosen Erschießungen von über 
500 Männern, Frauen, die vorher 
oft noch vergewaltigt wurden, Kin-
dern, Greisen und Tieren. Erst das 
mutige späte Eingreifen eines US-
Hubschrauberkommandanten, der 
damit drohte, jeden weiter marodie-
renden GI von seinem MG-Schützen 
erschießen zu lassen, beendete das 
Abschlachten. Der damals 25-jährige 
kommandierende Offizier des Pla-
toons, William Calley, rühmte sich in 
seinen 1972 auf Deutsch erschienenen 
Erinnerungen mit dem Titelspruch 
„Ich war gern in Vietnam“. Zuerst mit 
einigen wenigen militärgerichtlich 
angeklagt und zu lebenslänglichem 
Gefängnis verurteilt, wurde der sich 
auf „Befehlsnotstand“ berufende Cal-
ley bereits 1974 von Präsident Nixon 
endgültig begnadigt und frei gelas-
sen. Der amerikanische Filmregisseur 
und selbst Vietnam-Veteran, Oliver 
Stone, setzte mit seinem Antikriegs-
film „Platoon“ den Vorfällen von 
My Lai und anderen ähnlichen Bei-
spielen ein Denkmal. Um es mit den 
häretischen Worten des abtrünnigen 
US-Colonels Kurtz zu sagen, der im 
Film „Apocalypse Now“ von einem 
von der CIA beauftragten Eliteoffi-
zier liquidiert werden soll, weil er mit 
seiner wilden Truppe aus US-Deser-
teuren und Montagnards hinter der 
Grenze zu Kambodscha ein privates 
Schreckensregiment ausübt, und sich 
fragt: Was bedeutet es, wenn Mörder 
andere Mörder nennen? „Einen Mann 
in einem Land wie diesem (Vietnam) 
wegen Mordes zu belangen, ist wie 
eine Verwarnung wegen Geschwin-
digkeitsüberschreitung in einem 
Autorennen“ (W. Kurtz). Vietnam 
bedeutete eine ungeheure weitere 
Verrohung und Abstumpfung eines 
mehr als problematischen soldati-
schen und militärischen Handelns 
und den Zerfall militärischer Diszip-
lin in der US-Armee auf breiter Front. 

Opferbilanz: Ungefähr 1,5 bis 2 Mio. 
getötete Vietnamesen, ca. 58.000 ge-
fallene US-Soldaten. Letztlich muss-
ten die USA durch ihre Niederlage 
in Vietnam erstmals erkennen, dass 
sie den ungleichen (asymmetrisch) 
geführten „Krieg ohne Fronten“ 
(Bernd Greiner) gegen nicht eindeu-
tig zu identifizierende Kombattan-
ten, die zudem für eine überzeugte 
Ideologie kämpften und sich in weit 
verzweigten Tunnelsystemen „un-
sichtbar„ machten, nicht gewinnen 
konnten. Ihr weiteres Welt ordnendes 
Vorgehen seither sollte immer mehr 
solche asymmetrisch angelegten Si-
tuationen erzeugen und in diesen 
operierende gegnerische Kräfte auf 
den Plan rufen.

Remilitarisierung und 
Atombewaffnung, Göttinger 18, 
Atomwaffen-Protest 

Die Atomrüstung hatte auch ihre 
frühen entschiedenen Gegner. Am 
ausgeprägtesten vielleicht in den 
USA, England und Westdeutsch-
land. Das Augenmerk soll hier nur 
auf die deutsche Seite gelegt werden, 
die freilich aus der angelsächsischen 
und amerikanischen Protestbewe-
gung nicht unwesentliche Impulse 
und Anregungen erhielt. Schon vor 
Gründung der BRD 1949 gab es in 
den Schubladen nationale Pläne für 
ein neues deutsches Militär eng an 
der Seite der westlichen Siegermäch-
te. Doch noch sollte jedem die Hand 
abfallen, der noch einmal ein Gewehr 
in die Hand nehmen würde (Aussa-
ge F. J. Strauß im Bundes-tagswahl-
kampf 1949). Ab 1955 leistete sich 
die BRD die Wiedereinführung der 
allgemeinen Wehrpflicht und Auf-
stellung neuer Streitkräfte in Form 
der Bundeswehr unter dem vollmun-
digen Zitator Franz Josef Strauß als 
Verteidigungsminister (zuvor Atom-
minister). Erste Ausrüstungen an Mi-
litärflugzeugen, Kriegsschiffen und 
Geschützen erhielt die neue west-
deutsche Armee noch aus meist aus-
gemusterten oder veralteten Bestän-
den der US-Armee. Im Eiltempo wur-
de sukzessive eine eigene Luftwaffe, 
Kriegsmarine und schlagkräftige 
Panzerwaffe (Leopard I) des Heeres 
aufgebaut. Goldene Umsatzzeiten für 
die sich ebenfalls reorganisierende 
Rüstungsindustrie in der BRD. Auch 

ging man sofort nach Wiedererrei-
chen der Souveränität im gleichen 
Jahr dazu über, an den bis Kriegsende 
erreichten fortgeschrittenen Stand der 
Nazi-Atombombenforschung wieder 
anzuknüpfen (siehe Arbeiter-stimme 
Nr. 187) und eine zunächst zivil aus-
gerichtete Atomenergieforschung zu 
betreiben. Das qualifizierte Personal 
dazu von ehedem sowie nachwach-
send war reichlich an Universitä-
ten und in der relevanten Industrie 
vorhanden und bot sich geradezu 
selbst an. Nicht dagegen, aber gegen 
Adenauers und Strauß’ Pläne einer 
atomaren Bewaffnung der neuen 
BRD-Armee wandte sich eine Gruppe 
von einst zum Teil eng mit der ehe-
maligen Nazi-Forschung verbandel-
ten und zur pazifistischen Einsicht 
gelangten Protagonisten wie etwa C. 
F. von Weizsäcker, W. Heisenberg, 
O. Hahn, W. Gerlach, M. von Laue, 
K. Wirtz u. a. mit ihrem „Göttinger 
Manifest“ vom 11. April 1957. Da-
rin erklärten 18 der bedeutendsten 
deutschen Atomwissenschaftler, die 
alle auf Göttingen als ihren einstigen 
Studienort rekurrierten, dass sie für 
eine neue Atomwaffenproduktion 
nicht zur Verfügung stünden. Par-
allel dazu gab es in protestantischen 
Kirchenkreisen in dieser Zeit eine ein-
setzende kontroverse Debatte um die 
sog. Heidelberger Thesen, die noch 
eine Art Komplementarität in Form 
eines uneindeutigen JEIN zur Atom-
bombe als Waffe qua ultima ratio 
formulierten (Helmut Gollwitzer: Die 
Christen und die Atomwaffen, 1957). 
Und als Drittes gab es als nachhallen-
den Anti-Kriegsreflex in der Folge der 
politischen Ohne mich- die punktu-
elle Kampf dem Atomtod-Bewegung 
als pazifistisch und antimilitaristisch 
motivierte Stimmung und breite Be-
wegung in der Bevölkerung, einzel-
nen Parteien (SPD, GVP, KPD), Ge-
werkschaften und Jugendverbänden 
gegen eine westdeutsche Remilitari-
sierung und Atombewaffnung. Dieser 
angerichtete Mix aus Forschungs-
Wiederaufnahme, politischen Wie-
deraufrüstungsschritten im neuen 
NATO-Bündnis und öffentlichen 
Protesten in Institutionen und auf 
der Straße bestimmte bis etwa Ende 
der 50er Jahre das Geschehen um die 
Atom- und Militärfrage. Das setzte 
sich dann fort in den damals jedes 
Jahr von vielen Zehntausenden ge-
tragenen Ostermärschen. Vor diesem 
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Hintergrund trat ab Beginn der 60er 
Jahre dann auch die Student(inn)en-
bewegung mehr und mehr politisch 
in Erscheinung, entwickelte sich zur 
Antikriegs-Protestbewegung (Viet-
nam) u. a. mit dem bestimmenden 
Element einer massen-haften Ver-
weigerung des Kriegsdienstes unter 
Berufung auf das Grundgesetz durch 
wachsende Teile der westdeutschen 
männlichen Jugend. . 

Spiegel-Affäre

Zur regelrechten Regierungs- und 
Staatskrise mit personellen Folgen 
entwickelte sich die sog. Spiegel-Af-
färe im Oktober 1962. Während in der 
Karibik die Kubakrise gerade ihrem 
ultimativen Höhepunkt zu trieb und 
der laufenden Debatten im Bonner 
Parlament zur Notstands-Verfassung, 
kam es im Verteidigungszentrum auf 
der Hardthöhe zu einer undichten 
Stelle und Indiskretion eines hohen 
Offiziers im Führungsstab des Heeres. 
Nicht annähernd so spektakulär wie 
M. Vanunus „Indiskretionen“ über Is-
raels geheimes Atompotenzial 1986 in 
der Londoner Sunday Times, griff das 
Nachrichtenmagazin Der Spiegel das 
teils brisante Material auf und veröf-
fentlichte dazu am 10.10.1962 (Spie-
gel Nr. 41) einen Artikel, der mit der 
Schlagzeile „Bedingt abwehrbereit„ 
gleichwohl Sprengkraft bedeutete. Die 
Spiegel-Autoren Conrad Ahlers, Hans 
Schmelz, der die Hauptrecherche leis-
tete u .a., setzten sich nach Erstatten 
einer Anzeige am 11. Oktober damit 
in den Augen der Bundesstaatsanwalt-
schaft dem Verdacht des Hochverrats 
aus. Der Artikel setzte sich kritisch mit 
im Übrigen anderswo schon offen zu-
gänglichen Auswertungsresultaten zur 
NATO-Übung Fallex ’62 auseinander, 
stellte aufgrund der genannten Mängel 
das Konzept des atomaren Erstschlags 
und die Strauß’sche Rüstungspolitik 
in Frage und bezweifelte, ob im Sin-
ne des Konzepts der konventionellen 
Vorneverteidigung der USA die Bun-
deswehr zu einer wirksamen Abwehr 
eines Vorstoßes des Warschauer Paktes 
in der Lage wäre. Es wurde weder pazi-
fistischer Widerspruch formuliert noch 
grundsätzliche Militärkritik geübt, son-
dern lediglich die Sorge ausgedrückt, 
ob angesichts der offenbarten Fakten 
die bestehende Verteidigungsfähigkeit 
des deutschen Militärs gewährleistet 

wäre. Doch war dies der Regierungs-
seite Anlass genug, am 23.10. drako-
nische Maßnahmen der Ermittlung 
(verantw. Staatsanwalt Siegfried Bu-
back), Durchsuchung und schließlich 
Verhaftung der verantwortlichen Au-
toren und des Herausgebers Rudolf 
Augstein einzuleiten. Dieser auf bloßen 
Verdacht erfolgte einmalige Eingriff in 
die Pressefreiheit und das konzertier-
te scharfe Vorgehen offizieller Stellen 
und weniger der „inkriminierende“ 
Inhalt empörte die Öffentlichkeit, 
führte zur breiter Presse-Solidarisie-
rung und brachte Menschen wütend 
zu Protesten auf die Straße. Parallelen 
zum Weltbühne-Prozess 1931 gegen 
C. von Ossietzky wurden gezogen. 
Strauß war mit Deckung Adenauers, 
der ihn gewähren und dann die Sache 
aber auch ausbaden ließ, Strippenzie-
her der Maßnahmen im Hintergrund, 
obwohl er dies zuerst öffentlich leug-
nete. Selbst der FDP-Justizminister war 
nicht informiert und eingeweiht. Im 
November traten dann sämtliche fünf 
FDP-Minister aus der Koalition mit der 
CDU/CSU zurück und machten eine 
Kabinettsumbildung nötig. Als Ergeb-
nis mussten zwei Staatssekretäre gehen 
und schied Strauß als Minister aus dem 
Amt aus. Das Misstrauen der Bevölke-
rung gegen das verdeckte Zusammen-
spiel von Regierung und Justiz hatte 
stark zugenommen. Schmelz wurde 
erst nach 81, Augstein nach 103 Tagen 
aus der Haft entlassen. Im Mai 1965 
stellte ein Urteil des Bundesgerichts-
hofes fest, dass es keinen Beweis für 
einen wissentlichen Verrat von Staats-
geheimnissen gegeben hätte. Augsteins 
erhobene Verfassungsbeschwerde we-
gen des Recht beugenden Vorgehens 
gegen ihn und den Spiegel wurde 1966 
abgewiesen. Den „undichten“ Offizier 
versetzte man 1969 vorzeitig in den Ru-
hestand. Im Herbst 1963 war dann auch 
Adenauers Zeit als Kanzler noch in der 
laufenden Amtszeit vorbei und trat der 
beleibte Wohlstandspropagandist Lud-
wig Erhard als von der Regierungsko-
alition neu gewählter Nachfolger an 
seine Stelle (Fakten und Daten teilw. 
nach wikipedia). 

Starfighter-Skandal („Aufstand 
der Generäle“)

1966 war die Bundeswehr erneut 
ins öffentliche Zwielicht geraten. Im 
Jahr zuvor waren von dem ab 1961 in 

Stückzahl gleich von mehreren Hun-
dert neu angeschafften Abfangjäger 
„Starfighter“ (Sternenkämpfer) der 
US-Firma Lockheed 27 Maschinen 
abgestürzt und 17 Luftwaffen-Pi-
loten dabei ums Leben gekommen. 
Darauf erhoben der Generalinspek-
teur der Luftwaffe, General Panitz-
ki, u. a. schwere Vorwürfe gegen 
die politische Führung. Es sei eine 
reine Anschaffung aus „politischen 
Gründen“ gewesen, man sei zum 
Stillschweigen über teils gravieren-
de technische Mängel des wie eine 
Rakete aussehenden schnittigen 
Fluggeräts verdonnert worden. Bei 
Vergleichstests für die Anschaffung 
eines neuen Jägers hauptsächlich 
zwischen dem einsitzigen Starfighter 
und einer französischen Mirage III-
Version, waren an ihm von Experten 
schon deutliche Mängel festgestellt 
und protokolliert worden. Das hielt 
freilich den CSU-„Rüstungsminister“ 
F. J. Strauß nicht davon ab, sich gegen 
die technisch zuverlässigere, bessere 
Mirage und für den störungsanfälli-
gen US-Starfighter zu entscheiden. 
Grund: der Minister der Vorne-
Verteidigung wünschte sich einen 
schnellen Abfangjäger, der zugleich 
in großen Höhen als Bomber notfalls 
auch bis an die russische Westgren-
ze vordringen und dabei als reale 
Abschreckungswaffe eine atomare 
Bombenlast ins Ziel befördern konn-
te. Die Amerikaner sagten ihm im 
Fall des Kaufs zu, den Starfighter im 
Kriegsfall im Rahmen der „nuklea-
ren Teilhabe“ der BRD mit taktischen 
US-Atomsprengköpfen ausrüsten zu 
können. Mit Paris wäre das nicht zu 
machen gewesen, da sich die fran-
zösische Regierung unter de Gaulle 
einem deutsch-französischen Atom-
bündnis verwehrt hätte. Als dies nun 
vor nicht langer Zeit Staatspräsident 
Sarkozy Deutschland anbot, lehn-
ten Merkel und Steinmeier ab. Der 
damalige Deal, bei dem auch reich-
lich Schmiergelder der Fa. Lockheed 
in deutsche Taschen geflossen sein 
sollen, war somit perfekt. Hinfort 
mussten sich die noch weitgehend 
unerfahrenen Bundeswehr-Piloten 
und Wartungstechniker plötzlich mit 
einer über Mach 2,2 schnellen Flug-
zeugrakete und ihren erheblichen 
unberechenbaren Störanfälligkeiten 
herumschlagen, denen sie sich trotz 
vermehrter Schulung nicht wirklich 
als gewachsen erwiesen. Bald mach-
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te das böse Wort vom „Witwenma-
cher“ die Runde. Wieder war es das 
Magazin Der Spiegel, das in seiner 
Ausgabe 5/1966 in einem Leitartikel 
„Ein gewisses Flattern“ den Skandal 
trächtigen Zusammenhang aufgriff. 
Das chronisch von Pannen, Unfällen 
und Abstürzen heimgesuchte Jagd-
flugzeug hätte nie angeschafft wer-
den dürfen. Selbst die USA setzten 
es in Vietnam nur zwei Jahre lang 
zwischen 1965 und 67 ein, dann 
kam das schnelle Aus. Außer seinem 
schnittigen Design in Silbermetal-
licfarbe war an diesem Unglücks-
flieger so gut wie nichts, was ihn für 
den engen westdeutschen Luftraum 
mit seinen oft wechselnden Wetter-
verhältnissen prädestiniert hätte. 
Sogar die Hühner vergaßen zwei 
Tage lang das Eier legen, wenn Star-
fighter in Doppelformation im Tief-
flug über Wälder, Täler und Dörfer 
in Ohren betäubendem Lärm hin-
weg donnerten als wäre der Krieg 
ausgebrochen. Von 916 bis 1991 im 
Dienst der Bundesluftwaffe befindli-
chen Maschinen waren bei Übungs-
Einsätzen am Ende 269 abgestürzt. 
118 Piloten verloren ohne jede reale 
Kampfhandlung dabei ihr Leben. 
Der massiv öffentlich unter Beschuss 
geratene CDU-Verteidigungsminis-
ter Kai Uwe von Hassel ging seiner-
seits in die Offensive und entließ 
den widersetzlichen Luftwaffen-
Inspekteur und auch den Kommo-
dore Erich „Bubi“ Hartmann vom 
Jagdge-schwader „Richthofen“, der 
sich wegen der lebensgefährlichen 
Starfighter-Mängel gegen seinen Mi-
nister gestellt hatte. Der menschlich 
sympathische doch stets eigenwilli-
ge Hartmann gehörte schon zu den 
mit Ritterkreuzen hoch dekorierten 
Fliegerassen der Nazi-Luftwaffe, für 
die er mehr als jeder andere Kampf-
pilot der Welt in Luftkämpfen 352 
Abschüsse erzielt hatte. 

Bundeswehr und Demokratie

Nach den beiden Skandalschü-
ben binnen weniger Jahre rumorte 
es ordentlich in der Bundeswehr. 
Ein politisch gewolltes Selbstver-
ständnis einer „dienenden Funkti-
on“ sickerte nun allmählich auch in 
die nachrückenden jüngeren Offi-
ziersreihen ein. Man konnte damals 
bei jüngeren Feldwebel-, Leutnant- 

und Hauptmann-Rängen sogar 
vereinzelt auf Jungsozia-listen und 
Jungdemokraten treffen. Aber sich 
als militärisch Verantwortliche dem 
„Primat der Politik“ zu unterstellen, 
etwa dem Verteidigungsstaatssekre-
tär als Stellvertreter des Ministers, 
fiel dennoch vielen Älteren nach 
wie vor schwer. In der Bundeswehr 
kam es mit dem Wechsel zur sozial-
liberalen Koalition ab 1969 zu ei-
nem ersten größeren Reformschub 
im Sinne der Willy Brandt-Formel 
von „mehr Demokratie wagen„. 
Gefördert von Generälen wie U. de 
Maizière, Graf Kielmannsegg, W. 
Graf von Baudissin u. a., alle drei 
bereits ranghohe Offiziere in der 
Hitler-Wehrmacht, die sich z. T. im 
Dunstkreis des Attentatskomplotts 
des 20. Juli 1944 bewegt hatten, 
wurde das neue Prinzip der „Inne-
ren Führung“ und des Soldaten als 
„Bürger in Uniform“ eingeführt. 
Nach rückblickenden kritischen Be-
kenntnissen von Offizieren der Ko-
blenzer Führungsakademie (FüAk) 
erwiesen sich die „von oben“ ver-
ordneten Konzepte jedoch mehr 
oder weniger als Papiertiger und 
im Befehl-Gehorsam-Routinealltag 
der Armee nur schwer umsetzbar. 
Erst die antimilitaristische und neue 
Friedensbewegung spülte langsam 
einen etwas anderen Geist der Un-
ruhe auch in die strammen Militär-
reihen. Dabei ist weniger an den nur 
von kurzer Lebensdauer begleiteten 
Lang-Haar-Erlaß zu denken als an 
in den 70er Jahren politisch sich 
betätigende Strömungen unter den 
Mannschaften wie dem der DKP 
nahe stehenden Arbeitskreis de-
mokratischer Soldaten (ADS), den 
unabhängigen Antimilitaristischen 
Arbeitskreisen (AMAK) oder dem 
Soldaten- und Reservisten-Komi-
tee (SRK) des Kommunistischen 
Bundes Westdeutschland (KBW). 
Sie traten vornehmlich für eine 
Verbesserung der materiellen Lage 
(Solderhöhung, Beschwerderecht, 
Vertretungsorgane wie Soldaten-
Vertrauensleute) der Soldaten und 
das Recht auf gewerkschaftliche 
und politische Betätigung im akti-
ven Dienst ein und organisierten Be-
ratung und Rechtshilfe bei „Dienst-
vergehen“ und Disziplinarkonflik-
ten. Bekannt wurde etwa der Fall 
des wegen seiner politischen Aktivi-
täten im ADS 1974 unehrenhaft aus 

der Bundeswehr entlassenen Jürgen 
Pomorin (Jg. 1953). Häufig nahmen 
an 1. Mai- und Friedensdemonstra-
tionen in Gruppen auch Soldaten in 
Uniform teil, wohl wissend, damit 
gegen das Verbot politischer Betä-
tigung in der Armee zu verstoßen. 

Im September 1983, als diese oh-
nehin eher marginalen linken Grup-
pierungen längst verschwunden 
waren, gründeten 20 Unteroffiziere 
und Offiziere den Bundeswehr kri-
tischen Arbeitskreis „Darmstädter 
Signal“ (Ak-DS). Diese um Personen 
wie Oberstleutnant Helmut Prieß 
(vormals Major, dann degradiert) 
und den Oberleutnant Jürgen Rose 
sich sammelnde Offiziers-Bewe-
gung kritisierte in den 90er Jahren 
scharf die zunehmend offensivere 
Neuausrichtung der Bundeswehr 
(Auslandseinsätze), forderte dem-
gegenüber die Selbst-beschränkung 
auf den vom Grundgesetz allein vor-
gegebenen rein defensiven Verteidi-
gungs-auftrag innerhalb der Lan-
desgrenzen und wandte sich gegen 
rechte Einflüsse und Tendenzen in 
der Armee. Die „Signaler“, wie sie 
sich gerne selbst nennen, stellen die 
Bundeswehr nicht grundsätzlich in 
Frage, treten jedoch für deren Ver-
kleinerung und Demokratisierung 
ein und wenden sich gegen einen 
Einsatz des Militärs im Innern. Sie 
sind für die Beteiligung an UNO-
Blauhelmmissionen, den Abbau al-
ler Massenvernichtungswaffen, den 
Abzug der US-Atomsprengköpfe 
aus Büchel und Ramstein und ei-
nen Stopp der Rüstungsexporte. Als 
einziges kritisches Forum innerhalb 
der Bundeswehr ist das Darmstäd-
ter Signal bis heute aktiv. 

(Ende Teil II, Stand: 1.9.15)
E. K., Bremen
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Dublin-Verfahren syrischer 
Staatsangehöriger werden 
zum gegenwärtigen Zeit-

punkt von uns weitestgehend faktisch 
nicht weiter verfolgt“, ließ das Bun-
desamt für Migration und Flücht-
linge (BAMF) am 25. August 2015 in 
den Medien verbreiten, natürlich auf 
Veranlassung der Bundesregierung. 
Im Klartext hieß das: Alle Flüchtlin-
ge aus dem syrischen Bürgerkrieg 
dürfen ohne die übliche, durch EU-
Verordnung vorgeschriebene Regis-
trierung im ersten „Aufnahmeland“ 
nach Deutschland einreisen. Damit 
war das sogenannte Dublin-II-Ab-
kommen, in dem die Verfahrensweise 
verbindlich vorgeschrieben wird, in 
einem wesentlichen Punkt suspen-
diert. Am 12. September kam bereits 
die Kehrtwende: Die Kontrollen im 
Grenzverkehr zu Österreich wur-
den – entgegen der Regelungen des 
Schengen-Vertrages – wieder aufge-
nommen, auch dies die vorüberge-
hende Aufhebung eines europäischen 
Abkommens, die zuletzt im Juni 2015 
im Zusammenhang mit dem G7-
Gipfel auf Schloss Elmau geschehen 
war. Was treibt die Bundesregierung 
innerhalb weniger Wochen zu der-
artig drastischen Maßnahmen, wie 
schwerwiegend ist ihre Bedeutung 
und was folgt daraus für die Innen- 
und die Europapolitik?

Der Anlass ist zunächst eindeutig 
ein außenpolitischer. Die Fluchtbe-

wegungen über das Mittelmeer so-
wie über den Balkan hatten sich in 
den letzten Jahren verstärkt. Die Le-
benslagen im syrischen Bürgerkrieg 
und auch in den Durchgangsländern 
Türkei und Griechenland wurden so 
unerträglich, dass immer mehr Men-
schen sich auf den Weg nach Europa, 
speziell Österreich, Deutschland und 
Schweden, machten. Im Sommer 2015 
standen so viele vor der Außengren-
ze der EU in der westlichen Balkan-
region, dass sie mit den bisherigen 
Methoden (Dublin II) nicht mehr 
reguliert werden konnten (s. w. u.). 
Diese Situation war nicht mehr be-
herrschbar, eine unmittelbare Ver-
schärfung repressiver Maßnahmen 
(Grenzschließung, schärfere Polizei-
kontrollen bis hin zu Militäreinsatz, 
Errichtung von Lagern an den Au-
ßengrenzen) erschien der Bundes-
regierung nicht opportun. Deshalb 
war taktischer Rückzug angesagt, 
um später aus verbesserter Position 
wieder in die Offensive zu kommen.

Bis in den Sommer 2015 jedenfalls 
erschien die innenpolitische Lage in 
der BRD stabil, besonders wenn man 
sie mit dem Umfeld in der EU und 
außerhalb deren Grenzen vergleicht. 
Die Wirtschaftsdaten in Deutsch-
land sind, oberflächlich betrachtet, 
in Ordnung, die Arbeitslosenzahlen 
vergleichsweise niedrig, die Mehrheit 
der Bevölkerung mit der Regierung 
und ihrer Politik zufrieden. Doch 

andererseits gibt es den stabil ho-
hen Anteil (ca. ein Fünftel) der 
Menschen, die mit Niedriglöhnen, 
prekären Arbeitsverhältnissen oder 
Kürzungen in den Sozialeinkom-
men zurecht kommen müssen, die 
Sparpolitik der öffentlichen Haus-
halte, die Ansprüche des deutschen 
Kapitals, das seine Positionen im 
Weltmarkt wahren und ausbauen 
will, und die Krisen in der EU und 
der weiteren Welt, die politisch und 
ökonomisch bedrohlich erscheinen. 
In diese Situation einer oberflächli-
chen Ruhe, in der sich unterschwel-
lig die nächsten Krisen vorbereiten, 
trifft die Verschärfung der Flücht-
lingskrise und bedroht die schein-

bare Stabilität der bürgerlichen Ord-
nung, die bisherige Verteilung des 
Wohlstands in der BRD und die sozi-
alpartnerschaftliche Regulierung der 
Arbeits- und Lebensbedingungen.

Stimmungen in der Bevölkerung

Schlug man im August/September 
in Deutschland die bürgerliche Presse 
auf, hatte man den Eindruck, als stehe 
die deutsche Gesellschaft vor einer 
tiefgreifenden politischen Spaltung: 
auf der einen Seite die aus den frü-
hen neunziger Jahren noch bekann-
ten Hassparolen, Proteste, Anschläge 
etc., auf der anderen Seite eine neue 
„Willkommenskultur“. Zu der erste-
ren äußerte sich ein Kommentator in 
der FR vom 29.8. wie folgt: „Warum 
jetzt Heidenau? Warum dort Krawall, 
Geschrei und Wut? Warum denn 
nicht! Was in Heidenau passiert, hätte 
überall in Sachsen passieren können. 
Es ist immer dasselbe Muster: Die 
NPD zündelt, es gibt Wutbürgerini-
tiativen gegen Flüchtlingsheime, die 
Stimmung machen, Angst verbreiten 
und hetzen, es gibt personelle Über-
schneidungen zwischen den Grup-
pen, und koordiniert wird die ent-
stehende Hassbewegung über soziale 
Netzwerke - schon bricht es los. … 
Was heute in Heidenau geschieht, hat 
ein deutlich breiteres Fundament (als 

Zwischen Willkommenskultur und 
Hassparolen
Einflüsse der Flüchtlingsbewegung auf die hiesige Klassenlage
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Anfang der neunziger Jahre, Anm. d. 
Red.). Und das hat mit PEGIDA zu 
tun. Der Hass, der sich lange Zeit fast 
nur im Internet austobte, ist von dort 
durch PEGIDA in die wirkliche Welt 
eingetreten. … Eine Tür ist geöffnet 
worden, die nicht mehr zu schließen 
ist. PEGIDA hat in Sachsen einen ge-
sellschaftlichen Bruch herbeigeführt, 
hat dem ‚Pack‘ Bewusstsein gegeben 
und Pöbeleien und Hetze die nötige 
Legitimation verschafft.“ Die Wut 
der Abgehängten zeigt sich insbe-
sondere in Ostdeutschland, aber auch 
in strukturell geschädigten Teilen 
des Westens (Ruhrgebiet, besonders 
Dortmund).

Je mehr Flüchtlinge ankommen, 
desto nervöser und aktiver werden 
die Nazis. Hier zeigt sich, dass es 
nicht darauf ankommt, ob Nazis in 
Parlamenten sitzen (wie in Meck-
lenburg-Vorpommern) oder dort 
rausfliegen (wie zuletzt in Sachsen). 
Erfahrungsgemäß bleibt ein brauner 
Bodensatz, der immer dann an die 
Oberfläche drängt, wenn der mate-
rielle Wohlstand und die politische 
Stabilität gefährdet sind oder schei-
nen. Die angebliche Bedrohungs-
situation scheint mit den Zuwan-
derungen nun wieder präsent zu 
sein. Die Stimmung greift auf die 
sogenannten „besorgten Bürger“ 
über: „Ich bin nicht gegen Flücht-
linge, aber … „. Es geht um dieje-
nigen, die angeblich nur in unsere 
Sozialsysteme einwandern wollen. 
Die Überlegung, warum jemand 
eine lange, teure und gefährliche 
Reise auf sich nehmen soll, um So-
zialleistungen für Flüchtlinge (143 € 
plus Sachleistungen) oder Hartz IV 
(Regelsatz: 399 €) abzugreifen, wird 
nicht angestellt. Arbeitsmarktkon-
kurrenz und Verdrängungseffekte 
sind in Teilen freilich Realität, das 
Kapital wäre nicht Kapital, wenn es 
sie nicht nutzen würde. Die Rechten 
haben solchen Zulauf, weil es diese 
Ängste und auch die Gründe dafür 
tatsächlich gibt. Eine gewerkschaft-
liche Tarif- und Arbeitsmarktpoli-
tik, die sich an den Interessen des 
Kapitals orientiert, kann dem nicht 
genügend gegensteuern. Hier muss 
es eindeutige Stellungnahmen und 
Aktivitäten der Solidarität geben.

Auf der anderen Seite stehen in 
der bürgerlichen medialen Öffent-
lichkeit zentral die Berichte von Will-
kommenskultur, Hilfsbereitschaft, 

Sachspenden. Dieses Spektrum 
reicht von karitativen Initiativen und 
Organisationen bis zu politischen 
Gruppen. Die in dieser Breite neue 
Haltung (verglichen mit Anfang der 
90er, in denen der Stammtisch zu do-
minieren schien), ist zwar aus unse-
rer Sicht nicht tragfähig, weist aber 
auf Veränderungen in der deutschen 
Gesellschaft bzgl. des Verständnis-
ses von Wirtschaft, Staat, Nation in 
bürgerlichen Grenzen hin. In Politik 
und Medien hören wir -im Vergleich 
zu Anfang der neunziger Jahre- neu-
artige Töne: Welcome to Refugees, 
Willkommenskultur, Appelle an den 
bürgerlichen Anstand, moralisierend 
angereichert mit Erinnerungen an 
Flucht, Vertreibung, Migration im 
Anschluss an den Zweiten Welt-
krieg oder die Arbeitsmigration in 
den wirtschaftlichen Aufstiegsjah-
ren der BRD. Das soll eben ein Bild 
von einem Deutschland vermitteln, 
das geschichtliche Lehren gezogen 
hat und ein verlässlicher Partner der 
„internationalen Gemeinschaft“ ist.

Die Zuwanderungsdebatte wird 
heute gesamtgesellschaftlich ent-
spannter geführt als in den neunzi-
ger Jahren (Asylrechtsverschärfung) 
und zu Anfang der 2000er Jahre 
(Süßmuth-Kommission). Dazu mö-
gen beigetragen haben die Diskus-
sionen der vergangenen Jahrzehnte, 
dass wegen des vermeintlichen „de-
mographischen Faktors“ (mit dem 
Sozialabbau, z. B. bei den Renten, 
begründet wird) und des Fachkräfte-
mangels (wann gab es den eigentlich 
nicht?) ein Zuzug von Arbeitskräften 
aus dem Ausland prinzipiell not-
wendig sei. Der traditionelle Blut- 
und Abstammungsnationalismus 
ist in der Mehrheitsgesellschaft auf 
dem Rückzug und wird durch einen 
Wohlstands- und Verfassungspatri-
otismus abgelöst. Kulturelle „Ab-
weichungen“ werden toleriert, „der 
Islam gehört zu Deutschland“ (ehe-
maliger Bundespräsident Wulff). 
Wirtschaftsfunktionäre äußern sich 
positiv, es kommen aber auch die 
vorsichtigeren und sachbezogenen 
Kommentare, die sich auf Daten-
erhebungen beziehen, in denen die 
vorhandenen Qualifikationen der 
Flüchtlinge und ihre Übertragbarkeit 
in hiesige Arbeitsverhältnisse genau-
er aufgeschlüsselt werden. So etwa 
verläuft die Nützlichkeitsdebatte, d. 
h. die Scheidung derjenigen, die wir 

brauchen können, von denen, die an-
geblich nur in unsere Sozialsysteme 
einwandern wollen.

Die Kombination von Willkom-
menskultur und Nützlichkeitsdebat-
te, die wir aktuell feststellen, ist die 
Widerspiegelung davon, dass unter 
den kapitalistischen Bedingungen, 
in denen wir leben, neu hinzukom-
mende Menschen als Arbeitskräfte 
angesehen und bewertet werden. 
Für das Kapital sind es verfügbare 
Produktionsmittel, die entsprechend 
zugerichtet werden müssen (z. B. 
Forderung von Kapitalvertretern, 
diese Arbeitskräfte zu qualifizieren, 
gleichzeitig aber auch, für sie den 
Mindestlohn auszusetzen). Die Mas-
se von ihnen, soweit sie hier bleiben, 
wird proletarisiert werden. Welche 
Aufnahme sie dann in Betrieben und 
Gewerkschaften finden, ob sie als 
Kollegen und potenzielle Mitstreiter 
in Arbeitskämpfen willkommen sind 
oder als Konkurrenz um Arbeitsplät-
ze gelten, hängt von ökonomischen 
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Rahmenbedingungen, vor allem aber 
vom Stand des Klassenbewusstseins 
auf beiden Seiten und den konkreten 
Bemühungen um gewerkschaftliche 
Organisierung und politische Orien-
tierung ab.

Die gesellschaftliche Stimmung 
kann durch das Schüren von Ängs-
ten, erst recht bei Verschlechterung 
der konjunkturellen Rahmenbedin-
gungen, reaktionär umschlagen. Sieht 
man sich die Veränderungen in den 
Umfragen an, dazu die politischen 
Vorgänge auf Berliner Regierungs- 
und Brüsseler EU-Ebene und die um 
sich greifenden Grenzschließungen 
nicht nur in Südosteuropa, so scheint 
dieser Umschlagpunkt nicht mehr 
fern zu liegen, oder wir befinden uns 
bereits darin.

Die Interessen der Unternehmer

Die Interessen der Unterneh-
mer finden sich repräsentativ aus-
gedrückt im Herbstgutachten von 
vier führenden Wirtschaftsinstitu-
ten (DIW Berlin, ifo München, IWH 
Halle, RWI Essen), das im Auftrag 
des Bundeswirtschaftsministeriums 
erstellt wird. Ihre vorangestellte Zu-
sammenfassung lautet: „Die deut-
sche Wirtschaft befindet sich in ei-
nem verhaltenen Aufschwung; das 
Bruttoinlandsprodukt wird in die-
sem und im kommenden Jahr um 
jeweils 1,8 Prozent steigen. Getragen 
wird die Expansion vom privaten 
Konsum. Die Investitionen beleben 
sich allmählich. Angesichts der mä-
ßigen Expansion der Weltwirtschaft 
dürften die Exporte hingegen nur 
leicht steigen, zumal die belebende 
Wirkung der Euro-Abwertung all-
mählich nachlässt. Die Beschäftigung 
wird wieder rascher ausgeweitet. 
Dennoch dürfte die Arbeitslosigkeit 
im Verlauf des kommenden Jahres 
leicht steigen, weil die derzeit große 
Zahl von Asylsuchenden nach und 
nach am Arbeitsmarkt ankommt. 
Für die öffentlichen Haushalte in 
Deutschland zeichnet sich für das 
kommende Jahr ein Überschuss von 
13 Milliarden Euro ab. Dieser dürfte 
damit deutlich geringer sein als der 
für 2015 erwartete Überschuss in 
Höhe von rund 23 Milliarden Euro 
- nicht zuletzt aufgrund zusätzlicher 
Ausgaben für die Bewältigung der 
Flüchtlingsmigration.“

Doch die Zuwanderung der 
Flüchtlinge könnte einiges verän-
dern. Die Institute schreiben: „In der 
politischen Diskussion in Deutsch-
land steht derzeit die Bewältigung 
der Flüchtlingsmigration im Vor-
dergrund. Wie bereits die europäi-
sche Schulden- und Vertrauenskrise 
zeigt auch die aktuelle Flüchtlings-
krise, dass auf europäischer Ebene 
in Krisensituationen die nationale 
Lastenverteilung im Vordergrund 
steht und nicht die sachorientierte 
Problemlösung. Auf Dauer ist die 
derzeitige Konzentration der Flücht-
linge auf wenige EU-Mitgliedsländer 
nicht durchzuhalten. Daher sind eu-
ropäische Standards bezüglich der 
Asylgewährung und der Leistungen 
an Asylsuchende erforderlich. Für die 
lange Frist sollte erwogen werden, 
die Kompetenz für die Durchführung 
von Asylverfahren auf die europäi-
sche Ebene zu übertragen. 

In der öffentlichen Diskussion ver-
schwimmt mitunter die Unterschei-
dung zwischen der Reaktion auf die 
Fluchtmigration und einer langfristig 
orientierten Einwanderungspolitik, 
die primär an wirtschaftlichen Inter-
essen der Zielländer ausgerichtet ist. 
Die fluchtbedingte Migration ist kein 
Ersatz für eine vernünftige Zuwande-
rungspolitik. Sie ist allerdings durch-
aus mit Chancen für die Zielländer 
verbunden. Um diese zu nutzen, ist 
auch im Interesse der Flüchtlinge die 
Integration in den deutschen Arbeits-
markt der wichtigste Hebel.“

Die zentralen Forderungen sind 
also: Europäisierung der Asylpoli-
tik, Integration des als Arbeitskräfte 
nutzbaren Teils der Flüchtlinge und 
Beendigung des planlosen Zustan-
des durch Etablierung einer „ver-
nünftigen Zuwanderungspolitik“, 
am besten durch ein umfassendes 
Einwanderungsgesetz. Auf den Sei-
ten 60 bis 62 des Herbstgutachtens 
folgen detaillierte Vorschläge, wie 
diese Vorgaben umzusetzen seien. 
Das fängt natürlich bei Sprachkur-
sen an. Dringend erforderlich sei 
aber auch Weiterbildung, „da die im 
Heimatland erworbenen Kenntnisse 
vielfach den in Deutschland gestell-
ten Anforderungen nicht genügen 
dürften“. Ein Schritt in die richtige 
Richtung sei, dass das früher neun-
monatige Arbeitsverbot für Asylsu-
chende inzwischen auf drei Monate 
verkürzt sei. Es solle ganz abgeschafft 

werden, ebenso die vorgeschriebene 
„Vorrangprüfung“, bei der der Ar-
beitgeber nachzuweisen habe, „dass 
für den Arbeitsplatz kein Einwohner 
Deutschlands oder ein anderer EU-
Bürger in Frage“ komme.

Diesen nach Gleichstellung klin-
genden Forderungen können wir na-
türlich grundsätzlich zustimmen. Für 
uns verlaufen die Grenzen nicht zwi-
schen Nationen, sondern zwischen 
den Klassen der Kapitalisten und 
der Arbeitenden, Ausgebeuteten und 
Ausgegrenzten. Aber das Angebot ist 
vergiftet. Die Kapitalisten wollen die 
Lohnabhängigen, gleich welcher Na-
tionalität, in die Konkurrenz unterei-
nander treiben. Ziel ist die Unterbie-
tung von Standards bei Tariflöhnen 
und Arbeitsbedingungen. Ganz klar 
wird das in der „Empfehlung“, den 
Mindestlohn für Flüchtlinge auszu-
setzen, weil dieser „Flüchtlingen wie 
anderen gering qualifizierten Arbeit-
nehmern den Einstieg in den Arbeits-
markt zusätzlich erschwere“. Unsere 
Antwort darauf kann nur die grund-
sätzliche und konkrete Solidarität 
im Kampf um gemeinsame bessere 
Standards sein. Der Mindestlohn, die 
Tariflöhne und die gesetzlichen und 
tariflichen Arbeitsbedingungen gel-
ten für alle, und nur in diese Richtung 
kann Solidarität gehen.

Wer trägt die Kosten der 
Integration?

Im Übrigen sind die Institute 
im Gutachten der Meinung, dass 
Deutschland die Aufgabe leisten 
kann: „Aus gesamtstaatlicher Sicht 
sind derzeit strukturelle Überschüs-
se vorhanden, um die finanziellen 
Lasten der Flüchtlingsmigration zu 
stemmen; ein niedrigerer Finanzie-
rungssaldo der öffentlichen Hand ist 
aus Sicht der Institute zu akzeptieren. 
Es ist vor diesem Hintergrund nicht 
erforderlich -wenngleich zu befürch-
ten-, dass die jetzt notwendig werden-
den Ausgaben zulasten anderer Ele-
mente einer wachstumsorientierten 
Politik gehen.“ Für diejenigen Bran-
chen und Unternehmen, die an der 
Bereitstellung von Infrastruktur und 
Sozialeinrichtungen beteiligt sind, ist 
dies schon ein kleines Konjunktur-
programm. Es seien überdies „Wachs-
tumspotenziale zu heben“. Für uns 
gibt es genügend Gründe, diesen 
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Worten nicht zu trauen. Zwar scheint 
die Bundesregierung derzeit die Er-
höhung der Mehrwertsteuer noch 
abzulehnen, aber nichts auf der Welt 
garantiert uns, dass das so bleibt. Für 
uns ist umgekehrt zu fordern, dass 
Unternehmen und große Vermögen 
durch eine entsprechend ausgestalte-
te Steuergesetzgebung für die Finan-
zierung der Integrationskosten (und 
selbstverständlich andere gesell-
schaftlich wichtige Ziele) herangezo-
gen werden (z. B. Wiedereinführung 
der Vermögensteuer, echte Besteu-
erung großer Erbschaften, Besteue-
rung des Handels mit sogenannten 
Finanzprodukten, Wiederanhebung 
des Spitzensteuersatzes von derzeit 
42 % auf den bis 1989 geltenden Satz 
von 56 %, ebenso des Satzes der Kör-
perschaftssteuer von gegenwärtig 
15 % auf 56 % etc.). Dies entspräche 
immerhin einem Niveau der Lasten-
verteilung bei der Besteuerung in der 
Bundesrepublik vor der sogenannten 
Wiedervereinigung. Diese Entwick-
lung (der man noch die periodischen 
Erhöhungen der Mehrwertsteuer und 
die Sozialabbaumaßnahmen bei den 
gesetzlichen Sozialversicherungen u. 
v. m. anfügen könnte) macht beispiel-
haft deutlich, was der Imperialismus 
der herrschenden Klasse auch in den 
großen westlichen Industrieländern 
selbst die Arbeiterklasse kostet.

Probleme der Flüchtlinge in der 
Integration

Die grundlegenden ökonomi-
schen Bedingungen sind gegenwärtig 
ganz andere als zum Beispiel Anfang 
der 90er Jahre. Damals herrschte Kri-
se, es galten sogenannte „Vermitt-
lungshemmnisse“ auf dem Arbeits-
markt (noch vor den Hartz-Gesetzen 
der späteren Schröder-Zeit), während 
zugleich viele Menschen aus den 
neuen Bundesländern, sogenannte 
Spätaussiedler aus Osteuropa und 
Bürgerkriegsflüchtlinge aus dem vor-
maligen Jugoslawien Arbeit suchten. 
In einem aufgeheizten Klima wurde 
das Asylrecht durch Installierung ent-
scheidender Ausnahmeregelungen 
(Drittstaatenregel, sichere Herkunfts-
länder) nahezu abgeschafft.

Heutzutage scheint hingegen 
überhaupt kein Weg daran vorbei 
zu gehen, dass Deutschland endlich 
auch offiziell zum Einwandererland 

erklärt wird. Die demografische Ent-
wicklung lässt angeblich den Stamm 
der Beschäftigten zu klein werden, 
um einen Produktionsapparat am 
Leben zu erhalten, der dieses Land 
zu einem der wohlhabendsten in 
der Welt gemacht hat. Dass diese 
Schrumpfung, wenn sie denn so 
käme, von der Produktivkraftent-
wicklung der Arbeit zumindest teil-
weise ausgeglichen wird, interessiert 
die Propagandisten des „Demografi-
schen Faktors“ freilich nicht (mit die-
sem Konstrukt wurde ja Sozialabbau 
vor allem in der Rentenversicherung 
begründet). Schon in 15 Jahren soll es 
etwa sechs Millionen Menschen im 
erwerbsfähigen Alter zu wenig ge-
ben. Vor diesem Hintergrund erklärt 
BDI-Chef Ulrich Grillo: „Wir sind be-
reit, allen Asylsuchenden mit berech-
tigten Chancen auf ein Bleiberecht 
den raschen und zeitlich gesicherten 
Zugang zu Bildung und Arbeitsplät-
zen zu ermöglichen“. Und der Boss 
von Daimler, Jürgen Zetsche, sieht 
im Flüchtlings-Zustrom sogar die 
„Grundlage für das nächste deutsche 
Wirtschaftswunder“.

Aber es kommen auch die vor-
sichtigeren Kommentare, die sich auf 
Datenerhebungen beziehen, in denen 
die vorhandenen Qualifikationen der 
Flüchtlinge und ihre Übertragbarkeit 
in hiesige Arbeitsverhältnisse genau-
er aufgeschlüsselt werden. Nicht 
einmal jeder zehnte, so eine Zusam-
menfassung von Arbeitsministerin 
Nahles, verfüge über die nötigen 
Sprachkenntnisse und beruflichen 
Qualifikationen, um „sofort“ einen 
Arbeitsplatz zu finden. Mehr als die 
Hälfte habe keinen Berufsabschluss, 
nur 15 - 25 % einen Hochschulab-
schluss. Bei den Syrern speziell soll 
ein Viertel studiert haben. Noch mal 
etwa 25 % besuchten ein Gymnasi-
um. Nur 17 % der Neuankömmlinge 
sollen demnach nicht mehr als eine 
Grundschulbildung haben. Wesentli-
che Teile des hiesigen Unternehmer-
Lagers schienen anfangs überzeugt 
zu sein, dass aus Syrien vergleichs-
weise viele qualifizierte Flüchtlinge 
kämen. Wenn sie nicht von vorn-
herein gut ausgebildet seien, dann 
seien sie doch zumindest jung, also 
formbar. Tatsächlich sind rund drei 
Viertel der syrischen Flüchtlinge 
unter 35 Jahre alt. Sie scheinen also 
tatkräftiger und besser qualifizierbar 
zu sein als beispielsweise ein hiesi-

ger 50jähriger, der schon die Rente 
im Auge hat.

Auch wenn Flüchtlinge mit guten 
Qualifikationen aus ihren Herkunfts-
ländern hierher kommen, heißt das 
natürlich nicht, dass sie auf diesem 
Niveau auch Arbeit bekommen. Sie 
müssen viele bürokratische und kul-
turelle (Sprache!) Hürden überwin-
den und sind dann auch noch mit 
der Vorrangprüfung konfrontiert. So 
muss der Arzt/die Ärztin also häufig 
mit der Tätigkeit als Krankenpfleger/-
schwester vorlieb nehmen. Wie viele 
neu ankommende ArbeitsmigrantIn-
nen vergangener Jahrzehnte kom-
men sie häufig nur an die Jobs, die 
sowieso kein Deutscher mehr haben 
will: Erntehelfer, Angelernter in der 
Gastronomie, Hilfsarbeiter bei der 
Müllabfuhr. Und wenn es sich doch 
um qualifizierte Jobs handelt, wer-
den sie nicht selten zumindest auf 
einem Tarifniveau unter dem eines 
vergleichbaren deutschen Kollegen 
eingeordnet. Flüchtlinge sind daher 
erpressbar und eher bereit, sich mit 
schlechter Entlohnung abzufinden. 
Auch weil sie sich eine neue Existenz 
aufbauen müssen, akzeptieren sie fast 
jeden Job. Schließlich können sie auch 
das Lohn-Niveau hierzulande nicht 
korrekt einschätzen - dafür freilich 
gibt es Gewerkschaften, die hier wei-
terhelfen müssen.

Für denjenigen Teil der hiesigen 
Arbeiterschaft, der auf Jobs in einfa-
chen Tätigkeiten absolut angewiesen 
ist, dürfte es natürlich dementspre-
chend problematisch werden, wenn 
neue Kräfte ankommen. Wenn inzwi-
schen das Risiko von Erwerbslosig-
keit, Niedriglohn und Armut nicht 
mehr allein ab Hauptschul-, sondern 
schon ab Realschulabschluss beginnt, 
könnte es in diesem Bereich düster 
aussehen. Für alle aber, egal ob hö-
her qualifiziert oder nicht, droht eine 
Konkurrenzsituation mit den Neuan-
kömmlingen, die nur zu verstehen 
und bekämpfen ist, wenn beide Seiten 
-Flüchtlinge und bereits hier arbeiten-
de Lohnabhängige- diese Probleme 
als Konsequenz ihrer Klassenlage im 
Kapitalismus erkennen. Daran müs-
sen wir arbeiten, nicht zuletzt, um zu 
verhindern, dass Rechtspopulisten 
aus PEGIDA, AfD, Naziorganisatio-
nen usw. die Sumpfblüten ihrer Agi-
tation daraus ziehen.
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Wie ist die Fluchtbewegung 
politisch einzuschätzen?

Flüchtlinge wie andere Migranten 
kommen aus fast allen Schichten ihrer 
Herkunftsländer und mit fast allen 
beruflichen Qualifikationen von dort. 
Sie kommen aus vielfältigen Moti-
ven: Flucht vor politischer und/oder 
rassistischer Verfolgung, vor Bürger-
krieg, wegen Suche nach besseren 
Verdienstmöglichkeiten, oder es sind 
schlicht und einfach Armutsflücht-
linge (letztere dürften allerdings in 
der Regel wegen der hohen Kosten 
gar nicht in der Lage sein, weit zu 
reisen). Politisch dürfte alles dabei 
sein: von Linken über bürgerliche Re-
gimegegner bis hin zu Antikommu-
nisten, was konkrete Solidaritäts- und 
Unterstützungsarbeit im nicht rein 
humanitären, sondern im politischen 
Sinne nicht einfach macht. Dennoch 
müssen wir uns dazu verhalten und 
eine Einschätzung gewinnen, die uns 
in konkreten Fällen hilft.

Die Vorstellung von nur passiv 
flüchtenden Massen ist realitätsfern. 
Um es konkret verständlich machen 
zu können, konzentrieren wir uns 
hier auf den syrischen Teil der Be-
wegung. Sieht man die Bilder von 
teilweise planvollem Vorgehen in 
Auseinandersetzungen an den Grenz-
posten (in Mazedonien, Ungarn oder 
Kroatien), so kann man den Eindruck 
gewinnen, dass viele Flüchtlinge aus 
dem syrischen Bürgerkrieg ihre Er-
fahrungen aus der syrischen „Arabel-
lion“ des Jahres 2011 quasi im Gepäck 
haben und politische Kampfformen 
wie Demonstrationen, Überwindung 
von Grenzzäunen, Täuschung von 
gegen sie eingesetzten Polizeikräften 
etc. anzuwenden wissen.

Eine Analyse aus dem syrischen 
Bürgerkrieg  macht das deutlich: 
„Die zumeist jungen Menschen, die 
im Jahr 2011 die Demonstrationen 
gegen das Regime anführten, hatten 
mit der alten Opposition kaum etwas 
zu tun, weder mit der linken noch mit 
den Islamisten. Von der öffentlichen 
Wahrnehmung fast unbemerkt, war 
seit Beginn des Jahrtausends in der 
arabischen Welt eine neue Generati-
on erwachsen geworden, die die Welt 
mit anderen Augen sah als ihre Eltern. 
Diese Generation war nicht mehr 
bereit, sich für eine dysfunktionale 
Entwicklungsdiktatur und einen ver-
logenen Nationalismus bzw. Antiim-

perialismus heuchlerischen Regimen 
unterzuordnen. … Sie waren viele 
und gut ausgebildet. Die heute 15- bis 
35-jährigen sind besonders geburten-
starke Jahrgänge - 70 % der Syrer sind 
unter 35. Analphabetismus gibt es in 
dieser Generation zumindest in den 
Städten kaum noch, der Anteil der 
Hochschulabsolventen und -absol-
ventinnen ist hoch. Das hat ökono-
mische Auswirkungen. Es gibt nicht 
genug qualifizierte Arbeitsplätze. Seit 
seinem Amtsantritt im Jahr 2000 hatte 
Baschar al-Assad zudem neoliberale 
Reformen in Angriff genommen. … 
Aber den Demonstrantinnen und 
Demonstranten ging es nur am Ran-
de um soziale Themen. Ihre Haupt-
forderungen waren Meinungsfrei-
heit, Würde und Demokratie. … Sie 
wollen wie Menschen behandelt und 
nicht von Polizisten geschlagen oder 
ins Gesicht gespuckt werden.“

Wir können und müssen davon 
ausgehen, dass ein großer Teil der 
Flüchtlinge diese Erfahrungen mit-
nimmt. Die Fluchtbewegung als 
vereinheitlichendes politisches Sub-
jekt gibt es nicht, aber sie enthält Po-
tenziale. Diese werden sich in dem 
Maße zeigen, in dem Konflikte bei 
der Integration ausgetragen werden, 
und dann, wenn die nun hier an-
gekommenen und proletarisierten 
Flüchtlinge als Teile der Klasse der 
Lohnabhängigen ihre Forderungen 
stellen und an den hiesigen Ausein-
andersetzungen teilnehmen.

Die soziale Frage in neuem Licht

Pläne, Verabredungen auf Regie-
rungsebene und bereits beschlossene 
Gesetze halten düstere Aussichten für 
die Flüchtlinge und für die Mehrheit 
der Lohnabhängigen bereit. Sie füh-
ren zu den beschriebenen gespalte-
nen Stimmungslagen: Die einen er-
kennen die Not der Menschen und 
wollen helfen; andere dagegen fürch-
ten, dass die bereitzustellenden Mittel 
nicht ausreichen und am Ende der 
ansässigen Wohnbevölkerung vieles 
gekürzt wird, was Arbeitsplätze, Er-
werbseinkommen, Sozialleistungen 
und kommunale Dienstleistungen 
wie Schulen, Kitas, Schwimmbäder, 
Bibliotheken etc. angeht. Angst, Vor-
urteile und Konkurrenzneid kommen 
hoch. Dem muss gegengehalten wer-
den: Der Kampf ist ein gemeinsamer. 

Die Integration der Zahl der Flücht-
linge, die zu uns kommen, ist in ei-
nem reichen Land wie Deutschland 
selbst nach Ansicht bürgerlicher Öko-
nomen (s. Herbstgutachten) leistbar; 
sie ist eine Frage des gesellschaftli-
chen und politischen Kräfteverhält-
nisses. Deshalb schließen wir uns 
Forderungen an, wie sie z. B. zum 
Ausdruck kommen in einem Papier 
der Bremer Gewerkschaften vom 23. 
September 2015, aus dem wir Auszü-
ge bringen:

„1. Legale und sichere Flucht-
wege schaffen: Oberstes Gebot muss 
sein, dass Schutzsuchende nicht mehr 
auf ihrem Weg nach Europa ihr Le-
ben riskieren müssen. Es führt daher 
kein Weg daran vorbei, legale Zugän-
ge nach Europa zu schaffen. Hierfür 
müssen die Flüchtlinge ab sofort die 
Möglichkeit erhalten, die übers Mit-
telmeer pendelnden Fähren zu nut-
zen … .

2. Freizügigkeit statt starrer 
Quoten: … Flüchtlinge (sollten) dort-
hin gehen können, wo sie sich sicher 
fühlen oder wo bereits Verwandte 
oder Freunde leben. Länder, die hier-
durch weniger Flüchtlinge aufneh-
men, als es ihrer Einwohnerzahl und 
Wirtschaftskraft entsprechen würde, 
sollten deshalb für die zusätzlichen 
Kosten jener Länder aufkommen, die 
überproportional viele Flüchtlinge 
aufnehmen. …

3. Gleiche Rechte für Geflüch-
tete: Menschenrechte sind nicht teil-
bar! In diesem Sinne stehen Schutz-
suchenden die gleichen Rechte zu 
wie der bereits ansässigen Wohnbe-
völkerung. Die jüngst durch die gro-
ße Koalition in Berlin beschlossenen 
Gesetzesverschärfungen wie eine auf 
6 Monate verlängerte Verweildauer in 
den Erstunterkünften oder die Wie-
dereinführung der Residenzpflicht 
(Verpflichtung der noch nicht aner-
kannten Asylbewerber, sich in dem 
ihnen zugewiesenen Landkreis auf-
zuhalten, Anm. de. Red.) bzw. des 
Sachleistungsprinzips sind daher als 
menschenrechtswidrig abzulehnen. 
…

4. Zugänge zu Ausbildung 
und Arbeit schaffen: Flüchtlinge 
brauchen Ausbildung und Arbeit. … 
Zudem bedarf es eines Zugangs zu 
arbeitsmarktpolitischen Förderins-
trumenten sowie zu berufsbezoge-
nem Sprachunterricht. Flüchtlinge 
brauchen bei der Anerkennung ihrer 
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Nr. 189 Herbst 2015, 36 S.
● Griechenland vor einem neuen 
„Hilfspaket“
● 70 Jahre atomare Bedrohung, Teil I
● Wie der Kommunismus nach China 
kam, Teil I
● Das Handelskapital der Hansestädte 
auf Raubzügen im Osten
● Parlamentswahlen in Dänemark
● Rezensionen

Nr. 188 Sommer 2015, 44 S.
● G7 - Ein Gipfel demontiert sich
● Rußland heute – Der Linken Freund 
oder Feind?
● Bericht von unserem 
Wochenendseminar in München
● Die Lage in Griechenland
● USA-Kuba-Venezuela
● Bremen hat gewählt – zur Hälfte
● Hartz IV: Die wahren sozialen Folgen
● Generelle „Unzufriedenheit mit der 
Politik“: PEGIDA 

Nr. 187 Frühjahr 2015, 44 S.
● PEGIDA in Dresden
● Thüringer LINKE-Regierung, Konkretes 
und Grundsätzliches
● TTIP – Freihandelsabkommen 
zwischen EU und USA 
● Schwarz-rotes Streikverbot
● 70 Jahre Befreiung des KZ Auschwitz
● Vom Bau der Atombombe zum 
„Regime nuklearer Weltordnung“
● Chile: Ein Jahr Regierung Bachelet
● Genosse Udo Winkel verstorben

Nr. 186 Winter 2014, 32 S.
● Portugal im revolutionären 
Aufbruch, Teil II
● Wahlen in Sachsen-Thüringen-Brandenburg
● Islamischer Fundamentalismus, 
Islamischer Staat und der Westen
● Viktor Agartz
● Lebenszeugnis und Plädoyer eines 
Wehrmachtsdeserteurs
● Karl Wastl – aktiver Gewerkschafter 
und Antifaschist
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Gruppe Arbeiterstimme
T. Gradl, Postfach 910307
90261 Nürnberg
Probehefte versenden wir gratis!

4x im Jahr, pro Heft € 3.- / Abo € 13.-

Aus dem Inhalt der letzten Nummern:

www.arbeiterstimme.org

Berufs- und Bildungsabschlüsse Un-
terstützung. Bei der Ausbildung sollte 
von Anfang an ein gesicherter Aufent-
halt für die gesamte Ausbildungszeit 
gewährleistet sein.

 …
7. Sozialen Wohnungsbau und 

Recht auf Bildung umsetzen: Der 
Bedarf an bezahlbarem Wohnraum 
für alle, die darauf angewiesen sind, 
erfordert ein Sofortprogramm. Der 
bevorstehende Winter erfordert ein 
schnelles und unbürokratisches Han-
deln. … Die Aussetzung der Schul-
pflicht ist keine Lösung! Stattdessen 
brauchen Schulen und Kitas sofort 
verfügbare zusätzliche Mittel, damit 
sie diese Aufgabe bewältigen kön-
nen.“

Jegliche Diskriminierung am 
Arbeitsplatz ist abzulehnen und zu 
bekämpfen, z. B. Arbeitsverbot für 
Asylsuchende, Vorrangprüfung bei 
der Einstellung von Arbeitskräften, 
Eingruppierung unter dem tatsäch-
lichen Wert der Ausbildung, unter-
tarifliche Bezahlung, Verweigerung 
des Mindestlohns. Das alles gehört 
abgeschafft bzw. verhindert.

Hinzu kommt die Forderung nach 
Finanzierung der Integrationskosten 
durch eine angemessene Besteuerung 
der Unternehmen und großen Ver-
mögen, wie wir sie in dem Abschnitt 
„Wer trägt die Kosten der Integrati-
on?“ angedeutet haben: Wiederein-
führung der Vermögensteuer, echte 
Besteuerung großer Erbschaften, 
Besteuerung des Handels mit soge-
nannten Finanzprodukten, Wieder-
anhebung des Spitzensteuersatzes 
von derzeit 42 % auf den bis 1989 
geltenden Satz von 56 %, ebenso des 
Satzes der Körperschaftssteuer von 
gegenwärtig 15 % auf 56 % etc. An-
sonsten droht etwa die Erhöhung 
der Mehrwertsteuer, also die Abwäl-
zung der Lasten auf die Mehrheit der 
Lohnabhängigen.

Für die Gewerkschaften stellt 
sich die Aufgabe der Organisierung 
der Ankommenden. Egal, welchen 
Status die Flüchtlinge in ihren Her-
kunftsländern hatten: Arbeiter, An-
gestellte oder aber Freiberufler, kleine 
Selbständige oder größere Unterneh-
mer - wenn sie hierherkommen, um 
Arbeit zu suchen, sind sie Lohnab-
hängige. Ihnen stehen die gleichen 
Rechte zu. Die Flüchtlinge, soweit sie 
als Lohnabhängige hierher kommen 
und hier leben und arbeiten werden, 

dürfen nicht als Opfer kapitalisti-
scher Lohndumpingstrategien allein 
gelassen werden. Die Folgen wären 
für uns alle spürbar, nicht zuletzt in 
neuen Angriffen auf unsere Arbeits- 
und Sozialrechte und im Auftrieb 
rechtspopulistischer Tendenzen. 
Unsere Aufgabe ist es, auf diese Zu-
sammenhänge hinzuweisen und, wo 
immer möglich, auf praktische Kon-
sequenzen zu drängen.

Hierbei wird in Unterstützerkrei-
sen, Gewerkschaften und Initiativen 
der sozialen Bewegungen zu Recht 
betont, dass soziale Forderungen wie 
diese auch für die hiesige Bevölke-
rung gelten, soweit sie auf öffentli-
che Daseinsvorsorge angewiesen ist, 
und dass sie selbstverständlich schon 
lange vor der jetzigen Steigerung der 
Zuwanderung durch Flüchtlinge er-
hoben wurden. Jetzt kommt eben eine 
quantitative Ausweitung hinzu. Es 
kann nicht hingenommen werden, 
dass durch bewusste oder fahrlässi-
ge Denunzierung dieser Forderungen 
versucht wird, „zur Stimmungsma-
che gegen die aus Kriegsgebieten zu-
wandernden Menschen beizutragen“ 
(aus einer Presseerklärung des „Run-
den Tisches für menschenwürdiges 
und bezahlbares Wohnen“ in Hanau 
vom 16. Oktober). Dies würde eben 
uns selbst auf die Füße fallen durch 
Stärkung rechtspopulistischer Ten-
denzen. Unsere Aufgabe dagegen ist 
der gemeinsame Kampf um soziale 
Fragen. So gesehen, hat die Integ-
ration der Flüchtlinge auch das Po-
tenzial, zu einem Aufschwung von 
Klassenkämpfen und sozialen Ausei-
nandersetzungen beizutragen, wenn 
es gelingt, die Frage der Solidarität 
richtig zu lösen.

15.10.2015

Aus Arbeiterpolitik 5+6/2015
Kontakt: GFSA e.V.,

Postfach 106426,
D-20043 Hamburg
arpo.berlin@gmx.de

www.arbeiterpolitik.de
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K. H. Tjaden: Struktur und Funktion der KPD-Oppostion eine Untersuchung zur 
„Rechtsopposition“ im deutschen Kommunismus zur Zeit der Weimarer Republik, SOAK-Verlag

Die Bremer Linksradikalen

Register der „Arbeiterstimme“ 1971 - 1975, 1976 - 1981, 1981 - 1989

Isaac Abusch: Erinnerungen und Gedanken eines oppositionellen Kommunisten (Hrsg. Achim 
Kowalczyk)

Immer noch Kommunist? Erinnerungen von Paul Elflein

Theodor Bergmann: Gegen den Strom, Die Geschichte der KPD-Opposition (KPO) (Neuauflage)

Jens Becker: Heinrich Brandler – Eine politische Biographie

Herausgegeben von der Gruppe Arbeiterpolitik: Einführung in den dialektischen Materialismus 
Vorträge an der Sun-Yat-Sen-Universität Moskau (August Thalheimer)

Zurück in die Eierschalen des Marxismus? Zum Existentialismus als bürgerliche Philosophie 
(August Thalheimer)

1923, eine verpaßte Revolution? Die deutsche Oktoberlegende und die wirkliche Geschichte von 
1923 (August Thalheimer)

Um was geht es? Zur Krise der KPD (August Thalheimer)

Plattform der Kommunistischen Partei Deutschlands (Opposition)

Wie schafft die Arbeiterklasse die Einheitsfront gegen den Faschismus? Eine kritische Unter-
suchung der Fragen: 1. Warum sind reformistische Methoden untauglich zum Kampf gegen den 
Faschismus? 2. Warum hat die bisherige kommunistische Taktik im Kampf gegen den Faschismus 
versagt, und wie muß sie geändert werden? (August Thalheimer)

Der Zusammenbruch der Weimarer Republik - und was weiter?

Volksfrontpolitik, ihre Ursachen und Folgen am Beispiel Frankreichs und Spaniens. Artikel aus 
dem „Internationalen Klassenkampf“ von 1935 - 1939. Eingeleitet von der Gruppe Arbeiterpolitik

Fluchtpunkte, Nürnberg und Bremen – Zwei Hochburgen der deutschen Arbeiterbewegung

Die Potsdamer Beschlüsse, Eine marxistische Untersuchung der Deutschlandpolitik der Groß-
mächte nach dem 2. Weltkrieg (August Thalheimer)

Grundlinien und Grundbegriffe der Weltpolitik nach dem 2. Weltkrieg (August Thalheimer)

Weiße Flecken, Über die Geschichte der Sowjetunion, u. a. Neue Ökonomische Politik, Industri-
alisierung, Kollektivierung, Opposition und Prozesse, Massensäuberungen, Belagerte Festung

August Thalheimer and German Communism – Revolutionary History

Grundlagen der Einschätzung der Sowjetunion (August Thalheimer)

Die Sowjetunion und die sozialistische Revolution (Heinrich Brandler)

Revolutionäre oder konterrevolutionäre Kritik an der Sowjetunion, Auseinandersetzung mit 
der Kritik Kravchenkos und Solschenizyns an der SU

Über die sogenannte Wirtschaftsdemokratie (August Thalheimer)

Der Weg der Gewerkschaften, Um eine richtige kommunistische Politik nach dem 2. Weltkrieg 
(Waldemar Bolze) 

Ostblock - Westblock, Internationale monatliche Übersichten 1945 - 48 (August Thalheimer)

Der Faschismus in Deutschland, Analysen und Berichte der KPD-Opposition

1983, 234 Seiten , 14,00 €
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je 1,00 €

Sonderpreis 192 Seiten, 5,00 €
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Der spanische Bürgerkrieg Die Niederlage der spanischen Re-
publik 1939 war eine Niederlage für die 
spanische und internationale Arbeiterbewe-
gung und ist bis heute Thema ungezählter 
Bücher. 

Die Aufsätze in dem vorliegenden Buch 
sind erstmalig in der Arbeiterstimme in 
den Ausgaben September 1986 bis Okto-
ber 1987 veröffentlicht und später in einer 
Broschüre zusammengefasst worden.

Uns war es wichtig diese längst vergrif-
fene Broschüre mit einigen Ergänzungen 
neu aufzulegen.

Denn es handelt sich um eine der 
seltenen Darstellungen der Ereignisse in 
Spanien aus der Sicht der KPO (Kommu-
nistische Partei – Opposition), bzw. der 
sich in diese Tradition stellenden Gruppe. 
Die Position dieses Teils der Arbeiterbe-
wegung wird in der bis heute andauernden 
Diskussion kaum zur Kenntnis genommen. 
Im Anhang werden einige Diskussionsbei-
träge aus unserer Zeit dokumentiert. Die 
Kämpfe in Barcelona im Mai 1937, und die 
Kontroverse um den „Fall Maurin“ werden 
unter Verwendung erst jetzt zugänglicher 
Materialien dargestellt.

Wir sehen dieses Buch auch als einen 
Beitrag zur Diskussion über eine der Ur-
sachen, die zur weltweiten Niederlage der 
Arbeiterbewegung und der Ansätze zum 
Sozialismus geführt haben.

240 Seiten, Paperback,
E 12,–
ISBN 3-00-010296-5
Herausgegeben
von der Gruppe Arbeiterstimme

510 Seiten, Paperback, 
E 20,–
ISBN 3-87975-767-4

624 Seiten, Paperback, 
E 20,–
ISBN 3-87975-836-0

Bestelladresse:
T. Gradl, Postfach 910307
90261 Nürnberg
oder:
redaktion@arbeiterstimme.org

Faschismus in Deutschland
Analysen und Berichte der KPD-
Opposition 1928 bis 1933 (aus 
„Gegen den Strom“). Herausgegeben 
und eingeleitet von der Gruppe 
Arbeiterpolitik, Frankfurt/M.
2. erweiterte Auflage 1981 mit 
zwei neuen Kapiteln, 296 Seiten, 
Klebebindung. 8,– €
Bestelladresse:
T. Gradl, Postfach 910307
90261 Nürnberg
oder: redaktion@arbeiterstimme.org

Die Arbeiterstimme erscheint 
viermal im Jahr. Abonnement und 
Geschenkabonnement kosten 13.- € 

(einschließlich Versandkosten). Über 
Förderabonnements (ab 20.- €. aufwärts) 
sind wir sehr erfreut. Den Betrag bitten 
wir, jeweils am Jahresanfang zu über-
weisen. Rechnungserstellung erfolgt aus 
Kostengründen in der Regel nicht, son-
dern nur auf Wunsch. Die Abonnements 
können zum Jahresende gekündigt 
werden. Falls die Bezahlung des Abon-
nements eine Belastung darstellt (z.B. 
aus sozialen Gründen), schicken wir die 
Arbeiterstimme auch kostenlos zu. An 

Tausch-Abos mit anderen Zeitschriften 
sind wir interessiert, bitte schickt uns ein 
Probeexemplar. Die inhaltliche Mitarbeit 
bei der Arbeiterstimme ist erwünscht: 
Die Redaktion behält sich aber das Recht 
vor, Artikel abzulehnen, zu ändern oder 
zu kürzen. Helft mit, die Arbeiterstimme 
zu verbreiten! Schickt uns Adressen von 
politisch interessierten Menschen, denen 
wir die Arbeiterstimme probeweise zu-
schicken können.

Nachdruck nur mit Einverständnis 
der Redaktion (außer bei politisch nahe-
stehenden Organisationen) und gegen 
Zusendung von Belegexemplaren.


